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Ziel der Arbeit des Menschenrechtsbüros ist die Aufklärung über Menschenrechtsverletzungen in
den Ländern Afrikas, Asiens und Ozeaniens. Zur Erreichung dieses Zieles beteiligen wir uns aktiv
an Menschenrechts-Netzwerken und fördern den Austausch zwischen den kirchlichen Partner-
organisationen von missio in Afrika, Asien und Ozeanien und den Kirchen sowie den politischen
Entscheidungsträgern in der Bundesrepublik Deutschland. In der Reihe Menschenrechte werden Län-
derstudien, thematische Studien sowie Protokolle und Berichte von Fachkonferenzen herausgegeben.

Die Beziehungen zwischen der indonesischen Regierung und den indigenen Papua in West-Papua
sind seit der Übernahme des Territoriums durch Indonesien 1963 durch gewalttätige Auseinander-
setzungen gekennzeichnet. Im Jahr 2000 haben sich die Führer aller Religionen – Christen, 
Moslems, Hindus und Buddhisten – auf eine gemeinsame Friedensinitiative geeinigt. Ihre inter-
konfessionelle Zusammenarbeit für den Frieden manifestiert sich in einer Vielzahl von Aktivitä-
ten und ist zu einer Quelle der Hoffnung geworden. Die Religionsführer haben sich zusammen-
geschlossen, um unter dem Motto „Papua, Land des Friedens“ gemeinsam für den Frieden zu wirken.
Ihre religionsübergreifende Friedensinitiative braucht die Unterstützung aller friedliebenden 
Menschen und Institutionen.

Die vorliegende Studie zu den interkonfessionellen Friedensaktivitäten in West-Papua analysiert
die Bedrohungen des Friedens in diesem Territorium, befasst sich mit den dem Konzept „Papua,
Land des Friedens“ zugrundeliegenden Werten, erläutert das interkonfessionelle Engagement für
den Frieden, unterstreicht die Notwendigkeit der Einbeziehung aller Menschen in West-Papua sowie
einer konsequenten Unterstützung durch die indonesische Regierung, das Militär und die Zivil-
gesellschaft und legt dar, wie die internationale Gemeinschaft die Kampagne „Papua, Land des 
Friedens“ unterstützen kann.

Neles Tebay ist Priester in der Diözese Jayapura, West-Papua. Von 1998 bis 2000 war er als Journa-
list für die „Jakarta Post“, eine in der indonesischen Hauptstadt Jakarta erscheinende englisch-
sprachige Tageszeitung, tätig. Er erhielt seine Ausbildung am Katholischen Institut für Philosophie
und Theologie in Jayapura und erwarb seinen Doktorgrad im März 2006 an der Päpstlichen Uni-
versität Urbaniana Rom. Der Titel seiner Doktorarbeit lautet: „Die Versöhnungsmission der Kirche
in West-Papua im Lichte von Reconciliatio et Paenitentia“. Er ist der Verfasser von „West Papua: The
struggle for peace with justice“, herausgegeben vom Katholischen Institut für internationale Bezie-
hungen (CIIR), London, 2005. 
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Einführung

Das früher als Irian Jaya oder Papua bezeichnete West-Papua ist der Westteil der Insel
Neuguinea. Sein östlicher Nachbar ist Papua-Neuguinea, mit dem es eine Landgrenze
teilt, der nächste Nachbarstaat seewärts ist Australien. West-Papua war von 1828
bis 1962 eine Kolonie des Königreichs der Niederlande1; zu dieser Zeit wurde das
Gebiet als Nederlands Nieuw Guinea bzw. als Niederländisch-Neuguinea bezeichnet.

Am 1. Mai 1963 übernahm Indonesien das Territorium von den Niederlanden,
und unter dem ersten indonesischen Präsidenten wurde die Bezeichnung Irian Barat
(West-Irian) eingeführt. Nach 1973 nannte die indonesische Regierung das Gebiet
offiziell Irian Jaya. Im Zusammenhang mit dem Angebot, dem Gebiet einen Sonder-
autonomiestatus zu gewähren, änderte die Regierung den Namen in Papua. Den-
noch wird das Gebiet von den indigenen Papua immer noch als West-Papua bezeich-
net. In diesem Beitrag wird, außer in Zitaten, die Bezeichnung West-Papua verwendet.

Unter indonesischer Herrschaft wurde West-Papua zu einem Land ungelös-
ter Konflikte und blutiger Zusammenstöße zwischen der indonesischen Regie-
rung und den indigenen Papua, wobei die Bevölkerung zahlreichen und ernsten
Verletzungen ihrer Menschenrechte ausgesetzt ist. 

In ihrem Bemühen, der systematischen Gewalt Einhalt zu gebieten, ergrif-
fen die führenden Repräsentanten der verschiedenen Religionsgemeinschaften
– katholische und protestantische Christen, Muslime, Buddhisten und Hindus
– die Initative zu einer Friedenskampagne und begannen im Jahre 2000 mit der
religionsübergreifenden Zusammenarbeit. Seit dieser Zeit haben die Religions-
führer gemeinsam engagiert für den Frieden gearbeitet, getreu dem Motto
„Papua, Land des Friedens“, und den vielen Schwierigkeiten und Herausforde-
rungen, die eine solche Zusammenarbeit mit sich bringt, getrotzt.2

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der religionsübergreifenden
Zusammenarbeit zur Förderung des Friedens in West-Papua. Im ersten Abschnitt
wird kurz auf das Konzept des Friedens im Verständnis der Religionsführer West-
Papuas eingegangen. Der zweite Abschnitt führt die unterschiedlichen Faktoren
auf, durch die der Friede bedroht ist, und im dritten Abschnitt werden die
gemeinsamen Hoffnungen auf Frieden beschrieben. Abschnitt vier befasst sich
mit dem Konzept „Papua, Land des Friedens“, während Abschnitt fünf die ver-
schiedenen religionsübergreifenden Friedensinitiativen beschreibt. In Abschnitt
sechs werden Empfehlungen zur Umsetzung des Konzepts „Papua, Land des Frie-
dens“ auf lokaler Ebene gegeben; Abschnitt sieben unterstreicht die Bedeutung
der indonesischen Zivilgesellschaft bei der Unterstützung des Friedenskonzepts.
Die Rolle der internationalen Gemeinschaft bei der Unterstützung der Kampagne
„Papua, Land des Friedens“ steht im Mittelpunkt der Zusammenfassung. 

Name des Territoriums Die einheimischen Papua nennen das Gebiet West-Papua, die 
indonesische Regierung verwendet die Bezeichnung Papua bzw. 
zuvor Irian Jaya.

Status Von 1828 bis 1962 war West-Papua niederländische Kolonie; 
nach der Übernahme durch Indonesien 1963 ist es nun eine 
indonesische Provinz mit besonderem Autonomiestatus.

Oberfläche 421.918 km2

Gesamtbevölkerung 2.387.427 (2002)

Einwohner 1.241.462 (52 %) Papua; 1.145.965 (48 %) indonesische Immi-
granten (2002)

Lebenserwartung 64 Jahre

Regierung Barnabas Suebu ist der für die Amtszeit 2006 bis 2011 gewählte 
Gouverneur.

Hauptstadt Jayapura

Wirtschaft Von wesentlicher wirtschaftlicher Bedeutung sind die Vorkommen
an Öl, Gas, Kupfer, Gold und anderen Rohstoffen. 80 Prozent 
der Bevölkerung leben unterhalb der Armutsgrenze. Die Papua-
Bevölkerung lebt in einer traditionell ausgerichteten Sub-
sistenzwirtschaft.

Religionen 1.778.700 Christen; 498.329 Muslime; 7.249 Hindus; 4.123 
Buddhisten. 

Sprachen Bahasa Indonesia (Indonesisch) und 252 Stammessprachen

Allgemeine Angaben zu West-Papua
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I Gusti Made Sunartha, der führende Vertreter der Hindus in West-Papua,
bekräftigt, dass Frieden ein universeller Wunsch ist. Inspirationen aus der hin-
duistischen Tradition aufgreifend, unterstreicht Sunartha, dass Frieden etwas ist,
von dem jeder Mensch auf der Erde träumt und nach dem er sich sehnt. Frieden
ist sogar noch mehr, es ist die „Wurzel des Glücks“. Wegen dieser grundsätzlichen
Bedeutung von Frieden verwenden die Hindus am Ende eines Gebets immer die
Formel Om Sanith, was soviel bedeutet wie „Möge Frieden herrschen“.7

Die Friedenskampagne in West-Papua hat ganz klar nichts mit dem zu tun,
was die indonesische Regierung die „papuanische Separatistenbewegung“ nennt.
Reverend Saud hat unmissverständlich klargestellt, dass die unter dem Motto
„Papua, Land des Friedens“ arbeitende Friedenskampagne nicht identisch ist mit
der Kampagne für die politische Unabhängigkeit von West-Papua. Das Haupt-
ziel der von den Religionsführern ins Leben gerufenen Friedenskampagne ist es,
dafür zu sorgen, dass in Papua Frieden herrscht, unabhängig davon, ob Papua
eine indonesische Provinz bleibt oder ein unabhängiger Staat wird. Die Frie-
denskampagne unterscheidet sich grundlegend von der Kampagne für politische
Unabhängigkeit8, und es wäre daher ein grober Fehler, die Friedenskampagne als
politische Kampagne für einen unabhängigen Staat West-Papua zu verstehen.

2. Bedrohung des Friedens

Die Religionsführer haben die religionsübergreifende Friedenskampagne ins
Leben gerufen, weil in West-Papua kein Frieden herrscht. Um erfolgreich zu sein,
muss sich die Friedenskampagne mit allen Bedrohungen des Friedens befassen.
Auf diese Weise werden die Menschen in West-Papua unabhängig von ihrer Reli-
gionszugehörigkeit in die Lage versetzt, die Hürden auf dem Weg zu einem wirk-
lich friedlichen West-Papua zu überwinden. Dieser Teil der Studie befasst sich
mit den verschiedenen, von den Religionsführern West-Papuas erkannten Bedro-
hungen des Friedens.

2.1. Militäroperationen als Mittel der Wahl
Die indonesische Regierung hat sich entschieden, Probleme in West-Papua in
der Hauptsache mit militärischen Mitteln zu lösen. In der Zeit vom 1. Mai 1963,
als die Besetzung durch Indonesien begann, bis heute haben die indonesischen
Sicherheitskräfte mindestens zwölf massive Militäroperationen durchgeführt. Jede
dieser Militäroperationen erhielt eine besondere Bezeichnung.9

1. Erläuterungen zum Friedenskonzept

Die Präsenz der Papua-Widerstandsbewegung in West-Papua ist eine Tatsache,
die niemand leugnen kann. Von der indonesischen Regierung wird diese Bewe-
gung als Gerakan separatis Papua (papuanische Separatistenbewegung) bezeich-
net, international ist sie jedoch unter dem Namen Free Papua Movement (Bewe-
gung freies Papua) bekannt geworden. Seit 1963 leisten die indigenen Papua
Widerstand gegen die indonesische Herrschaft und Unterdrückung, gegen Unge-
rechtigkeit in vielerlei Form und gegen Menschenrechtsverletzungen. Da es
kein Anzeichen für ein Ende der Unterdrückung gibt, wird auch der Widerstand
der Papua weitergehen.

Eine von der Zivilbevölkerung getragene Friedensinitiative steht natürlich
immer in der Gefahr, von einer der beiden Konfliktparteien missverstanden zu
werden. Und in der Tat wird die Friedenskampagne immer wieder als Kampag-
ne für einen unabhängigen Staat West-Papua fehlinterpretiert. Daher stehen die
indonesischen Behörden allen Friedensinitiativen in Papua sehr misstrauisch
gegenüber. Die Separatistenbewegung instrumentalisiert in ihren Kampagnen für
eine politische Unabhängigkeit West-Papuas die Kirchen zu ihren Zwecken.3 Vor
diesem Hintergrund besteht die Notwendigkeit, den Begriff Frieden im Ver-
ständnis der Religionsführer in West-Papua genauer zu definieren. 

Der katholische Bischof der Diözese von Jayapura, Leo Laba Ladjar, versteht
Frieden in einer ganzheitlichen Weise. Frieden umfasst in seiner Deutung sowohl
die Ganzheit des Einzelnen als auch eine harmonische Beziehung zum Schöp-
fer, den Mitmenschen und zur gesamten Schöpfung. So verstanden, umfasst Frie-
den alle Aspekte des menschlichen Lebens: körperliche Gesundheit, soziale
Beziehungen und Wohlstand, ein würdiges Leben als Mitglied der Gesellschaft
und des Staates und das Leben als ein Kind Gottes. Frieden ist mehr als ledig-
lich das Nichtvorhandensein eines gewaltsamen Konflikts; zum Frieden gehö-
ren Vertrauen, gegenseitiger Respekt, Gerechtigkeit und faire Entwicklungs-
chancen. Frieden umfasst gesellschaftliche und wirtschaftliche Entwicklung,
kulturelle Rechte, Gerechtigkeit und Sicherheit für die Menschen.4

Es ist die gemeinsame Überzeugung der führenden Vertreter aller Religio-
nen in West-Papua, dass Frieden eine von allen geteilte Sehnsucht ist. Der ehe-
malige Vorsitzende der Synode der Christlich-Evangelischen Kirche (Gereja Kris-
ten Injili / GKI), Reverend Herman Saud, drückte dies sehr deutlich aus, als er sagte,
dass „…Frieden das tiefste Verlangen eines jeden ohne Ausnahme darstellt5.“ Dies
gilt auch für alle, die in Papua leben, ungeachtet ihrer Hautfarbe, Religion, kul-
turellen Tradition, ihres gesellschaftlichen Status, Berufs oder Geschlechts.6
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von Papua in 25 Dörfern wurden aus ihren Häusern vertrieben, und in der Folge
starben 42 von ihnen in Flüchtlingslagern. In den Dörfern brannte das Militär
Häuser, Kirchen, Krankenhäuser und Schulgebäude nieder.14

2004 wurde dann die zwölfte Militäroperation im Distrikt Puncak Jaya
durchgeführt. Mindestens 6.000 Papua aus 27 Dörfern flüchteten in den Dschun-
gel, und 35 von ihnen, darunter auch 13 Kinder, starben in den Flüchtlingsla-
gern, die man im Dschungel errichtet hatte. Die gesamte Region ist jetzt abge-
riegelt und für Hilfsorganisationen nicht mehr zugänglich.15

Der einzige Zweck dieser Militäroperationen in West-Papua ist die Vernich-
tung der Papua, die von der indonesischen Regierung als Separatisten angese-
hen werden. Nach Schätzung von internationalen und lokalen Menschen-
rechtsgruppen wurden mindestens 100.000 Papua von den indonesischen
Sicherheitskräften getötet.

2.2. Missachtung der Menschenwürde der Papua 
Die Behauptung, dass die Papua unter der indonesischen Herrschaft in Frieden
lebten, entbehrt jeglicher Grundlage. Der Hauptgrund dafür ist, dass die Men-
schenwürde der Papua niemals respektiert, sondern ganz im Gegenteil mit
Füßen getreten wurde. 

Immer wieder kam es zu extralegalen Tötungen von Papua durch indone-
sische Sicherheitskräfte. Viele wurden in der Haft getötet oder starben unter mys-
teriösen Umständen kurz nach ihrer Entlassung aus dem Gefängnis. In einem
Fall wurde das Fleisch eines toten Papua über dem Feuer gegrillt, und seine Frau
und Kinder wurden gezwungen, ihren Mann bzw. ihren Vater zu essen.16 In einem
anderen Fall nahmen indonesische Soldaten 30 Papua-Männer gefangen, trie-
ben sie in Boote, banden ihnen Steine um den Hals und warfen sie dann über
Bord.17 Indonesische Soldaten ermordeten Nalogoban Kibak, einen Stammes-
führer, füllten einen Eimer mit seinem Blut und zwangen dann die anderen Stam-
mesführer, Lehrer und Pastoren der Region, dieses Blut zu trinken.18 Schwange-
ren Frauen wurden von den Soldaten Bajonette durch die Vagina getrieben, ihr
Bauch wurde bis zum Brustraum aufgeschnitten und ihre ungeborenen Babys
zerstückelt.19

Ein indonesischer Soldat kann einen Papua zu jeder Zeit, an jedem Ort, aus
jedem beliebigen Grund ungestraft töten. Da es sich nicht um Papua handelt,
sondern um Separatisten, die als Feinde des indonesischen Staates gelten, füh-
len die Soldaten sich niemals schuldig.20

Seit 1963 wenden die indonesischen Sicherheitskräfte im großen Maßstab
Folter und Misshandlungen gegen Papua an, etwa durch Elektroschocks mit Hilfe
von Stromdrähten, die an den Fingern, Zehen, der Zunge oder den Genitalien

Der erste dieser Einsätze, Operasi Sadar oder Operation Bewusstsein, begann
1965 und dauerte zwei Jahre. 

Die zweite Militäroperation trug den Namen Operasi Brathayudha und begann
1967. Im Verlauf der zweijährigen Operation verloren ungefähr 3.500 Menschen
ihr Leben. 

1969 wurde die dritte, Operasi Wibawa oder Operation Autorität genannte
Operation durchgeführt.

Der erste Gouverneur von Papua, Eliezer Bonay, schätzt, dass zwischen 1963
und 1969 ungefähr 30.000 Papua vom indonesischen Militär ermordet wurden.
Frank Galbraith, der damalige US-Botschafter in Jakarta, berichtete 1969 nach
Washington, dass die indonesischen Militäroperationen, die bereits Tausenden
Zivilisten den Tod gebracht hatten, zu Befürchtungen und Gerüchten geführt
haben, dass ein Völkermord an den Papua geplant sei.10

Bei der vierten, 1977 im Distrikt Jayawijaya begonnenen Militäroperation
wurden 12.397 Papua in einem Massaker getötet.11

Bei der fünften, 1981 durchgeführten Operasi Sapu Bersih I dan II oder Ope-
ration Säuberung I und II wurden im Distrikt Jayapura mindestens 1.000 Men-
schen und im Distrikt Paniai 2.500 Menschen getötet. 

1982 startete das Militär den sechsten, Operasi Galang I dan II (Operation Ver-
stärkung I und II) genannten Einsatz, bei dem Tausende Papua ums Leben kamen.

1983 und 1984 wurde die siebte Militäroperation durchgeführt, die den
Namen Operasi Tumpas oder Operation Vernichtung erhielt.

1985 führte das Militär die Operasi Sapu Bersih oder Operation Säuberung
durch. Bei diesem Einsatz töteten die Soldaten mindestens 517 Menschen und
brannten etwa 200 Häuser nieder. 

Während der 1996 in Mapnduma durchgeführten neunten Militäroperation
wurden 35 Papua erschossen, 14 Frauen vergewaltigt, 13 Kirchen dem Erdboden
gleichgemacht und 166 Häuser niedergebrannt; 123 Zivilisten, die im Urwald
Zuflucht gesucht hatten, verhungerten oder starben an Krankheiten.12

1998 hob das indonesische Militär den Status von West-Papua als militäri-
sches Einsatzgebiet (Daerah Operasi Militer – DOM) auf, die Jagd nach papuani-
schen Separatisten ging jedoch weiter. 

Die zehnte massive Operation wurde 2001 im Distrikt Manokwari durch-
geführt; vier Menschen wurden getötet, sechs wurden gefoltert, eine Frau wurde
vergewaltigt, und fünf Menschen verschwanden.13

Die elfte Operation fand zwischen April und November 2003 in der Gegend
von Wamena, der Hauptstadt des Distrikts Jayawijaya, statt. Das Militär sperrte
die gesamte Region ab und hinderte Kirchengruppen und Mitarbeiter von Hilfs-
organisationen daran, die Region während der Operation zu betreten. Neun Men-
schen wurden getötet, 38 gefoltert und 15 weitere willkürlich verhaftet. Tausende
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sische Militär (TNI), die Papua-Rebellen (OPM) und durch unbekannte Personen
erfasst.31 Die Religionsführer erwähnen diese Fälle in ihren gemeinsamen Erklä-
rungen, um die Öffentlichkeit auf diese Tatsachen hinzuweisen.32 Bei sorgfälti-
gem Studium der von den Religionsführern zusammengestellten Dokumenta-
tion lassen sich fünf Arten der Gewalt in Papua unterscheiden.

Bei der ersten Kategorie handelt es sich um Fälle von Gewalt, die von unbe-
kannten Personen ausgeht und sich gegen indonesische Polizeibeamte, die das
Eigentum von Privatunternehmen schützen, gegen indonesische Migranten, die
für solche Unternehmen arbeiten, und gegen indonesische Armeekasernen und
Polizeiwachen richtet. Ohne weitere Untersuchung solcher Vorfälle schreiben
die indonesischen Sicherheitskräfte die Täterschaft in der Regel den Papua-
Rebellen der OPM zu und sehen dies als ausreichende Begründung für nachfol-
gende Militäroperationen an. Normalerweise riegeln die Sicherheitskräfte bei sol-
chen Vorfällen das Gebiet ab, in dem der Zwischenfall stattfand, und beginnen
unverzüglich mit ihren sich über mehrere Monate erstreckenden Militäropera-
tionen. Im Verlauf dieser Operationen werden die Papua eingeschüchtert, gejagt,
gefoltert und ermordet. Ihre Häuser, ihr Vieh und ihre Gemüsegärten werden
systematisch zerstört. In manchen Fällen brennen die Sicherheitskräfte auch Kir-
chen, Gesundheitszentren und andere öffentliche Gebäude nieder. Die Dorfbe-
wohner fliehen dann in der Regel in den Dschungel, um sich dort vor dem Mili-
tär zu verstecken. Viele von ihnen sterben an Krankheiten oder verhungern in
den Flüchtlingslagern. Humanitären Hilfsorganisationen, Mitgliedern der Kir-
chen und anderer Religionsgemeinschaften sowie Ärzten und Pflegekräften
wird es von den Sicherheitskräften untersagt, die Opfer der Militäroperationen
aufzusuchen. 

Die zweite Kategorie von Gewalt umfasst rätselhafte und ungeklärte Morde.
Oftmals werden Zivilisten sowohl aus den Reihen der indigenen Papua als auch
der indonesischen Migranten ermordet aufgefunden, wobei von den Tätern jeg-
liche Spur fehlt. Obwohl in West-Papua Tausende von indonesischen Migran-
ten leben, sind die meisten Opfer dieser unaufgeklärten Morde indigene Papua,
und zwar nicht nur Führer der Widerstandsbewegung33, sondern auch ganz nor-
male Papua34. Nicht selten kommt es vor, dass Papua tot aufgefunden werden –
im Wald, an der Straße oder irgendwo im Gebüsch – und klare Spuren von Fol-
ter aufweisen. Von den Tätern fehlt in der Regel jede Spur. In zahlreichen Fäl-
len werden Papua von maskierten und bewaffneten Männern entführt. All dies
schafft eine Atmosphäre der Furcht und Angst unter der indigenen Bevölkerung.

Bei der dritten Kategorie von Gewalt handelt es sich um Konflikte und
Kämpfe zwischen dem indonesischen Militär und Polizeikräften, so etwa beim
Zusammenstoß zwischen Mitgliedern des 753. Infanteriebataillons und der Poli-
zei in Nabire am 13. Mai 2001.35 Am 23. August kam es in Serui im Distrikt Yapen

der Gefangenen angebracht werden; durch Schlagen der Gefangenen mit Eisen-
stangen, Holzstöcken, Steinen und Gummiknüppeln, bis die Gefangenen
zusammenbrechen; durch Schlagen mit dem Pistolenknauf, Tritte mit Militär-
stiefeln und durch die so genannte Wasserfolter, d.h. das Untertauchen in Was-
ser bis zur Bewusstlosigkeit über Stunden hinweg.21 Einigen Papua wurden
wiederholt mit Messern Schnitte zugefügt, und sie mussten dann scharfe Chili-
Suppe trinken.22

Folter und Misshandlungen sind nicht nur auf die entlegenen Dörfer
beschränkt, sondern werden auch in den Städten und unter Polizeigewahrsam
angewendet.23 Zwei Papua, John Karrunggu und Orry Doronggi, befanden sich
in Polizeigewahrsam in Jayapura und wurden dort zu Tode gefoltert.24

Die Erlebnisse von Yance Pekey, einem jungen Papua aus Nabire, der von indo-
nesischen Sicherheitskräften gefoltert wurde, sind typisch. Auf dem Heimweg
wurde er von einer Gruppe indonesischer Polizisten verhaftet und dann auf der
Polizeiwache gefoltert. Er wurde verhört, mit einer Pistole geschlagen, getreten,
man verbrannte ihm die Finger, verabreichte ihm Stromstöße an den Händen
und schlug ihn bewusstlos. Die Polizisten brachten ihn dann zum Krankenhaus
und erklärten, sie hätten ihn auf der Straße liegend aufgefunden.25

Immer wieder sind Papua-Frauen, junge Mädchen und erwachsene Frauen,
zu Opfern sexueller Misshandlungen durch indonesische Soldaten und Polizis-
ten geworden.26 Eine 60 Jahre alte Frau, die in ihrem Küchengarten arbeitete,
wurde von einem Mitglied der Sicherheitskräfte vergewaltigt. Ein dreijähriges Mäd-
chen wurde ebenfalls von einem indonesischen Soldaten vergewaltigt.27

Aufgrund solcher fürchterlicher Verbrechen sind die indigenen Papua zu der
Überzeugung gelangt, dass sie unter indonesischer Herrschaft „niemals als Men-
schen behandelt oder als indonesische Bürger respektiert werden“28. Diese
Schlussfolgerung wurde auch von den religiösen Führern West-Papuas bestätigt,
die erklärten, dass „die Menschenrechte der Papua missachtet werden“29. Sie unter-
streichen, dass sich sowohl die Zentralregierung als auch die lokalen Behörden
niemals um den Schutz der Identität und des Rechts auf Leben der indigenen
Papua gekümmert haben.30

2.3. Gewalt als Mittel zur Lösung von Problemen
Ein weiterer Grund dafür, dass es in West-Papua keinen Frieden gibt, ist nach Auf-
fassung der Religionsführer die Anwendung von Gewalt als einziges Mittel zur
Lösung von Problemen. Unter der indonesischen Herrschaft ist Gewalt zu einem
dauerhaften Bestandteil im Leben der indigenen Papua geworden. In einem von
der katholischen Kirche in der Diözese Jayapura zusammengestellten Bericht wur-
den allein für das Jahr 2001 35 Fälle der Gewaltanwendung durch das indone-
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2.4.1. Ausweitung der Territorialkommandos
In Übereinstimmung mit ihrem allgemeinen Expansionsprogramm hat sich die
indonesische Regierung entschlossen, eine Reihe neuer Militärstützpunkte in
West-Papua einzurichten. Für das gesamte Territorium von West-Papua gibt es
nun ein Militärkommando Komando Daerah Militer (KODAM), das sein Haupt-
quartier in Jayapura hat. 

KODAM unterstellt sind drei Gebietskommandos Komando Resort Militer
(KOREM): KOREM 171/Praja Vira Tama mit Sitz in Sorong, KOREM 172/Praja Vira
Yakthi mit Sitz in Jayapura und KOREM 173/Praja Vira Braja mit Sitz in Biak. Dar-
über hinaus richtete die Regierung am 2. Juni 2005 in Merauke ein weiteres
Gebietskommando, KOREM 174/Anim Ti Waninggap (ATW) ein, um die Ver-
teidigung von West-Papua zu optimieren. 

Den Gebietskommandos (KOREM) unterstellt sind die Distriktkommandos
Komando Distrik Militer (KODIM). Da neue Distrikte (kabupaten) gebildet werden
– derzeit gibt es 29 – kommen noch weitere KODIMs zu den derzeit bestehen-
den neun hinzu. Mit den neuen KOREMs und KODIMs möchte die Regierung
die Verteidigungsfähigkeit stärken.43

Unterhalb der KODIMs gibt es Sub-Distriktkommandos, die als Komando
Rayon Militer (KORAMIL) bezeichnet werden. 

Auf Dorfebene sind die als BABINSA bekannten Armeeoffiziere stationiert. 
Die Ausweitung der Militärpräsenz auf allen Ebenen (Gebiet, Distrikt, Sub-

Distrikt und Dorf) führt zu einer steigenden Anzahl von stationierten Truppen. 

2.4.2. Steigerung der Anzahl von Kampfeinheiten
Die Stationierung verschiedener neuer Bataillone in West-Papua zeigt, dass die
Regierung eine Politik der Kampftruppenverstärkung verfolgt. Es gibt bereits drei
Infanteriebataillone, die in Jayapura, Nabire und Sorong stationiert sind. Um dem
Anstieg an Separatistenaktivitäten entgegenzuwirken, plant die Regierung die Sta-
tionierung von drei weiteren Bataillonen in Wamena, Timika und Merauke44,
wobei das Bataillon in Timika bereits stationiert ist, um die Interessen der ame-
rikanischen Gold- und Kupferminenbetreiber zu schützen45. Natürlich bedeuten
weitere Bataillone auch eine steigende Anzahl von Soldaten in der Region. Ein
Bataillon umfasst zwischen 700 und 1.000 Soldaten, d.h. bei Einrichtung von
sechs neuen Bataillonen ist mit der zusätzlichen Stationierung von 4.900 bis 6.000
Soldaten zu rechnen. Die Mitglieder dieser Bataillone werden als „organische Trup-
pen“ bezeichnen, womit ausgedrückt werden soll, dass sie zu den regulären Streit-
kräften in der Provinz zählen und dem stehenden Heer zugerechnet werden kön-
nen.

Waropen ebenfalls zu einer gewaltsamen Auseinandersetzung zwischen Mit-
gliedern des 611. Infanteriebataillons und der Brimob, einer mobilen Polizeibri-
gade, die als Sondereinsatzkommando der indonesischen Polizei fungiert, bei dem
zwei Soldaten starben und mehrere andere verletzt wurden.36

Bei der vierten Kategorie von Gewalt handelt es sich um Fälle, bei denen auf
unbewaffnete Papua während friedlicher Demonstrationen gegen das indone-
sische Regime geschossen wurde. Solche Fälle werden aus allen größeren Ort-
schaften in West-Papua berichtet. Im Juli 1998 verschwanden drei Papua, acht
wurden erschossen, 33 verletzt, 150 wurden willkürlich verhaftet und gefoltert,
und am Meer und entlang der Küste von Biak wurden 33 Leichen aufgefunden.37

All dies geschah, nachdem die indonesischen Sicherheitskräfte eine friedliche,
von Papua durchgeführte Demonstration in Biak angegriffen hatten. In Fakfak
wurden während einer friedlichen Demonstration, die am 28. und 29. März 1999
stattfand, 45 Papua von der Polizei verhaftet und gefoltert.38 In Timika griff die
indonesische Polizei in brutalster Weise eine friedliche Papua-Demonstration an
und tötete einen Papua direkt vor Ort, 19 Personen erlitten bei diesem Angriff
Schussverletzungen, und 118 Personen wurden später von der Polizei gefoltert.39

Auch im Jahr 2000 setzten die indonesischen Sicherheitskräfte ihre Politik der
Gewaltanwendung gegen indigene Papua fort.40 So wurden beispielsweise wäh-
rend eines von der Polizei provozierten Zwischenfalls in Wamena 37 Personen
getötet, zahlreiche andere verletzt und acht verhaftet.41

Die fünfte Kategorie der Gewaltanwendung steht in Verbindung mit der mas-
siven Präsenz und der Arroganz des indonesischen Militärs und mit deren direk-
ter und indirekter Beteiligung an wirtschaftlichen Aktivitäten. Die Religionsführer
gehen davon aus, dass einige gewaltsame Konflikte von den indonesischen
Sicherheitskräften bewusst provoziert oder gar inszeniert wurden, um ihre Mili-
tärintervention zu rechtfertigen. Eine Person wird ermordet, um eine bestimm-
te Gruppe zum Zurückschlagen zu veranlassen. Eine solche Racheaktion liefert
dann die Rechtfertigung für Vergeltungsaktionen des Sicherheitsapparates.42

2.4. Militarisierung des Territoriums 
Die Reduzierung der Militärpräsenz in Aceh war ein wesentlicher Teil des Abkom-
mens von Helsinki. Dennoch hat es eher den Anschein, als bewege sich das Mili-
tär in West-Papua in die entgegengesetzte Richtung. Trotz der Forderung der Papua
nach einer Reduzierung der indonesischen Militärpräsenz und einem Abzug der
indonesischen Kampfeinheiten besteht die indonesische Regierung auf ihrer Poli-
tik einer Militarisierung von West-Papua. Dazu gehören die Ausweitung der Ter-
ritorialkommandos und die Erhöhung der Truppenstärke. 
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tar, was 23 Prozent der gesamten Waldfläche Indonesiens von ca. 180 Millionen
Hektar entspricht. Ungefähr 22 Millionen Hektar Wald sind für die wirtschaft-
liche Nutzung ausgewiesen, im Gegensatz zu geschützten Waldbereichen.50

Nach Angaben von Emmy Hafild, Südostasien-Direktorin von Greenpeace, wur-
den mehr als ein Viertel des Waldes in West-Papua an Holzunternehmen ver-
kauft, die das Holz nach Japan, in die USA, die Europäische Union und nach China
exportieren.51

Im Jahr 2001 waren ungefähr 40 holzverarbeitende Unternehmen in West-
Papua aktiv. Im Fünfjahreszeitraum 1995-2000 beliefen sich die Abführungen
der Holzwirtschaft West-Papuas an die indonesische Regierung auf ungefähr 100
Millionen US-Dollar pro Jahr.52

Die Holzindustrie in West-Papua wird von einer kleinen Elite um den ehe-
maligen Präsidenten Suharto, dessen Cousin und Familie, dominiert. Generäle
im Ruhestand, Politiker und Wirtschaftsbosse aus Jakarta sind ebenfalls Inhaber
von Holzkonzessionen. Nutznießer dieser Industrie sind in den meisten Fällen
die der Elite nahestehenden und mit ihr verzahnten Geschäftsleute, das Militär
oder hohe Beamte sowie deren Familien, die in der Regel keine Papua sind.53

Aber auch die illegale Holzwirtschaft blüht in West-Papua; die Wälder dort
sind das Hauptziel von illegal agierenden Holzunternehmen.54 Der Druck auf diese
Region wird noch zunehmen, da in anderen Teilen Indonesiens viele Wälder bereits
gerodet sind und die Nachfrage aus dem Ausland, insbesondere aus China, immer
noch wächst. Ungefähr 70 Prozent des geschlagenen Holzes, das aus Indonesien
herausgeschmuggelt und an Holzhändler in China, Singapur, Malaysia und ande-
ren Ländern verkauft wird, kommt aus West-Papua. Im Jahr 2003 betrug die Menge
des aus West-Papua geschmuggelten Holzes ungefähr 7,2 Millionen Kubikmeter55,
und es sind nicht nur Indonesier, sondern auch Ausländer insbesondere aus
Malaysia, die an dem illegalen Holzhandel in West-Papua beteiligt sind.56 Es hat
sich gezeigt, dass die indonesischen Sicherheitskräfte, d.h. das Militär und die Poli-
zei, maßgeblich direkt und indirekt am Holzschmuggel in West-Papua beteiligt
sind57. Eine von der in London ansässigen Environmental Investigation Agency
(EIA) durchgeführte Untersuchung hat ergeben, dass „… die illegale Holzwirtschaft
in Papua typischerweise durch geheime Absprachen zwischen dem indonesischen
Militär und bandenmäßig organisierten Holzfällern sowie durch die Ausbeutung
der indigenen Gemeinschaften gekennzeichnet ist“58.

Während sich das Geschäft mit dem Holz als nutzbringend für die indone-
sische Regierung erwiesen hat, stellt es ein Hindernis auf dem Weg zum Frieden
in West-Papua dar. Die legal und die illegal agierenden Holzunternehmen küm-
mern sich kaum oder gar nicht um Fragen der Nachhaltigkeit der Umwelt. Die
Zerstörung der Wälder in West-Papua schreitet unaufhörlich voran; ein immer
schnelleres Verschwinden der Wälder ist zu beobachten.59

Die Stärke der „nichtorganischer Truppen“ wird sich durch die Pläne des indo-
nesischen Militärs, ein strategisches Armeereserve-Kommando (KOSTRAD) in
West-Papua einzurichten, ebenfalls erheblich erhöhen. Derzeit besteht das
KOSTRAD-Kommando aus zwei Divisionen, die beide auf Java stationiert sind.
Bei den KOSTRAD-Einheiten handelt es sich um hochspezialisierte Truppen, die
mit modernsten Waffen ausgerüstet sind und deren Soldaten eine besonders harte
Kampfausbildung hinter sich haben. Die dritte neue KOSTRAD-Division wird in
Sorong stationiert werden; in unmittelbarer Nähe betreibt British Petroleum (BP)
sein Tangguh-Projekt zur Erdgasförderung durch. Aufgabe dieser neuen Division
ist der Kampf gegen die „separatistische Bedrohung“. Nach Aussagen des KOST-
RAD-Befehlshabers General Hadi Waluyo steht die Entscheidung zur Ausweitung
der Militärpräsenz in Zusammenhang mit der Bedrohung der indonesischen Ver-
teidigungsbereitschaft. Mit Hilfe der in West-Papua stationierten Division las-
sen sich die separatistischen Aktivitäten schneller erkennen und man kann
ohne Zeitverzögerung auf sie reagieren.46

Indonesien ist also entschlossen, seine Militärpräsenz in West-Papua aus-
zuweiten. Verteidigungsminister Juwono Sudarsono hat die Entsendung von
15.000 Soldaten nach Papua bis 2010 angekündigt.47 Diese Ausweitung der Mili-
tärpräsenz bedeutet einen fünfzigprozentigen Anstieg der Truppenstärke in
West-Papua, von derzeit ungefähr 30.000 Soldaten auf dann fast 50.000. Noch
bedeutsamer jedoch als die zahlenmäßige Verstärkung ist die alarmierende Tat-
sache, dass es sich bei diesen Truppen ausschließlich um Kampfeinheiten han-
delt. Dieser Ausbau der Militärpräsenz in Papua steht in scharfem Kontrast zu
der von der Zivilgesellschaft ins Leben gerufenen Initiative, die zum Ziel hat, West-
Papua zu einem Land des Friedens zu machen.48

2.5. Ausbeutung der Naturreichtümer 
West-Papua verfügt über große natürliche Ressourcen wie Gold, Kupfer, Erdöl,
Mineralien, Erdgas, Holz und Fisch. Obwohl dieser Naturreichtum eigentlich ein
Segen für alle Bewohner von Papua sein sollte, stellt die ungerechte Art seiner
Ausbeutung ein weiteres Hindernis für den Frieden in West-Papua dar. Die Reli-
gionsführer sind sehr besorgt über den „Diebstahl und die Zerstörung der natür-
lichen Ressourcen“49.

2.5.1. Legale und illegale Holzwirtschaft in Indonesien
Der größte geografische Einfluss kommt der Holzwirtschaft zu, da die dafür erteil-
ten Konzessionen fast ein Drittel des Territoriums West-Papuas abdecken. Die
Wälder in dieser Region erstrecken sich über eine Fläche von 41,5 Millionen Hek-
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Die indigenen Papua, die kaum eine Vorstellung vom Wert des Holzes auf dem
Markt haben, werden in der Regel von den legalen und den illegalen Holzunter-
nehmen ausgebeutet und getäuscht. Die angestammten Landrechte der Dorfge-
meinschaften werden im Allgemeinen ignoriert, und die Unternehmen verlas-
sen sich darauf, dass Polizei und Militär ihre Interessen verteidigen. Aus diesem
Grund sind in den Gegenden, für die Holzkonzessionen vergeben wurden, auch
häufig Militär- und Polizeiposten anzutreffen. Indigene Papua jedoch, die auf ihrem
angestammten Recht auf das Land beharren, werden beschuldigt, Rebellen und
Separatisten zu sein und von den Sicherheitskräften eingeschüchtert.60

2.5.2. Amerikanische Betreiber von Gold- und Kupferminen
Das Bergbauunternehmen Freeport Indonesia (FI) ist ein Tochterunternehmen
der amerikanischen Gesellschaft Freeport McMoran und betreibt Kupfer- und
Goldminen in West-Papua. FI ist der größte Steuerzahler in Indonesien, der wich-
tigste Arbeitgeber in West-Papua und generiert über 50 Prozent des Einkommens
West-Papuas.61

1988 fand man in Grasberg Mountain in unmittelbarer Nähe einer beste-
henden Mine riesige Erzvorkommen; durch diese Funde wurde das Unterneh-
men Freeport zu einem der weltweit größten Kupfer- und Goldproduzenten, und
West-Papua gewann für die indonesische Regierung noch weiter an Bedeutung.
Freeport hat Explorationsrechte für 2,3 Millionen Acre Land, die sich außerhalb
des derzeitig bewirtschafteten Gebiets befinden, und hofft, dort auf weitere
Lagerstätten zu stoßen. Andere Regionen West-Papuas wurden ebenfalls auf
Abbaumöglichkeiten untersucht.62

Allerdings ist das Unternehmen wegen seiner Verflechtungen mit den Eliten
des Landes und mit dem Militär während der Suharto-Ära umstritten. Seit 1992
hat Freeport mehr als 1,8 Milliarden US-Dollar Steuern und andere Abgaben an
den indonesischen Staat gezahlt und weitere zweistellige Millionenbeträge an das
Militär abgeführt.63 In den 1990er Jahren hat Freeport Anteile an Minen und ande-
re Vermögenswerte, so z.B. ein Kraftwerk, oder Hotels und Restaurants, an
Geschäftsfreunde von Suharto verkauft.64 Seit langem stehen Anschuldigungen
im Raum, das Unternehmen würde sich Eigentum von Dorfbewohnern aneignen
und Menschenrechtsverletzungen durch die Militärs heimlich unterstützen.65

2.6. Bewusste Gleichgültigkeit gegenüber 
Menschenrechtsverletzungen
Die indonesische Regierung hat anerkannt, dass die zentralistische Politik bis-
her den Fragen der Menschenrechte in Papua nicht ausreichend Beachtung

geschenkt hat und dass Menschenrechtsverletzungen in dieser Region ein Pro-
blem darstellen, das bewältigt werden muss.66 Dennoch hat die Regierung kei-
nerlei Bereitschaft gezeigt, sich mit den in der Vergangenheit vorgefallenen
Menschenrechtsverletzungen auseinanderzusetzen, und welchen Weg die Regie-
rung in der Zukunft einschlagen will, ist völlig unklar. 

Die Regierung hat es der Provinz Papua gestattet, eine Zweigstelle der Natio-
nalen Menschenrechtskommission einzurichten, deren Aufgabe die Förderung
und der Schutz der Menschenrechte ist.67 Unter dem durch Gesetz Nr. 21/2001
zur Sonderautonomie für die Provinz Papua erteilten Mandat wurde in West-Papua
ein Zweigbüro der Nationalen Rechtskommission (KOMNAS HAM) eingerich-
tet. Das Gesetz macht jedoch keine Vorgaben dazu, wie in der Vergangenheit vor-
gefallene Menschenrechtsverletzungen zu behandeln sind. 

Die Provinzregierung hat bereits auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Fälle
von Menschenrechtsverletzungen seit 1963, also seit Beginn der indonesischen
Herrschaft über West-Papua, zu untersuchen, und betont, dass die Opfer von Men-
schenrechtsverletzungen sowie deren Familienangehörigen und Erben für das
begangene Unrecht entschädigt und rehabilitiert werden müssen.68 Diese Vor-
schläge sind allerdings von der indonesischen Regierung bei der Erarbeitung des
Sonderautonomiegesetztes für Papua nicht berücksichtigt worden, sondern viel-
mehr stellt ihre Nichtberücksichtigung eine bewusste Entscheidung dar, die
Täter von damals zu schützen. Bis heute hat die Regierung Indonesiens noch kei-
nen Vorschlag vorgelegt, wie mit der Frage ungesühnter Menschenrechtsver-
letzungen umzugehen sei. 

2.7. Fehlen eines effektiven Rechtssystems 
Die indonesische Regierung hat immer behauptet, dass die Republik Indonesien
ein negara hukum, ein Rechtsstaat sei, und in der Tat wurde eine Vielzahl von
Gesetzen erlassen, welche die Angelegenheiten des Landes regeln sollen. Es
wäre daher nicht unvernünftig zu erwarten, dass die Regierung ihre Politik im
Einklang mit den von ihr verabschiedeten Gesetzen gestaltet. Die Bürger Indo-
nesiens sind aufgerufen, die Gesetze des Landes zu befolgen, und von den
Gerichten des Landes wird erwartet, dass ihre Rechtssprechung im Einklang mit
dem Gesetz erfolgt. 

Die Realität sieht jedoch anders aus. Für die indonesische Regierung ist es
nicht einfach, die Gesetze vollständig zu befolgen, und insbesondere der Bereich
der Strafverfolgung und Justiz hat sich als äußerst problematisch erwiesen. Dies
wird ganz offensichtlich, wenn man sich die einander oft widersprechenden poli-
tischen Maßnahmen der Regierung einmal genauer anschaut. So hat Präsiden-
tin Megawati Soerkarno Putri das Gesetz Nr. 21/2001 über die Sonderautonomie
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für die Provinz Papua im Jahre 2001 gebilligt und unterzeichnet. Zwei Jahre spä-
ter, im Januar 2003, gibt dieselbe Präsidentin den Erlass Nr. 1/2003 heraus, der
eine Aufteilung von West-Papua in drei Provinzen vorsieht. Beide Maßnahmen
stehen in Widerspruch zueinander.

Die unzureichende Strafverfolgung lässt sich durch einen Hinweis auf das
Fehlen eines effektiven Rechtssystems verdeutlichen. Die indonesische Justiz ist
auf jeder Stufe des Rechtsprozesses, von der Polizei über die Staatsanwaltschaft
bis zu den Richtern, von Korruption durchsetzt. Da die monatlichen Bezüge der
Beamten für den Lebensunterhalt nicht ausreichen, versuchen sie ihr Gehalt durch
Bestechungsgelder aufzubessern. Sehr häufig treffen die Richter Absprachen
mit den Staatsanwälten, die ihre Fälle ungenügend vorbereiten und es so den
Richtern leicht machen, einen Angeklagten freizusprechen. Bisher hat das indo-
nesische Rechtssystem auch versagt, wenn es darum ging, Menschenrechtsver-
letzer zur Rechenschaft zu ziehen. Ein solches Versagen führt natürlich dazu, dass
sich die Kultur der Straflosigkeit, die ein Hindernis auf dem Weg zum Frieden
darstellt, verstetigt. 

Sichtbar wird diese Kultur der Straflosigkeit darin, dass niemand bisher für
die Fälle von Folter und Mord an Papua-Studenten, die im Dezember 2000 in
Abepura begangen wurden, zur Rechenschaft gezogen wurde.69 Vor diesem
Hintergrund glauben viele Papua, dass die für die massiven Menschenrechts-
verletzungen Verantwortlichen, die in Wasior (13. Juni 2001), Kimaam-Merauke
(2001), Wamena (4. April 2003), Maryedi Teluk Bintuni (2004), Mulia-Puncak
Jaya (2004) und Assue-Mappi (1995 bis 2004) stattfanden, ebenfalls ohne Stra-
fe davonkommen werden. Die Papua haben nur wenig Grund, sich vom indo-
nesischen Staat geschützt zu fühlen. 

Nach eingehender Untersuchung der Unzulänglichkeiten des Rechtssys-
tems des Landes drängte die International Crisis Group die indonesische Regie-
rung, durch rigorose Anwendung der Gesetze für Schutz und Gerechtigkeit für
alle Bürger zu sorgen. Denn wenn die Regierung diese Gesetze nur auf die unter-
geordneten Beamten und Militärs und nicht auch auf die hohen Ränge anwen-
det, bleiben viele davon überzeugt, dass Menschenrechtsverletzungen auch in
der Zukunft für sie straffrei bleiben. Überdies würden die Opfer von schweren
Menschenrechtsverletzungen in West-Papua die klare Botschaft erhalten, dass
der Staat sie nicht beschützen wird.70 Die Führer der Religionsgemeinschaften
in West-Papua erklärten, nachdem sie sich mit den gravierenden Unzuläng-
lichkeiten der indonesischen Justiz befasst hatten: „Wir sehen, dass ein ‚Aus-
verkauf’ des Rechts an den höchsten Bieter stattfindet … und dass diejenigen,
die sich an den Schaltstellen der Macht befinden, Straffreiheit genießen.“71

2.8. Indonesische Korruptionskultur
Indonesien gilt als eines der korruptesten Länder der Welt. Die Korruption
durchzieht in der Tat alle Aspekte des Lebens in Indonesien. Sie schwächt das
System, verzögert die Entwicklung des Landes und ist die Hauptursache dafür,
dass die Regierung nicht effizient arbeiten kann. 

Private Investoren plagen sich mit übermäßig langen Verfahren und aus-
ufernder Regulierung. Um ein Unternehmen zu gründen, braucht ein Investor
besondere Konzessionen; will er dann auch Waren importieren, muss er sich um
weitere Unterschriften bemühen. Dies öffnet der Korruption und dem Amts-
missbrauch Tür und Tor. 

Die indonesische Regierung ist für das Rechtssystem verantwortlich; Geset-
ze und Vorschriften zum Kampf gegen die Korruption sind erlassen, doch das
Problem besteht in der Anwendung dieser Gesetze. Schmerzhaft klar wird dies
bei dem Versuch, Verträge durchzusetzen. In dieser Hinsicht schneidet Indone-
sien im internationalen Vergleich extrem schlecht ab; unter 155 Ländern belegt
es den 145. Platz.72 Es ist die Korruption, die das Rechtssystem Indonesiens un-
wirksam werden lässt. 

Zusätzlich zur Obersten Rechnungsprüfungskommission und dem Büro des
Generalstaatsanwaltes hat die Regierung Indonesiens neue Einrichtungen wie
die Antikorruptionskommission, das Antikorruptionsgericht und die Rechts-
kommission ins Leben gerufen, die sich dem Kampf gegen die Korruption wid-
men sollen. Erwiesene Fälle von Korruption können mit jahrelangen Gefäng-
nisstrafen geahndet werden; allerdings geht diese Strafandrohung an der Wurzel
des Problems vorbei, denn in Indonesien ist die Korruption tief in den kulturellen
Traditionen des Landes verankert. Daher erfordert der erfolgreiche Kampf gegen
die Korruption eine tiefgehende Transformation der Kultur. 

Auch in West-Papua ist Korruption überall zu finden. Dennoch muss sie
immer im Zusammenhang mit der Zentralregierung in Jakarta gesehen werden.
Simon Patrick Morin, Papua und Abgeordneter im indonesischen Parlament, weist
darauf hin, dass die Korruption in West-Papua „… das Produkt einer Maschine-
rie ist, die bereits korrumpiert ist. Die Papua sagen, die Korruption ist wie ein
Fluss; ist der Fluss bereits an der Quelle schlammig, bleibt er in seinem gesam-
ten Verlauf schmutzig“73. Oder anders ausgedrückt: Ist die Zentralregierung kor-
rupt, dann ist es die Kommunalverwaltung auch; dies gilt selbstverständlich auch
für West-Papua. Die Korruption in den Amtsstuben West-Papuas spiegelt die indo-
nesische Kultur der Korruption wider. 

Die Führer der religiösen Gemeinschaften sehen in dieser Korruptionskul-
tur einen Grund zur Sorge74, denn Korruption bedeutet, dass die Regierung auf
lokaler Ebene nicht ordnungsgemäß funktioniert und ein Hindernis auf dem Weg
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zum Frieden in West-Papua darstellt. Die Entwicklungsprogramme sind im Übri-
gen auch davon betroffen. Mittel, die für die Entwicklung in West-Papua bereit-
gestellt wurden, werden für andere Zwecke genutzt, was dazu führt, dass Müt-
ter die ärztliche Versorgung, die sie dringend benötigen, nicht erhalten, und dass
Kinder keinen Zugang zu Bildung haben. 

2.9. Zustrom von Migranten aus Indonesien
1960, als West-Papua noch eine niederländische Kolonie war, lebten dort 736.700
Menschen. Die Bevölkerung in diesem Gebiet bestand fast ausschließlich aus
Papua und umfasste 252 ethnische Gruppierungen.

Seit Indonesien jedoch 1963 die Herrschaft übernahm, hat sich die Bevöl-
kerungsstruktur West-Papuas erheblich verändert. Die Gesamtzahl der Bevöl-
kerung hat sich seither verdreifacht; Ende 2002 zählte man offiziellen Angaben
zufolge 2.387.427 Einwohner. Davon waren 1.241.462 (52 Prozent) indigene
Papua, 1.145.965 (oder 48 Prozent) waren keine Papua bzw. Migranten.75 Auf-
grund der hohen Anzahl von indonesischen Migranten, die ins Land kommen,
hat sich die Zusammensetzung der Bevölkerung geändert.

Es lassen sich zwei Arten von indonesischen Migranten unterscheiden:
Zunächst gibt es jene, die von der Regierung im Rahmen eines von der Weltbank
mitfinanzierten Umsiedlungsprogramms bewusst nach West-Papua gebracht
wurden. Zwischen 1964 und 1999 wurden in West-Papua 245.130 Migranten-
haushalte mit einer Gesamtzahl von 546.693 Personen angesiedelt. Die Regie-
rung hat für diese Umsiedler 216 Siedlungen und Dörfer gebaut.76 Man nimmt
an, dass mehr als 160.000 Hektar bester Waldfläche in West-Papua von der
indonesischen Regierung zur Ansiedlung der indonesischen Migranten genutzt
wurden, und zwar unter Missachtung der überkommenen Rechte der indigenen
Papua an diesem Land.77 Die Siedler dort haben guten Zugang zu den Städten,
denn die Regierung hat Straßen gebaut, welche die Städte mit ihren Dörfern ver-
binden. Langsam aber sicher werden die Migrantensiedlungen zu ganzen Städ-
ten mit einer rasch wachsenden Bevölkerungszahl. 

Die zweite Art von Migranten sind die „Spontanübersiedler“. Sie werden nicht
von der indonesischen Regierung nach West-Papua gebracht, sondern kommen
auf eigene Faust, wobei ihnen der im Vergleich zur Vergangenheit wesentlich ver-
besserte Personenschiffsverkehr die Sache erleichtert. Diese Migranten kom-
men nach Papua, um der Armut in ihren Heimatregionen zu entrinnen, in der
Hoffnung, dass sie in West-Papua bessere Lebensbedingungen vorfinden als im
überbevölkerten Westen Indonesiens. In der Hauptsache lassen sie sich in allen
größeren Städten West-Papuas nieder. 
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Die Zahl der Neuankömmlinge steigt immer noch stark an, was in erster Linie
auf den Zustrom indonesischer Migranten zurückzuführen ist. Im Jahr 1980 waren
30 Prozent der Bevölkerung in den größeren Städten West-Papuas indonesische
Migranten. Bereits 1988 erreichte ihr Anteil in den Städten 65 Prozent, während
die Papua nur noch 35 Prozent der Bevölkerung ausmachten. Zwei Drittel der
Einwohner in den größten Städten West-Papuas waren demnach Migranten.78

Nach Berichten der indonesischen Tageszeitung Kompas steigt der Anteil der
Migranten an der Bevölkerung immer noch, und jedes Jahr kommen Tausende
von neuen Migranten nach West-Papua.79 Besonders offensichtlich ist dieser Trend
in Merauke, wo 70 Prozent der Bevölkerung Migranten sind und die indigenen
Papua lediglich 30 Prozent der Einwohner stellen.80 In Jayapura, der Hauptstadt
West-Papuas, liegt der Anteil von Nichtpapua an der Bevölkerung bei 80 Prozent.81

Die Papua werden zu Fremden im eigenen Land.82 Im Jahre 2002 waren 48 Pro-
zent der Gesamtbevölkerung West-Papuas Migranten und 52 Prozent indigene
Papua. 

Es wird erwartet, dass wegen der geplanten Förderung von verflüssigtem Erd-
gas im Rahmen des BP-Projekts Tangguh die Anzahl der Migranten in Zukunft
sogar noch stark zunehmen wird.83 Da nicht alle Arbeitsplätze, noch nicht ein-
mal ein großer Teil, von Papua besetzt werden können, wird BP weitere Migran-
ten für dieses Projekt anwerben. Die Präsenz von BP wird zahlreiche Migranten
ins Land locken. Wenn ihr Zustrom fortdauert, werden die Papua, die in Indo-
nesien eine Minderheit darstellen, innerhalb weniger Jahre auch in ihrem eige-
nen Land eine Minderheit sein.

2.10. Marginalisierung der indigenen Papua
Die indonesischen Migranten spielen eine beherrschende Rolle in der Gesell-
schaft84 und sind stark im Handel, im Dienstleistungsbereich, in der Bauindus-
trie und im Kontraktwesen vertreten. Im Unterschied dazu stehen die indigenen
Papua vor ungeheuren wirtschaftlichen Problemen. Die Führer der Religions-
gemeinschaften in West-Papua haben erklärt, dass „… sich keine bevölke-
rungsorientierte Wirtschaft entwickelt hat und die Mehrheit der Armen keiner-
lei wirtschaftlichen Einfluss mehr hat“85.

Für die indigenen Papua ist es ausgesprochen schwierig, sich im Wettbewerb
gegen die besser ausgebildeten Migranten durchzusetzen, die überdies noch
über weiter verzweigte Business-Netzwerke, mehr Erfahrung im Marketing und
in modernem Wirtschaften und besseren Zugang zu Kapital verfügen. Nach sei-
ner Studie über das Wirtschaftsleben in Timika kam Agus Sumule, der führen-
de Soziologe West-Papuas, zu der Schlussfolgerung, dass „… es vor dem Hinter-
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grund des Migrantenzustroms fast unvermeidlich war, dass die Papua den Wett-
bewerb verlieren würden“86. Fast alle Behörden und Privatunternehmen werden
von Migranten beherrscht.87 Die Führer der Religionsgemeinschaften in West-
Papua sehen, dass die Papua marginalisiert und vernachlässigt werden, was in
besonderem Maße für die Bewohner von entlegenen und isolierten Dörfern gilt.88

Unter den indigenen Papua hat die Dominanz der Migranten zu Verbitte-
rung geführt. Sie fühlen sich ihrer Güter und ihres Landes beraubt, ohne Recht
auf einen Arbeitsplatz, machtlos im Wettbewerb, sie sind eifersüchtig auf den
Erfolg der anderen und fühlen, dass man auf sie herabschaut, sie als minderwertig
betrachtet, ganz zu schweigen von der sonstigen Stigmatisierung, der sie ausgesetzt
sind (es wird gesagt, sie seien dumm, arm, faul usw.).89 In einer solchen Situa-
tion kann ein kleiner Vorfall schon ausreichen, um einen ernsten Konflikt zwi-
schen indigenen Papua und Migranten auszulösen, wie es im November 2000
der Fall war, als auf dem öffentlichen Markt in Abepura 16 Personen verletzt wur-
den.90 Gewalttätige Auseinandersetzungen wie diese können in West-Papua
überall und zu jeder Zeit ausbrechen, sofern nicht Förderungsmaßnahmen
zugunsten der Papua ergriffen werden, die dabei helfen, die sich vertiefende Kluft
zwischen indonesischen Migranten und indigenen Papua zu überwinden. 

2.11. Potenzieller Missbrauch von Pluralität für politische Ziele
Ende 2002 ist die Bevölkerungszahl von West-Papua auf 2.387.427 angestiegen;
1.235.670 von ihnen waren Protestanten, 543.030 Katholiken, 498.329 Moslems,
7.249 Hindus und 4.123 Buddhisten.91 Bis heute gab es in West-Papua zwischen
den Anhängern der verschiedenen Religionen keinerlei gewaltsame Konflikte.
Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Beziehungen zwischen den Anhängern unter-
schiedlicher Religionsgemeinschaften in Papua ohne Probleme wären. Die Füh-
rer der Religionsgemeinschaften sind besorgt über das Misstrauen, das zwischen
den unterschiedlichen Religionen herrscht. Bischof Leo hat darauf hingewiesen,
dass „… die bestehende Pluralität oftmals manipuliert und als Mittel eingesetzt
wird, um religiöse Konflikte zu provozieren“92. Dieses Misstrauen wird zum Teil
noch durch die gewaltsamen Auseinandersetzungen geschürt, die zwischen
Anhängern der verschiedenen Religionen in anderen Regionen und Städten Indo-
nesiens, etwa in Kalimantan, Poso und den Molukken, auftraten. 

Von Seiten der Religionsführer wird anerkannt, das in jeder der Religions-
gemeinschaften ein Mangel an religiösem Verständnis und an Ernsthaftigkeit des
Glaubens zu verzeichnen ist. Darüber hinaus ist bei den meisten kaum Wissen
über die jeweils anderen Religionen vorhanden. Kommunikation und Koordi-
nation zwischen den Religionen sind ebenfalls nicht ausreichend. In einigen
Regionen gibt es Diskriminierung bei der Bereitstellung von öffentlichen Leis-

tungen für Angehörige von religiösen Minderheiten, in anderen Regionen wird
die Religion der Mehrheit der dortigen Bevölkerung nicht ausreichend anerkannt.
Auch innerhalb der Religionsgemeinschaften schwelen theologische Konflikte,
und es gibt die Tendenz, Religionsfragen für politische Zwecke zu missbrauchen.93

Auf der Grundlage von eigenen Beobachtungen vor Ort erklärte Bischof Leo:
„Auch wenn es zwischen den Mitgliedern der verschiedenen Gemeinschaften
keine Feindschaft gibt, können bestimmte Elemente zur Verfolgung ihrer poli-
tischen oder ihrer Machtinteressen leicht die Unterschiede in der Identität der
Gemeinschaften manipulieren, um so gewalttätige ethnisch-religiöse Konflikte
zu inszenieren.“94

Die Religionsführer sehen, dass es Bemühungen gibt, eine Spaltung zwischen
den Bevölkerungsgruppen herbeizuführen, indem man die Unterschiede in
Bezug auf Religion, ethnische Zugehörigkeit, sozialen Status und politische
Bestrebungen manipuliert und ausnutzt. Insbesondere sind sie besorgt über die
Gründung des Forum Komunikasi Masyarakt Perantau, einem Kommunikations-
forum, zu dem Papua nicht zugelassen sind und das in der Papuagemeinde für
einige Unruhe sorgt.95

Die Pluralität von Religionen und kulturellen Traditionen kann für politi-
sche Zwecke missbraucht werden. Sie kann auch verwendet werden, um politi-
sche Macht zu erlangen bzw. sie zu erhalten. Für einen solchen Missbrauch des
Pluralismus gibt es in Papua bereits klare Zeichen. Die Kandidaten für die Funk-
tion des Distriktdirektors (bupati) nutzen religiöse Gefühle und Gefühle der
ethnischen Zugehörigkeit, um Unterstützung für die Wahlen zu mobilisieren.96

2.12. Einschleusung von Laskar-Jihad-Milizen
Fundamentalistische Moslems in Indonesien und insbesondere die Anhänger der
Laskar-Jihad-Gruppe (Jihad-Kämpfer)97 betrachten die indigenen Papua als Heiden
(Kafir). Darüber hinaus verdächtigen sie auch die Christen unter den Papua, sepa-
ratistische Ziele zu verfolgen und glauben, dass hart gegen sie vorgegangen wer-
den sollte.98 Dieselben Milizen werfen den christlichen Kirchen vor, sie würden die
Separatistenbewegung in West-Papua schützen.99 Diese Ansicht wird im Übrigen
auch von den indonesischen Sicherheitskräften geteilt, die immer wieder behaup-
ten, dass die christlichen Gruppen unter dem Deckmantel der Menschenrechts-
arbeit in Wirklichkeit die Unabhängigkeitsbewegung der Papua unterstützen.100

Die Jihad-Gruppe hat West-Papua bereits infiltriert. Jafar Umar Thalib, der
in Afghanistan ausgebildete Befehlshaber von Laskar Jihad, bestätigt, dass seine
Gruppe in West-Papua bereits Filialen in den Städten Jayapura, Sorong, Fakfak,
Timika, Nabire und Manokwari eingerichtet hat und dazu ein Kommunika-
tionsforum mit der Bezeichnung Ahlus Sunnah Waljamaah nutzt.101 Bei Ahlus Sun-
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nah Waljamaah handelt es sich um eine militante Moslemgruppierung, zu der
auch Laskar Jihad gehört. Der Sprecher der Miliz Ayip Syafruddin gab zu, dass
Mitglieder von Laskar Jihad an Aktivitäten zur Verbreitung des Islam auch im
Erziehungs- und Bildungsbereich beteiligt waren und für die Moslems in Papua
Bulletins und eine Zeitung herausgeben. Die Präsenz der Gruppe wurde den Behör-
den in den betroffenen Städten offiziell angezeigt.102

Trotz der Beteuerung der Gruppe, dass sich ihre Aktivitäten nur auf die För-
derung der Religion und auf wohltätige Maßnahmen beschränken, haben Mit-
glieder von Laskar Jihad nachweislich Video-CDs verteilt, die Aufnahmen der reli-
giös motivierten Kämpfe auf den Maluku-Inseln zeigen, aufrührerische Predigten
gehalten, um Muslime gegen Christen aufzuhetzen, und Broschüren mit ähn-
lichem Inhalt unter die Leute gebracht.103 Die Präsenz der Gruppe und ihre
Aktivitäten beginnen, die Menschen in Papua in Unruhe zu versetzen.104

Diese fundamentalistischen Moslems werden nach West-Papua geschickt,
um die indonesischen Sicherheitskräfte in ihrem Kampf gegen papuanische Sepa-
ratisten zu unterstützen.105 Die Papua vermuten, dass das Einschleusen von
Jihad-Kämpfern von einigen Stellen in der indonesischen Regierung und dem
Militär gefördert wird. Obwohl die Regierung die Präsenz von Laskar Jihad im
Land leugnet106, hat die indonesische Polizei einige Mitglieder der Gruppe ver-
haftet107 und die Verbreitung einer von der Gruppe in West-Papua herausgege-
benen Zeitung untersagt108. Den Streitkräften wurde vorgeworfen, sie würden Las-
kar Jihad für ihre eigenen Zwecke nutzen und ihnen dazu Geld und andere Hilfe
zukommen lassen109; allerdings streitet das Militär jegliche Unterstützung für ille-
gale Aktivitäten ab110. Einige Tage vor dem Bombenanschlag auf Bali 2002 hat
Laskar Jihad öffentlich seine Auflösung erklärt. Es liegen allerdings keine Nach-
richten vor, dass die Mitglieder von Laskar Jihad West-Papua verlassen hätten. 

2.13. Bildung von neuen Milizen 
Zusätzlich zur Einschleusung von Laskar-Jihad-Kämpfern haben sich in West-
Papua noch weitere militante Gruppen gebildet. 

Zunächst ist hier Satgas Papua (Papua-Einsatzgruppe) zu nennen, eine mili-
tante Gruppierung der Papua. Die Mitglieder dieser Gruppe sind ausschließlich
indigene Papua, die wenig oder gar keine Schulbildung genossen haben. Wer Sat-
gas Papua gegründet hat oder wo ihr Ursprung liegt, ist unbekannt; fest steht,
dass die Gruppe 1999 plötzlich da war und nun bei den indigenen Papua auf
große Akzeptanz stößt. Die Gruppe schützt jene Papua, die sich in führender Funk-
tion an gewaltlosen Aktionen gegen die indonesische Herrschaft in West-Papua
beteiligen und schirmt gewaltlose Maßnahmen von indigenen Papua unter der
Führung des Präsidiumsrats von Papua (Presisdium Dewan Papua / PDP) ab. Die

Mitglieder von Satgas Papua, die keine Berufsausbildung haben, haben sich
spontan den Ortsgruppen angeschlossen, die überall in West-Papua, auch in ent-
legenen Dörfern, entstanden sind. Allein ihre Präsenz ist ein sichtbares Zeichen
des Widerstands gegen die indonesische Herrschaft. Diese Gruppe kämpft für
einen unabhängigen Staat West-Papua.

Die zweite Miliz trägt den Namen Satgas Merah-Putih (Rot-Weiße Einsatz-
gruppe); Rot und Weiß bezieht sich auf die Farben der Nationalflagge Indonesiens.
Die Mitglieder dieser Gruppe sind indigene Papua, die vom indonesischen Mili-
tär rekrutiert und ausgebildet werden, von der indonesischen Armee eingesetzt 
werden und deren Anweisungen folgen.111 In einigen Fällen geht diese Gruppe
gemeinsam mit den indonesischen Sicherheitskräften gegen Papua vor, die des
Rebellentums verdächtigt werden. Bei Operationen, die in einigen Dörfern durch-
geführt wurden, waren Mitglieder dieser Gruppe ganz vorne dabei und wurden vom
indonesischen Militär unterstützt. Wie der Name bereits andeutet, der sich auf die
Farben der indonesischen Nationalflagge bezieht, hat diese Gruppe das Ziel, die
Widerstandsbewegung der Papua zu bekämpfen und dafür zu sorgen, dass West-
Papua unter indonesischer Herrschaft verbleibt. Unter den indigenen Papua füh-
ren die Präsenz der Gruppe und ihre Aktivitäten zu Verdächtigungen und Zwietracht.

Die dritte Miliz trägt den Namen Front Pembela Merah Putih (Rot-Weiße Ver-
teidigungsfront); auch hier bezieht sich der Name auf die Farben der indonesi-
schen Flagge. Eurico Guterres, der berüchtigte Milizenführer aus Osttimor und
Gründer der Gruppe, besuchte die in West-Papua gelegene Stadt Timika, in der
das gigantische US-amerikanische Minenunternehmen Freeport angesiedelt ist,
und gab die Gründung der Front Pembela Merah Putih bekannt. Ziel der Gruppe
ist die Verteidigung von Rot-Weiß, d.h. Verteidigung der territorialen Integrität
Indonesiens durch den Kampf gegen die friedliche papuanische Bewegung für
die Unabhängigkeit von Indonesien.112 Die Mitglieder der Gruppe rekrutieren sich
in der Hauptsache aus indonesischen Migranten. Wegen der entschlossenen
Ablehnung der Gruppe durch die Zivilgesellschaft und die indonesische Polizei
gab es keine öffentliche Verlautbarung über ihre Gründung. Die Mitglieder der
Gruppe sind anscheinend noch immer in West-Papua aktiv.113

2.14. Niedriges Niveau der Bildungseinrichtungen
In Papua gibt es 2.378 Grundschulen, 238 weiterführende Schulen, 105 Ober-
schulen, zwei staatliche Universitäten und einige private Fachschulen.114 Bildung
wird als wesentlich erachtet für die Entwicklung und den Wohlstand des Lan-
des, und im Entwicklungsprogramm der Provinzregierung nimmt Bildung den
ersten Platz ein. Dennoch sind die Religionsführer über den geringen Bil-
dungsstand in West-Papua besorgt. 
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Viele Schulen in den entlegenen Gebieten, wo ausschließlich Papua leben,
verfügen kaum über Lehrmaterial. Die Schulgebäude befinden sich in einem
erbärmlichen Zustand, und in den meisten Grundschulen fehlt es an jeglicher
Ausstattung. Wegen des Lehrermangels haben immer mehr Schulen Schwierig-
keiten, den Betrieb vernünftig aufrechtzuerhalten. Die Bezahlung der Lehrer ist
schlecht, und bedauerlicherweise muss man das Gleiche vom Ausbildungsstand
und den Fähigkeiten der Lehrer sagen. Die ordnungsgemäße Verteilung von Schul-
büchern in den Dörfern gelingt nicht.115

Viele Papua-Kinder können weder lesen noch schreiben, wenn sie die Grund-
schule verlassen.116 Die meisten indigenen Papua erhalten keine oder nur sehr
unzureichende Schulbildung. Die Alphabetisierungsrate unter den Papua-Frau-
en liegt bei 44 Prozent, verglichen mit 78 Prozent im übrigen Indonesien; für
Papua-Männer liegt diese Rate bei 58 Prozent im Vergleich zu 90 Prozent im Lan-
desdurchschnitt.117 Nur 10 Prozent der Papua haben eine Oberschule besucht,
und lediglich ein Prozent machen einen Fachschulabschluss.118

Die Qualität der Bildung hat sich nicht verbessert, sondern, wie Bischof Leo
anmerkte, es ist vielmehr so, dass „… der Bildungsbereich immer schlechter wird,
insbesondere im Hochland und im Hinterland“119. 

2.15. Vernachlässigung der Gesundheitsfürsorge 
Die indonesische Regierung hat in jedem Sub-Distrikt West-Papuas Kliniken ein-
gerichtet. Nach Auffassung der Religionsführer sind diese Kliniken allerdings
schlecht mit Personal ausgestattet und verfügen nicht über die notwendigen Arz-
neimittel, insbesondere in den entlegenen Gebieten, wo die Bevölkerung aus-
schließlich aus Papua besteht. Darüber hinaus sind die Religionsführer auch in Sorge
wegen der schlechten Vertragsbedingungen, unter denen das medizinische Per-
sonal arbeiten muss, sowie wegen des niedrigen Allgemeinstandards, fehlender Gerä-
te und unzureichender Finanzierung des öffentlichen Gesundheitswesens.120

Mehr als 50 Prozent der Papua-Kinder unter fünf Jahren sind unterernährt.
Nur 40,8 Prozent der Papua-Kinder sind gegen Krankheiten geimpft, während
im landesweiten Durchschnitt 60,3 Prozent der Kinder geimpft sind. Auch die
Kindersterblichkeit liegt bei den Papua mit 186 Todesfällen pro 1.000 Kindern
über dem Landesdurchschnitt121, und die Müttersterblichkeit ist in West-Papua
drei Mal so hoch wie im Rest von Indonesien122.

Unzureichende medizinische Grundversorgung führt zu Todesfällen durch
vermeidbare Krankheiten. 2005 starben im Sub-Distrikt Nabire 354 indigene Papu-
as an solchen Krankheiten123; im November desselben Jahres starben im Dorf Aibo-
re im Sub-Distrikt Siriwo von Nabire 19 Einwohner124; 37 Menschen starben inner-
halb von zwei Wochen in den Dörfern Sainowa und Tagouto im Sub-Distrikt Topo

von Nabire; im Distrikt Paniai starben in den Dörfern Hitadipa und Wandae 155
Menschen; von Dezember 2005 bis März 2006 starben im Distrikt Paniai 154 Papu-
as; im März und April 2006 starben im Distrikt Jayawijaya 151 Personen und im
Distrikt Yahukimo 30 Menschen an Durchfallerkrankungen. 

In den entfernt gelegenen und von der Außenwelt weitgehend isolierten Dör-
fern, deren Bevölkerung ausschließlich aus indigenen Papua besteht, kommt es
häufig vor, dass aufgrund der schlechten medizinischen Grundversorgung zahl-
reiche Dorfbewohner vermeidbaren Krankheiten zum Opfer fallen. Dennoch
kümmert sich die Regierung in keiner Weise um solche Fälle und unterlässt es
bewusst, Gesundheitsdienstleistungen für die indigenen Papua bereitzustellen.
Stattdessen macht sie die lokalen Gebräuche und die lokale Kultur für die Todes-
fälle verantwortlich.1225

2.16. Ausbreitung von HIV/AIDS
Für die Religionsführer in West-Papua ist es offensichtlich, dass der hohe Anteil
von HIV/AIDS-Infizierten eine weitere Bedrohung des Friedens in West-Papua
darstellt. Die Provinzabteilung des Gesundheitsministeriums in West-Papua
berichtete im Juni 2004, dass von insgesamt 1.579 Patienten 596 die Immun-
schwächekrankheit AIDS entwickelt haben, während die restlichen 983 Patien-
ten HIV-positiv sind.126 Schätzungen gehen davon aus, dass bereits 5 Prozent der
Bevölkerung mit dem Virus infiziert sind. Vor dem Hintergrund einer Gesamt-
bevölkerung von 2,3 Millionen Einwohnern ist diese Zahl höher als irgendwo
sonst in Indonesien. Wegen der hohen Anzahl von HIV/AIDS-Kranken ist zu
erwarten, dass die hohe Säuglingssterblichkeit in den nächsten zehn Jahren auf
dem derzeit sehr hohen Niveau bleibt.127 Die Religionsführer sind besorgt über
„… den schlechten Aufklärungsstand in der Gesellschaft über Gesundheitsfra-
gen, die hohe Kinder- und Müttersterblichkeit, die Ausbreitung von HIV/AIDS
und das niedrige Niveau von Hilfsangeboten für Familien“128. 

Nach zehn Jahren Forschungsarbeit zu AIDS, Reproduktion und Kolonisie-
rung in West-Papua führt Leslie Butt, eine kanadischer Medizinanthropologin,
eine ganze Reihe von Gründen an, warum das Thema HIV mit Dringlichkeit behan-
delt werden sollte. Sie weist darauf hin, dass sich die internationale Gemeinschaft
des Ausmaßes dieses Problems nicht bewusst ist. Für die Ausbreitung von HIV wird
immer die lokale Kultur verantwortlich gemacht, während die Bürokraten ihre
eigene Rolle bei der mangelhaften Aufklärung über Safer Sex herunterspielen. Über
den Gebrauch von Kondomen werden nur die indonesischen Prostituierten auf-
geklärt, während die Papua wenig über Kondome wissen, da in ihren Gemein-
den keine bereitgestellt werden. Unter den indigenen Papua ist die HIV-Rate höher
als bei den indonesischen Migranten in West-Papua.129
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2.17. Fehlen einer konsequenten West-Papua-Politik 
Der Fall der Suharto-Diktatur 1998 führte in Indonesien zu mehr Demokratie.
Die Papua-Bevölkerung nutzte die neue demokratische Situation, um über sich
selbst und ihre Nöte zu sprechen und offen und friedlich das Recht auf Selbst-
bestimmung einzufordern. In allen größeren Städten West-Papuas kam es in der
Folge zu friedlichen Demonstrationen mit Tausenden von Teilnehmern, so etwa
in Biak (2.-6. Juli 1998), Wamena (7. Juli 1998), Jayapura (1. Juli 1999), Sorong
(5. Juli 1999) und Timika (10. November-2. Dezember 1999). Am 1. Dezember
1999 hissten Papua überall in den Ortschaften West-Papuas die Flagge mit dem
Morgenstern.130 Diese Flagge ist ein starkes Symbol für das Nationalbewusstsein
der Papua und ihren Widerstand gegen die Unterdrückung durch Indonesien.131

Bis zum heutigen Tag werden friedliche Demonstrationen abgehalten, auf denen
das Recht auf Selbstbestimmung eingefordert wird132. 

Der dritte Präsident Indonesiens, B. J. Habibie, berief ein Treffen mit 100 Ver-
tretern der Papua ein, auf dem diese ihre Gründe für die Forderung nach Selbst-
bestimmung vortrugen. An dem Treffen, das am 26. Februar 1999 im Präsiden-
tenpalast Istana Merdeka in Jakarta stattfand, nahmen alle Minister des Kabinetts
sowie die militärischen Befehlshaber und der Polizeichef Indonesiens teil. Die
Vertreter der Papua äußerten bei diesem Treffen gegenüber dem Präsidenten ganz
offen, dass sie sich von Indonesien abspalten und einen neuen, unabhängigen
Staat West-Papua gründen wollten. Für diese Forderung brachten sie drei Grün-
de vor: 1. West-Papua war durch Indonesien widerrechtlich annektiert worden;
2. Papua sind Opfer von Verbrechen gegen die Menschlichkeit geworden, die vom
indonesischen Militär begangen wurden; und 3. die indonesische Regierung igno-
riert das Recht der Papua auf soziale, wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung.133

Unterstützt wurden diese Forderungen von der Papua-Konferenz134, die vom 26.
bis 29. Februar 2000 abgehalten wurde, sowie vom Zweiten Papua-Kongress, der
vom 29. Mai bis 4. Juni 2000 in Jayapura stattfand .

Als Antwort auf die von den Papua vorgebrachten Forderungen nach Selbst-
bestimmung bot ihnen die indonesische Regierung unter der Leitung ihres vier-
ten Präsidenten, Abdurrahman Wahid, einen besonderen Autonomiestatus an.
Im Oktober 2001 wurde das Gesetz Nr. 21/2001 über die Sonderautonomie der
Provinz Papua vom indonesischen Repräsentantenhaus verabschiedet und
danach durch den fünften Präsidenten Indonesiens, Frau Megawati Soekarno
Putri, bestätigt. Das Gesetz verleiht West-Papua das Recht, 
– die kulturelle Identität der Papua durch eigene Flagge und Hymne auszu-

drücken; 
– eine Wahrheits- und Versöhnungskommission zur historischen Aufarbeitung

der Geschehnisse in West-Papua einzusetzen sowie eine Filiale der Nationa-
len Menschenrechtskommission (KOMNAS HAM) einzurichten; 

– die Regierungsgeschäfte für alle Bereiche mit Ausnahme der Außenpolitik, Ver-
teidigung, Geldpolitik und des Obersten Gerichtshofs zu übernehmen; 

– 80 Prozent der Einnahmen aus der Forst- und Fischwirtschaft sowie 70 Pro-
zent der Einnahmen aus der Öl- und Gasförderung einzubehalten; 

– eine Volksversammlung Papuas (Majelis Rakjat Papua / MRP) als Vertretung aller
indigenen Papua zu konstituieren, in der die verschiedenen ethnischen Grup-
pen, Religionen und Frauenorganisationen vertreten sind. 

Die Provinzregierung von Papua, der Legislativrat der Provinz Papua, die Reli-
gionsführer, Intellektuelle und Studenten der Provinz begrüßten dieses Gesetz.
Auch die internationale Gemeinschaft (die Europäische Union, das Pacific Island
Forum und die USA) bekundeten ihre Unterstützung, indem sie Fachleute ent-
sandten und Finanzmittel bereitstellten, um die erfolgreiche Umsetzung des Auto-
nomiegesetzes zu gewährleisten. Übereinstimmend war man der Auffassung, dass
eine ordnungsgemäße und wirksame Umsetzung des Autonomiegesetzes rea-
listische und gangbare Lösungen für zahlreiche Probleme in West-Papua in
greifbare Nähe rücken lassen würde. 

Nachdem sie breite lokale, nationale und internationale Unterstützung
erfahren hatte, änderte die indonesische Regierung ihre West-Papua-Politik. Es
setzte sich wohl die Auffassung durch, dass das Autonomiegesetz nur die sepa-
ratistischen Kräfte stärken und die Schaffung eines unabhängigen Staates West-
Papua beschleunigen würde. Wie Bischof Leo Laba Ladjar von der Diözese Jay-
apura bemerkte, gab es „… einen sich verstärkenden Verdacht, dass die
Zentralregierung das Gesetz zur Sonderautonomie als eine gefährliche Waffe in
den Händen der Papua ansah, mit deren Hilfe sie den Übergang zur Unabhän-
gigkeit bewerkstelligen könnten“136. 

Um die Separatistenbewegung in West-Papua zu schwächen, wählte die
Regierung nun eine andere Lösung: West-Papua sollte in drei separate Provinzen
aufgeteilt werden. Zu diesem Zweck gab Präsidentin Megawati den Präsidential-
erlass Nr. 1/2003 heraus.137 Die Zentralregierung machte diesen umstrittenen
Zug ohne vorherige Konsultation mit den Papua oder der Provinzregierung138.

Die indigenen Papua lehnten diesen Schritt vehement ab, denn die Absicht
dahinter war, die kulturelle Einheit durch eine Strategie des Teilens und Herr-
schens zu untergraben139. Darin wurden sie voll vom Legislativrat der Provinz140,
den Religionsführern141, den Stammesführern der Papua142, papuanischen Stu-
denten143 und in Jayapura ansässigen Nichtregierungsorganisationen144 unterstützt. 

Auch das Europäische Parlament war über diese Politik der Aufteilung Papuas
in drei neue Provinzen tief beunruhigt und forderte die indonesische Regierung auf,
den Präsidentialerlass zurückzunehmen, da er das Gesetz über die Sonderautono-
mie in West-Papua sowie das Engagement der EU in dieser Hinsicht untergrabe.145
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Aufgrund des öffentlichen Drucks war die indonesische Regierung gezwun-
gen, die Schaffung der Provinz Zentral-Irian-Jaya zu verschieben, die Aufteilung
in die Provinzen West-Irian-Jaya und Papua wurde jedoch vorgenommen. Das
bedeutet, dass die Provinz Zentral-Irian-Jaya jederzeit geschaffen werden kann,
ohne dass die Regierung sich dazu mit den in Papua lebenden Menschen abstim-
men müsste.

Die Politiker unter Präsidentin Megawati haben auch erfolgreich die Kon-
stituierung der Volksversammlung Papuas (Majelis Rakyat Papua / MRP) verzö-
gert, ein Gremium, das von entscheidender Bedeutung für die Umsetzung des
Gesetzes über die Autonomie Papuas ist. Dennoch erließ der sechste Präsident
Indonesiens, Susilo Bambang Yudhoyono, im Dezember 2004 die Regierungs-
vorschriften zur Gründung der MRP heraus146, und die Mitglieder der MRP wur-
den im November 2005 ernannt und in ihr Amt eingeführt. 

Es sollte jedoch darauf hingewiesen werden, dass Präsident Susilo den Streit
um die Provinz West-Irian-Jaya nicht gelöst hat. Die Volksversammlung Papu-
as und der Legislativrat der Provinz Papua (Dewan Perwakilan Rakyat papua / DPRP)
haben die Entscheidung der Regierung zur Schaffung der Provinz West-Irian-Jaya
abgelehnt. Eine neue Provinz sollte gemäß den Bestimmungen des Gesetzes über
die Autonomie Papuas nicht ohne Zustimmung der MRP und des DPRP einge-
richtet werden. Trotz dieser Ablehnung hat die Zentralregierung der Provinz West-
Irian-Jaya die Erlaubnis erteilt, am 11. März 2006 Gouverneurswahlen abzuhal-
ten. Die Provinz Papua führte ihre Gouverneurswahlen am 10. März 2006 durch. 

Die Zentralregierung von Indonesien weiß nun nicht, wie sie sich verhal-
ten soll; wenn die Regierung den neugewählten Gouverneur der Provinz West-
Irian-Jaya ins Amt einführt, verletzt sie Artikel 76 des Gesetzes über die Sonder-
autonomie der Provinz Papua. Wenn die Regierung es ernst meint mit der
Umsetzung des Autonomiegesetzes für Papua, sollte sie die umstrittene Provinz
West-Irian-Jaya wieder auflösen. Der DPRP hat bereits angekündigt, dass er ein
Referendum ansetzen wird, wenn die Zentralregierung darauf beharrt, in Ver-
letzung des Autonomiegesetzes für Papua die Provinz West-Irian-Jaya zu bilden.
Zur Zeit sind die Gespräche festgefahren, denn die Zentralregierung besteht dar-
auf, die Provinz West-Irian-Jaya ohne Zustimmung von MRP und DPRP zu
schaffen. Andererseits hat die Provinzlegislative Papuas damit gedroht, ein Refe-
rendum abzuhalten, sollte die Provinz West-Irian-Jaya unter Verletzung des
Autonomiegesetzes für Papua geschaffen werden. Eine Provinz West-Irian-Jaya,
die ohne Rechtsgrundlage gebildet wird, stellt ein Problem dar, das eine voll-
ständige und wirksame Umsetzung dieses Gesetzes verhindert. 

Wenn man sich die Bemühungen der Zentralregierung anschaut, wird deut-
lich, dass sie keine klare Vorstellung davon hat, wie die Probleme in West-Papua
zu lösen wären. Zu diesen Problemen gehören die noch unaufgeklärten Fälle von

Menschenrechtsverletzungen, das umstrittene Gesetz zur Wahlfreiheit von
1969, die Rassendiskriminierung und die zivile Kontrolle über das Militär in Papua.
Anstatt den Papua zuzuhören, wenn sie über ihre Wünsche und Hoffnungen spre-
chen, hat die Regierung mit der Trial-and-Error-Methode versucht, die Dinge in
den Griff zu bekommen. Die Zentralregierung hat gar nicht die Absicht, das Auto-
nomiegesetz für die Provinz Papua umzusetzen, und daher werden die Proble-
me West-Papuas ungelöst bleiben. Die Religionsführer in West-Papua erkennen,
dass „… wir selbst erlebt haben, wie die Sonderautonomie es nicht vermocht hat,
die Notlage der Papua zu verbessern“147. 

3. Gemeinsame Hoffnung auf Frieden
Dennoch sehen die Religionsführer in West-Papua, dass es durchaus einige Akti-
vitäten gibt, die einen Beitrag zum Frieden in Papua leisten. Bei diesen frie-
densbezogenen Aktivitäten kann es sich um Maßnahmen handeln, die auf die
Initiative von lediglich einer Religionsgemeinschaft oder Kirche oder auf die
gemeinsamen Bemühungen aller Religionsgemeinschaften zurückgehen. Alle Frie-
densaktivitäten, ob in der Vergangenheit oder der Gegenwart, sind für die Men-
schen ein Grund zu neuem Mut und neuer Hoffnung, so dass sie trotz der
unzweifelhaft vorhandenen Schwierigkeiten und Herausforderungen mit ihrer
Arbeit für Frieden in Westpapua fortfahren können. 

3.1. Gute Beziehungen der Religionsführer untereinander
Die Religionsführer sind sich der Notwendigkeit bewusst, in der Öffentlichkeit
von den Anhängern aller Religionen in West-Papua gemeinsam wahrgenommen
zu werden. Es ist von grundlegender Bedeutung, gute Beziehungen untereinander
zu knüpfen und sie dann zu pflegen und zu erhalten. Zur Förderung der Freund-
schaft besuchen sich die Religionsführer gegenseitig, insbesondere bei religiö-
sen Festen und Feiern.148

In der Regel treffen sich die Religionsführer, diskutieren dabei die gegen-
wärtige Situation, erarbeiten einen gemeinsamen Standpunkt und versorgen ihre
Anhänger mit wahrheitsgetreuen Informationen. Als in anderen Teilen Indo-
nesiens politisch motivierte Konflikte zwischen den Religionsgemeinschaften
explodierten, diskutierten die Führer der Religionsgemeinschaften in einigen der
größeren Städte West-Papuas die Probleme und riefen dann zum gemeinsamen
Gebet auf, um weitere Konflikte zu verhindern. In den Städten, in denen sich
die religionsübergreifenden Foren bereits gebildet haben, sind Treffen zwischen
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den Religionsführern überhaupt kein Problem. Dies regt zur Gründung weite-
rer religionsübergreifender Foren in anderen Städten von West-Papua an. Die star-
ke Unterstützung, welche die Religionsführer durch die Mitglieder ihrer Gemein-
den erfahren, ermutigt sie, entschlossen ihre gemeinsame Arbeit für den Frieden
fortzusetzen.149

3.2. Menschenrechtserziehung 
In einer Situation, in der die Menschenwürde nicht respektiert wird und Men-
schenrechte systematisch verletzt werden, heben die Religionsführer die Bedeu-
tung der Menschenrechtserziehung hervor. So hat die katholische Kirche bei-
spielsweise damit begonnen, ihre Priester und Gemeinden in den entlegenen und
isolierten Dörfern in der Diözese Jayapura über Menschenrechtsfragen zu unter-
richten. Andere Kirchen bieten ihren Gemeinden ebenfalls Weiterbildung in Men-
schenrechtsfragen an. Daher ist der Ausspruch der Religionsführer, dass „… wir
in unseren Gemeinden Aufklärung über Menschenrechte betreiben“, voll gerecht-
fertigt.150

Diese Art der Aufklärung über Menschenrechte hat den Menschen dabei
geholfen, ihre eigene Menschenwürde zu entdecken und einiges über grundle-
gende Rechte und Pflichten zu lernen. Durch diese Aufklärung wurden Menschen
in die Lage versetzt, sich selbst und ihre Rechte zu verteidigen und die Rechte
ihrer Nachbarn zu respektieren. Das Büro für Gerechtigkeit und Frieden in der
Diözese Jayapura drückt es wie folgt aus: „Die Ausbildung, die wir den örtlichen
Gemeinden anbieten, befasst sich mit Menschenrechtsfragen; vor allem sollen
die örtlichen Gemeinden aber in die Lage versetzt werden, sich selbst besser zu
verstehen und ihre Angelegenheiten in die eigenen Hände zu nehmen“151. Die
von den Kirchen gemachten Erfahrungen sind für die Religionsführer zu einer
Quelle der Hoffnung geworden und ermutigen sie, auch weiterhin Aufklärung
zu Menschenrechten anzubieten und für den Frieden zu arbeiten. 

3.3. Interkonfessioneller Ruf nach Gerechtigkeit
Während die Menschenrechtsverletzungen in West-Papua weitergehen, haben
die Religionsführer der Christen, Moslems, Hindus und Buddhisten in gemein-
samen Erklärungen Gerechtigkeit gefordert.152 Daher können sie mit Fug und
Recht sagen, dass „… wir zusammen arbeiten, um die Fragen von Gerechtigkeit
und Frieden in die Öffentlichkeit zu tragen“153. 

Dieser religionsübergreifende Ruf nach Gerechtigkeit ist nicht von irgend-
welchen politischen Interessen geleitet. Er wurzelt vielmehr im Glauben und
erschallt um der Menschenwürde und des Friedens willen. Bischof Leo erläuterte,

dass „…wir unsere Sorge um die Menschenrechte artikulieren und für den Frie-
den arbeiten, damit die grundlegenden Rechte der Menschen anerkannt werden.
Wir bekräftigen, dass diese Mission sich aus unserem Glauben speist und nicht
durch irgendwelche politischen Ziele motiviert ist“154. 

Nach Auffassung der Religionsführer sind solche gemeinsamen Erklärungen
zur Gerechtigkeit notwendig, insbesondere wenn die Opfer macht- und wehr-
los sind. Die Behörden haben diesen Erklärungen Beachtung geschenkt, auch
wenn sie die Aufrufe der Religionsführer nicht immer beherzigen. 

Der interkonfessionelle Ruf nach Gerechtigkeit nährt auch die Hoffnungen
der Opfer von Unrecht, die erfahren, dass die Religionsführer auf ihrer Seite ste-
hen, ihre Probleme sehen und ihr Leiden erkennen. Die vereinte Stimme der Reli-
gionsführer gibt den Opfern die moralische Kraft, ihren Kampf für Gerechtig-
keit fortzusetzen. Anders ausgedrückt nährt ein interkonfessioneller Ruf nach
Gerechtigkeit die Hoffnung auf eine friedliche Zukunft. 

3.4. Stärkung der wirtschaftlichen Position der Papua
Die Religionsführer haben wiederholt darauf hingewiesen, dass West-Papua
reich an natürlichen Ressourcen wie Gold, Kupfer, Öl, Erdgas, Holz, Fisch usw.
ist.155 Trotz dieses Reichtums leben die indigenen Papua immer noch in Armut.156

Angaben der Kommunalverwaltung zufolge sind 80 Prozent der Bevölkerung von
Papua als arm einzustufen.157 Die im Überfluss vorhandenen Ressourcen bringen
den Papua offensichtlich keinen Wohlstand. Die erwirtschafteten Gewinne flie-
ßen zum größten Teil zur Zentralregierung, und die Papua bleiben wirtschaft-
lich marginalisiert.158 Indigene Papua, die unter einem extremen Mangel an Bil-
dung und Kapital leiden, verfügen über keinerlei wirtschaftliche Ressourcen und
leben in einer Form bargeldloser Subsistenzwirtschaft, die auf Ackerbau, Sam-
meln und Jagd beruht. Für ihren Lebensunterhalt sind sie auf die Produkte des
Waldes angewiesen.159

Die Stärkung der wirtschaftlichen Position der indigenen Bevölkerung ist eine
der absoluten Prioritäten für die Religionen und Kirchen in West-Papua. Einige
dieser Kirchen haben Bildungsprogramme zur Stärkung der wirtschaftlichen Posi-
tion in den örtlichen Gemeinden aufgelegt. So hat beispielsweise die katholische
Kirche ein Bildungszentrum eingerichtet, das von einer kirchennahen Stiftung
betrieben wird und sich an junge Papua vom Stamm der Mee im zentralen Hoch-
land West-Papuas richtet. Seit den 1970er Jahren wurden in diesem Zentrum über
2.000 junge Papua aus fast allen Dörfern der Region Paniai ausgebildet. Andere
Kirchen und Religionsgemeinschaften haben wirtschaftsbezogene Maßnahmen
durchgeführt, deren Ziel die Befähigung der indigenen Papua ist. All diese Maß-
nahmen werden durchgeführt, um „… sicherzustellen, dass die Menschen im
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Entwicklungsprozess selbst zu Handelnden werden“, um „… die Verhand-
lungsposition der Gemeindewirtschaft zu stärken“ und „… die Menschen dar-
auf vorzubereiten, in den Wirtschaftsaktivitäten eine aktive Rolle zu spielen“160.
Die Religionsführer sind der Auffassung, dass alle von den Religionsgemein-
schaften durchgeführten wirtschaftsbezogenen Maßnahmen Hoffnung auf Frie-
den in West-Papua machen. 

3.5. Vorreiter in der Bildung 
Ohne die Beteiligung der Religionsgemeinschaften im Bildungs- und Erzie-
hungswesen West-Papuas ist eine Entwicklung für die indigenen Papua kaum
denkbar. Obwohl die Herrschaft Indonesiens über West-Papua bereits 1963
begann, hat die indonesische Regierung erst 1975 auch in den entlegenen und
isolierten Dörfern staatliche Grundschulen eingerichtet. Präsident Suharto hatte
dazu einen entsprechenden Präsidentialerlass herausgegeben. Bereits vor Ein-
richtung von staatlichen Schulen durch die indonesische Regierung haben die
evangelische und die katholische Kirche öffentliche Schulen für die Papua
gegründet. Im Bereich der Bildung und Erziehung waren die Kirchen Vorreiter.
Fast alle Papua, die heute eine führende Position in Regierungsbehörden inne-
haben oder als Politiker oder Minister arbeiten, haben kirchliche Schulen
besucht. In den entlegenen und isolierten Dörfern, in denen die Bevölkerung
ausschließlich aus indigenen Papua besteht, waren die Kirchen die ersten Ein-
richtungen, die allgemein zugängliche Bildung anboten.161

Die Religionsgemeinschaften sorgen nicht nur für Schulen, sondern auch
für Schüler- und Studentenwohnheime, die bei der Bevölkerung in West-Papua
sehr beliebt und allgemein akzeptiert sind. In Städten, in denen weiterführen-
de Schulen, Oberschulen und Fachschulen eingerichtet wurden, werden Wohn-
heime für Jungen und Mädchen bereitgestellt. Schüler aus verschiedenen Dör-
fern, Stämmen, Kirchen und Religionen leben während der Schulzeit zusammen.
Solche Wohnheime sind mehr als nur eine Unterkunft – sie dienen auch der
zwischenmenschlichen Erziehung. Die Schüler und Studenten in den Wohn-
heimen müssen mit Menschen in Harmonie leben, die einen völlig anderen
Hintergrund haben. Die Aufgabe besteht darin, Pluralität zu akzeptieren, von-
einander zu lernen, sich gegenseitig zu unterstützen und die eigene Weltsicht
zu erweitern. In den Wohnheimen bauen die Schüler persobatan auf, was über-
setzt „Freundschaft“ bedeutet. Diese neuen Freundschaften werden nicht
geschlossen, weil man aus derselben Familie, demselben Clan oder Dorf kommt
oder  derselben Religion oder Rasse angehört, sondern weil man gemeinsam der
Menschheitsfamilie angehört. Es ist durchaus nicht ungewöhnlich, dass die im

Wohnheim geschlossenen Freundschaften auch nach der Schul- oder Studienzeit
fortbestehen, auch wenn die Freunde längst in verschiedenen Städten wohnen. 

Für die indigenen Papua, die in entfernt gelegenen und isolierten Dörfern
leben, ist die formale Bildung, wie sie in den Schulen vermittelt wird, nicht fester
Bestandteil ihrer Kultur, und so müssen sie sich erst einmal daran gewöhnen.
Nur wenig wissen sie über die Bedeutung, die Bildung für ihr Leben und ihre Teil-
habe an regionalen Entwicklungsprogrammen hat. Daher haben die Religions-
führer die Initiative ergriffen und die Bedeutung von Bildung auf jedem nur denk-
baren Wege erläutert. So gibt es regelmäßige Aktionen zur Aufklärung über
Erziehung und Bildung in den Dörfern, und die Bewohner werden ermutigt, die
durch Bildung gebotenen Chancen vollständig zu nutzen, indem sie ihre Kin-
der zur Schule schicken und sie beim Lernen unterstützen. 

Die Religionsführer weisen zu Recht darauf hin, dass die Religionsgemein-
schaften „… seit langem eine Vorreiterrolle im Bildungsbereich spielen und
menschliche Ressourcen entwickeln,“ dass sie „… insbesondere in den entlege-
nen Gebieten zahlreiche Schulen eingerichtet haben und ein Wohnheimsystem
entwickeln und unterhalten, das multikulturell angelegt ist“, dass sie „… eine
größere Akzeptanz von Bildung in den Gemeinden aktiv fördern und Bildung
auch im Sinne von Persönlichkeitsbildung betreiben“162. Die Arbeit der Reli-
gionsgemeinschaften im Bereich der Bildung und Erziehung hat die Sache des
Friedens in Papua auf vielerlei Weise befördert. Daher haben sie auch die Absicht,
ihre Aktivitäten weiterzuführen. 

Die Bemühungen der Religionsgemeinschaften im Bildungsbereich zeigen
sich auch in der Gründung von Nichtregierungsorganisationen, die hier tätig wer-
den sollen. Derzeit sind dies drei Nichtregierungsorganisationen: Yayasan Pen-
didikan Kristen (YPK), von der protestantischen Kirche; Yayasan Pendidikan dan
Persekolahan Katolik (YPPK), von der katholischen Kirche, und Yayasan Pendidi-
kan Islam (YAPIS), von der muslimischen Gemeinde getragen.

3.6. Gesundheitswesen
Die Religionsführer in West-Papua sind davon überzeugt, dass ein guter Gesund-
heitszustand wesentlich ist für den Frieden; daher unterstreichen alle Religions-
gemeinschaften die Bedeutung von Gesundheit in ihren Gemeinden. Die Reli-
gionsgemeinschaften haben sogar die Initiative zur Bereitstellung von örtlichen
Gesundheitsdienstleistungen, insbesondere für die indigenen Papua, ergriffen. In
dieser Hinsicht waren insbesondere die Katholiken und die Protestanten aktiv. 

Die ersten Missionare in West-Papua kamen aus dem Westen. Sie wollten in
West-Papua den indigenen Papua nicht nur das Evangelium Jesus Christi pre-
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digen, sondern sich auch um die Gesundheitsversorgung kümmern. Sie brach-
ten den Menschen in den Dörfern Arzneimittel, und die Häuser der Missionare
waren, ähnlich den Klöstern in der Heimat, gleichzeitig Kliniken. In einer Reihe
von Ortschaften richteten die Missionare Polikliniken ein und in einigen Fäl-
len sogar Krankenhäuser mit qualifizierten Ärzten, Fachärzten und ausgebilde-
tem Pflegepersonal. 

Unter indonesischer Herrschaft begann die Regierung, in fast allen Sub-Dis-
trikten (kecamatan) in West-Papua Klinikzentren (PUSKESMAS) einzurichten.
Diese Zentren funktionieren wegen mangelnder Medikamente und unzurei-
chenden medizinischen Personals nur schlecht. Trotz der vielen Schwierigkei-
ten und Herausforderungen halten die Kirchen ihren Dienst im Gesundheits-
bereich aufrecht. Die Kirchen liefern weiterhin Arzneimittel, insbesondere in die
entlegenen und isolierten Dörfer, die ausschließlich von indigenen Papua
bewohnt werden. Die Kirchen bieten Aus- und Weiterbildung im Gesundheits-
bereich an, führen Maßnahmen zur Verbesserung der Ernährung von Müttern
und Kindern durch, leisten Aufklärungsarbeit zu HIV/AIDS, informieren die Men-
schen über vorbeugenden Gesundheitsschutz und fördern durch entsprechen-
de Kampagnen einen gesunden Lebensstil. 

Sie haben die ökumenische Nichtregierungsorganisation Yayasan Betesda
(Betesda-Stiftung) ins Leben gerufen, die sich insbesondere mit Gesundheitsfragen
befasst. Diese Stiftung stellt Medikamente zur Verfügung und bietet medizini-
sche Beratung an, führt Ausbildungsprogramme durch und setzt sich für die För-
derung einer gesunden Lebensweise in den Dörfern ein. 

In den Städten leben die Papua am Rande der Gesellschaft. Sie können es
sich oftmals nicht leisten, die Dienste der in allen größeren Städten in West-Papua
vorhandenen staatlichen Krankenhäuser in Anspruch zu nehmen. Daher haben
die Kirchen Krankenhäuser163 und Gesundheitszentren für die Armen einge-
richtet. Die Menschen können die kirchlichen Krankenhäuser oder Gesund-
heitszentren aufsuchen, ohne Diskriminierung fürchten zu müssen. Auch die
Hindu-Gemeinde, deren Mitglieder Nichtpapua oder Migranten sind, bieten in
mehreren Dörfern soziale Dienste, wie zum Beispiel kostenlose medizinische
Behandlung für indigene Papua, an. Jeden Sonntag ist die Klinik in Jayapura, etwa
für kostenlose Behandlungen, geöffnet.164

Die Religionsführer sind davon überzeugt, dass die Arbeit im Gesundheits-
bereich wesentlich zur Förderung des Friedens in Papua beiträgt, und sie haben
daher die Absicht, diese Arbeit fortzusetzen. Vor dem Hintergrund der Beteili-
gung der Religionsgemeinschaften und Kirchen am Gesundheitswesen haben die
Religionsführer unterstrichen, dass die Religionsgemeinschaften „… Fürsorge-
leistungen zur Förderung der Gesundheit in den Gemeinden ins Leben rufen,
ausbauen und fördern, wozu auch Gebete gehören, … dass sie helfen, die Ernäh-

rung von Müttern und Kindern zu verbessern, … Kliniken betreiben, Aufklä-
rungsarbeit zu HIV/AIDS und anderen Krankheiten leisten … und eine gesun-
de Lebensweise fördern“165.

3.7. Gesellschaft
Die Gesellschaft West-Papuas setzt sich aus Menschen unterschiedlicher ethni-
scher Herkunft mit jeweils anderen kulturellen und religiösen Traditionen
zusammen. Die Religionsführer sind davon überzeugt, dass diese Vielfalt eine
Quelle des Reichtums für die Gesellschaft in West-Papua bedeutet.166 Daher
sehen sie die Vielfalt als ein Geschenk Gottes an, das begrüßt, gefeiert und sorg-
fältig gepflegt werden sollte, um gesunde soziale Beziehungen, regionale Ent-
wicklung und Frieden in Papua zu fördern.

Die Religionsführer ermutigen auch zu sozialer Sensibilität. Sie unterstreichen,
wie wichtig es ist, Solidarität mit anderen zu zeigen, insbesondere mit jenen, die
bedürftig und in Not geraten sind, unabhängig von ihrem jeweiligen Hintergrund.
Die Menschen werden dazu aufgerufen, als Brüder und Schwestern in der einen
Menschheitsfamilie zusammenzuleben und Sorgen und Nöte miteinander zu tei-
len. Die Anhänger aller Religionen in West-Papua haben spontan ihre Solidarität
mit denen bekundet, die ein Unglück getroffen hat. So hat zum Beispiel die Hindu-
Gemeinde ihre Solidarität dadurch gezeigt, dass sie „… unseren Brüdern und
Schwestern, die von Naturkatastrophen, wie der in Nabire, betroffen sind, hilft“167.

Die Religionsgemeinschaften setzen sich auch für die öffentliche Wohlfahrt
in West-Papua ein. Dies zeigt sich an der Einrichtung von Waisenhäusern, die von
den jeweiligen Religionsgemeinschaften geführt werden und die sich um Jungen
und Mädchen aus unterschiedlichen ethnischen Gruppen und mit unterschied-
licher Hautfarbe kümmern. So betreibt die römisch-katholische Kirche in Jaya-
pura ein Waisenhaus unter dem Namen Putri Kerahiman, in dem mehr als 100 Jun-
gen und Mädchen aus unterschiedlichen ethnischen Gruppen und Rassen leben.168

Darüber hinaus bieten die Religionsgemeinschaften jungen Leuten auch berufs-
bezogene Bildung und Kurse an und versuchen, soziale Probleme durch Beratung
sowie andere soziale Maßnahmen anzugehen.169 Es gibt einige Beispiele von frie-
densbezogenen Aktivitäten, die den Religionsführern Hoffnung machen und sie
ermutigen, in ihrer Arbeit für den Frieden in Papua fortzufahren.

3.8. Politik
Die Tätigkeit der Religionsgemeinschaften ist nicht politisch motiviert. Religion
ist kein Mittel, um politische Macht zu erlangen oder zu erhalten, und sie soll-
te es auch nicht sein. Die Religionsgemeinschaften sollten es nicht zulassen, dass



37

Regierungen ihnen Vision, Mission und Aktivitäten diktieren und bestimmen.
Obwohl die Regierungen und die Religionsgemeinschaften für das Wohl der Men-
schen arbeiten, tun sie dies dennoch unabhängig voneinander. In Bezug auf Reli-
gionsgemeinschaften als unabhängige Institutionen sind die Religionsführer in
West-Papua der Auffassung, dass „… Religionsgemeinschaften eine ganz beson-
dere Verhandlungsposition haben“170. 

Die Religionsführer in West-Papua sind sich der Tatsache bewusst, dass die
Politiker die Menschen in jene einteilen, die die Autonomie befürworten, und
solche, die dagegen sind, in jene, welche die Teilung von West-Papua in meh-
rere Provinzen unterstützen und solche, die eine solche Aufteilung ablehnen.
Diese Spaltung der Gesellschaft wird noch verschärft durch das Misstrauen, das
aus der Unterdrückung durch die indonesische Regierung herrührt, unter der die
indigenen Papua seit mehr als vierzig Jahren leiden. Diese Unterdrückung hat
Zwietracht unter den indigenen Papua, zwischen indonesischen Migranten und
indigenen Papua wie auch zwischen der indonesischen Regierung und indige-
nen Papua gesät. Die Religionsgemeinschaften versuchen, dieser Teilung ent-
gegenzuwirken, indem sie den Gemeinschaftssinn der in Papua lebenden Men-
schen fördern. Bischof Leo hat darauf hingewiesen, dass die Religionsführer sich
verpflichtet haben, „… gemeinsam zu arbeiten, den Weg gemeinsam zu gehen,
denn unsere Aufgabe ist es, Frieden zu schaffen und die Gemeinschaft aller Men-
schen zu fördern“171. In ihrer Arbeit zur Förderung der Gemeinschaft haben die
Religionsgemeinschaften es sich zum Ziel gesetzt, nicht einzelne Gruppen oder
Parteien zu unterstützen, sondern die Grundrechte und die Werte des mensch-
lichen Lebens zu verteidigen und zu fördern.172 Vor dem Hintergrund der eini-
genden Rolle, welche die Religionsgemeinschaften in West-Papua spielen, wei-
sen die Religionsführer darauf hin, dass „… die Religionen als ‚Sicherheitsgurt‘
fungieren und zur Einheit beitragen“173. 

Die Religionsführer stellen einen Mangel an Demokratie fest. Die indone-
sische Regierung lässt den Menschen in West-Papua keinen Raum, ihr Recht auf
Teilhabe am Entscheidungsprozess auszuüben. Traditionelle Gemeinschaften,
Glaubensgemeinschaften und Frauen wurde kein Platz eingeräumt, um voll-
ständig und aktiv am Entwicklungsprozess teilnehmen zu können.174 Stattdes-
sen bedient sich die Regierung in der Regel der Top-down-Methode. Seit Beginn
der indonesischen Herrschaft über West-Papua zeichnen sich die meisten Ent-
scheidungen, welche die Regierung zur Entwicklung in West-Papua getroffen hat,
dadurch aus, dass sie den Wert von Menschenwürde, die Realität einer pluralis-
tischen Gesellschaft, die Rufe nach Gerechtigkeit, einer partizipativen Ent-
wicklungsplanung, Menschenrechten und Respektierung der Integrität der
Schöpfung ignorierten.175 Trotz aller Belastungen und Schwierigkeiten haben die
Religionsführer wiederholt „… die Bedeutung einer ethischen Haltung bei der
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Entscheidungsfindung und die Notwendigkeit unterstrichen, bei der Lösung von
Problemen friedliche Mittel einzusetzen und die Menschenwürde zu achten“176

im Interesse des Friedens in West-Papua. 

4.„Papua, Land des Friedens“ 
Die obige Schilderung der Bedrohungen und Hoffnungen für den Frieden
beleuchtet den Hintergrund der von den Religionsführern ins Leben gerufenen
Bewegung „Papua, Land des Friedens“. Um sie richtig einordnen zu können,
bedarf diese interkonfessionelle Friedensinitiative einer Erklärung des Konzepts
von „Papua, Land des Friedens“, wie sie die Religionsführer in West-Papua inter-
pretieren. Das nächste Kapitel untersucht die Motive, Visionen und Grundwer-
te von „Papua, Land des Friedens“ sowie die Verpflichtung der Religionsführer,
gemeinsam für den Frieden in Papua zu wirken. 

4.1. Religiöse Mission
Das Engagement der Religionsführer von West-Papua im Streben nach Frieden
beruht auf ihren religiösen Überzeugungen und entspricht ihrer religiösen Mis-
sion. Sie erkennen an, dass jede Religion lehrt, wie Frieden erfahren und erreicht
wird. Wie Bischof Leo betonte, ist das Wirken für den Frieden „unsere religiöse
Mission, die mit dem Sehnen der Menschen übereinstimmt“.177

Für Christen ist der Frieden ein Gut, das das Evangelium predigt, und der
größte Wunsch ausnahmslos aller Menschen. Deshalb ist das christliche Enga-
gement für die Sache des Friedens nicht politisch motiviert, sondern beruht allein
auf dem Wert, den ihm das Evangelium beimisst. Für die Kirchen ist es ein gött-
liches Gebot, für den Frieden zu wirken. Wenn es auch von mancher Seite Mis-
strauen angesichts des Wirkens für Gerechtigkeit, Menschenrechte und Frieden
gibt, haben die Kirchen in West-Papua „die Berufung und die Verpflichtung,
gemeinsam mit allen Menschen guten Willens weiterhin eine prophetische
Rolle im Ringen um die gottgegebene Menschenwürde zu spielen“.178 Der Wunsch
der kirchlichen Führer nach Zusammenarbeit mit anderen Religionen im Inter-
esse des Friedens beruht auf dem Glauben, dass „Religionen Frieden stiften kön-
nen, wenn ihre Anhänger die institutionellen Vorgaben überschreiten und sich
auf der Ebene des Glaubens treffen in der Erfahrung eines Gottes, der Anfang,
Quelle und Ende der Menschheit ist“.179

Das Engagement der Muslim-Gemeinschaft im Kampf für den Frieden in
West-Papua wurzelt in der Tradition des Islam, der das Wirken für den Frieden
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als religiöse Mission betrachtet. Zuber Hussein, Vorsitzender der West-Papua-Sek-
tion des Indonesischen Rates der Ulema (Majelis Ulama Indonesia / MUI), erklär-
te: „Der Islam tritt nachdrücklich für den Frieden ein.“ Denn „Islam“ bedeute
„Frieden, Glück und Wohlergehen.” Dies kommt auch in der Grußformel „Assa-
lamu alaikum warahmatullahi wabarakatuh“ zum Ausdruck, was bedeutet: „Möge
Frieden mit dir sein und möge dich Allah mit seiner Gnade segnen.“ Dieser Gruß
wird einem anderen bei einer Begegnung entboten, um im Gebet Gottes Segen
zu erbitten. Wer also mit diesem Gruß einem anderen begegnet, spricht eigent-
lich ein Friedensgebet. Der Islam spricht von rahmatan lilalamin, was bedeutet,
dass der Islam allen Menschen ohne Unterschied seinen Segen spendet. Über-
dies strebt der Islam nach Wissen und Verständigung zwischen den unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Gruppen.180

Für die Hindu-Gemeinschaft in West-Papua ist das Wirken für den Frieden
ein Ausdruck ihres Glaubens. Einer ihrer Führer, I Gusti Made Sunartha, wies dar-
auf hin, dass Frieden das Ziel in jedermanns Leben sei.181 Das kommt deutlich
im Begriff Santih sowie in Yajurveda xxxvi.17 zum Ausdruck:

Mögest du mit Luft, Himmel und Erde in Harmonie leben. Mögest du eins
sein mit den Wassern, Pflanzen und Heilkräutern als Quelle des Wohlerge-
hens. Mögen die Gottheiten und Gott der Allmächtige uns allen Frieden und
Harmonie schenken. Mögen alle Weltenden einig sein. Möge diese Harmo-
nie unter uns sein.182

Das Wort „Frieden“ ist in den Gebeten der Hindus allgegenwärtig. Hindus been-
den ein Gebet mit „Om Santih“, was bedeutet: „Möge es Frieden geben.“ Sie beten
auf diese Weise für den Frieden. 

Der Frieden gilt als Wurzel des Glücks jedes einzelnen Menschen. Der Hin-
duismus lehrt, wie man in seinem Leben Frieden erfahren kann, mit einem aus
drei Säulen bestehenden Konzept: 
– Tat Twam Asi, Liebe für alles im Universum Existierende; 
– Tri Karya Parisuda (drei heilige Verhaltensweisen), nämlich reine Gedanken,

reine Rede und reines Verhalten; 
– Tri Hitha Karana (drei Quellen des Friedens und Glücks), nämlich Gott,

Menschheit und Universum. 
Die Mitglieder der Hindu-Gemeinschaft beteiligen sich an der Förderung des Frie-
dens durch die Befolgung von Tat Twam Asi, Tri Karya Parisuda und Tri Hitha Kar-
ana in ihrem Alltag. Sie teilen ihre religiösen Werte mit den Menschen anderen
Glaubens, indem sie gemeinsam für den Frieden in Papua eintreten. 

Verwurzelt in ihren religiösen Traditionen, sind die Religionsführer West-
Papuas der Überzeugung, dass die Religionen Frieden bringen können. Ihre reli-

giöse Mission verpflichtet sie zum Eintreten für den Frieden. Bischof Leo erklärt
in diesem Zusammenhang, dass die Religionsführer „zusammenarbeiten und
zusammengehen wollen, denn unsere Mission besteht darin, Frieden und Ver-
bundenheit zwischen allen Menschen zu stiften“183. 

Die religiöse Motivation des interkonfessionellen Wirkens für den Frieden
kommt sehr gut in dem Hindu-Gebet OM Santih Santih Santih OM zum Ausdruck,
was bedeutet: „Mit Gottes Segen schaffen wir Frieden in unseren Herzen, Frie-
den in der Welt und Frieden in dem Leben danach.“184 Frieden ist also gleicher-
maßen Motiv und Ziel der interkonfessionellen Zusammenarbeit. Die Reli-
gionsführer sind der Überzeugung, dass der Einsatz für Papua als Land des
Friedens ein Akt des Glaubens an Gott ist.185 Und sie sind entschlossen, West-
Papua zu einem Land des Friedens zu machen.186

4.2. Die Vision von „Papua, Land des Friedens“ 
Wenn auch das interkonfessionelle Engagement für den Frieden von größter
Bedeutung ist, so reicht es doch allein nicht aus, denn ein Engagement dieser
Art muss sich in gemeinsamen Aktivitäten manifestieren. Die interkonfessionelle
Friedensinitiative sollte sich von einer klar definierten Vision lenken und leiten
lassen, die von allen Religionsführern in Papua geteilt und anerkannt wird. Diese
Vision kommt deutlich in „Papua, Land des Friedens“ zum Ausdruck, einer
Deklaration, die gemeinsam von den Oberhäuptern aller Religionen am 5.
Februar 2003 verabschiedet wurde. „Papua, Land des Friedens“ ist danach zum
Motto der Friedensbewegung geworden. 

Diese interkonfessionelle Deklaration war das Ergebnis von Überlegungen
zu bereits früher von indigenen Papua initiierten Aktivitäten. Junge Papua und
Studenten hatten die Idee einer Zone des Friedens auf einer Veranstaltung in Serui,
der Hauptstadt des Distrikts Yapen Waropen, im Juni 1999 vorgetragen. Die Stu-
denten wollten, dass ihre Zusammenkunft friedlich blieb, damit die indonesi-
schen Sicherheitskräfte keinen Vorwand hatten, es als subversiv einstufen und
deshalb auflösen zu können. Nachdem sie sich die Unterstützung des Präsidi-
umsrates von Papua (Presidium Dewan Papua / PDP) gesichert hatten, erklärte Mar-
then Tanawane, der papuanische Stammesführer in Serui, den Distrikt Yapen
Waropen zu einer Zone des Friedens. Eine öffentliche Erklärung zu dieser Ent-
scheidung wurde in Gegenwart von Papuas und Nicht-Papuas am 17. Septem-
ber 2000 abgegeben.187

Der Gedanke einer Friedenszone wurde anschließend ausführlicher vom
Papua-Traditionsrat (Dewan Adat Papua / DPA) diskutiert, der dies für einen
angemessenen Ausdruck des Engagements für den Frieden in Papua hielt. Auf
ihrem Jahreskongress unterstützten die Stammesführer namens der indigenen



4140

Papua die Umwandlung West-Papuas in ein „von Gewalt, Unterdrückung und
Leiden freies Territorium“.188 Die Proklamierung Papuas als „Zone des Friedens“
ist unter den indigenen Papua auf breite Zustimmung gestoßen, da dies ihrem
tiefsten Wunsch nach einem Leben in Würde in ihrem eigenen Land entspricht,
wo sie nicht als Separatisten, sondern als Menschen behandelt werden. 

Zur Unterstützung der von den indigenen Papua ergriffenen Friedensiniti-
ative schlossen sich der Lembaga Study dan Advokasi Hak-hak Asasi Manusia (ELS-
HAM), einer nichtstaatlichen Menschenrechtsorganisation mit Sitz in Jayapu-
ra, die Provinzregierung, der Legislativrat der Provinz sowie die Polizei an, um
auf einer Konferenz das Konzept von Papua als Friedenszone zu diskutieren. Die
Konferenz stellte fest, das „Papua als Zone des Friedens“ eine Situation beschreibt,
in der sich Papua und seine Bevölkerung frei von physischen und psychologi-
schen Konflikten fühlen. Um des Friedens willen müssen alle entwicklungspo-
litischen Entscheidungen die sozialen und kulturellen Bedingungen in West-Papua
entsprechend berücksichtigen. Das Konzept von Papua als Friedenszone sollte
kodifiziert werden.189 Am 1. Dezember 2002 erklärte Tom Beanal, stellvertreten-
der Vorsitzender des Präsidiumsrates von Papua (Presidium Dewan Papua / PDP)
und Stammesführer der Amungme, West-Papua zu einer Zone des Friedens.190

Die religiösen Führer unterstützen voll und ganz die Ausrufung einer „Frie-
denszone“, da sowohl die indigenen Papua als auch die zugewanderten Indo-
nesier Frieden und die Entwicklung West-Papuas zu einem friedlichen Territo-
rium ersehnen. Jeder hofft auf ein West-Papua, „das frei ist von Gewalt, Unruhen
und Blutvergießen“.191 Nach gründlicher Erörterung interpretieren die Reli-
gionsführer „Papua, Zone des Friedens“ auch in dem Sinne, dass es nicht nur ein
„Territorium ohne Gewalt“, sondern auch eine Region ist, „in der Menschen Brü-
derlichkeit hochhalten, Gewalt ablehnen und sich aller Konflikte enthalten“.192

Nach weiterem Nachdenken stellten die Religionsführer fest, dass der Begriff
„Friedenszone“ auch missverstanden werden könnte. Zum Beispiel könnten sich
einige Regionen in West-Papua zu Friedenszonen erklären, andere jedoch darauf-
hin als Kriegszonen betrachtet werden. Sie entschlossen sich deshalb zu der For-
mulierung „Papua, Land des Friedens“. Damit wollten die Religionsführer klar-
stellen, dass die Gesamtheit des Territoriums von West-Papua, und nicht nur Teile
davon, ein Land des Friedens ist. Es ist ein Aufruf an alle, die auf West-Papua leben,
gemeinsam für den Frieden zu wirken.193 Wie Reverend Andreas Ayomi, Vorsitzender
der Gemeinschaft der Kirchen auf Papua (Persekutuan Gereja-Gereja di Papua /
PGGP), seinerzeit betonte, bedeutet das Wirken für „Papua, Land des Friedens“ die
Verantwortung jedes auf Papua Lebenden für das Gedeihen des Friedens.194

Das Konzept von „Papua, Land des Friedens“, ist jedoch nach den Vorstel-
lungen der Religionsführer mehr als nur das Fehlen von Gewalt. Wie Reverend
Herman Saud ausführte, besteht das Ziel von „Papua, Land des Friedens“ nicht

nur darin, die Gewalt seitens der indonesischen Militär- und Polizeikräfte zu been-
den, sondern auch eine Atmosphäre zu schaffen, wo jeder Bewohner Papuas sich
einer harmonischen Beziehung zu Gott, sich selbst, anderen und der Schöpfung
insgesamt erfreuen kann.195 Dies bedeutet, dass das Konzept von „Papua, Land
des Friedens“ eine soziale Voraussetzung ist, das heißt, es ist mehr als nur ein
Territorium,196 „wo alle Menschen aufblühen und sich zu vollwertigen Menschen
entwickeln können“197. 

Im Streben, Papua, zu einem Land des Friedens zu machen, wirken die Reli-
gionsführer gemeinsam für eine geistige Einheit im Einklang mit den Anhän-
gern der verschiedenen Religionen. Sie engagieren sich gemeinsam, um gewalt-
same Auseinandersetzungen zu beenden und potentielle Gewaltsituationen zu
entschärfen, da sie davon überzeugt sind, dass „nur im Frieden jeder wachsen
und sich in Würde als Mensch beweisen kann“198. 

4.3. Grundwerte für „Papua, Land des Friedens“ 
Soll das Konzept von „Papua, Land des Friedens“ als Vision der Friedenskampagne
dienen, so müssen, wie die religiösen Führer feststellten, einige Grundwerte
benannt werden, ohne die der Frieden in West-Papua nie Fuß fassen würde. Beim
Nachdenken über die Gefahren für den Frieden, die wirklichen Bedürfnisse der
Menschen und den größten Wunsch aller Menschen in West-Papua kamen die
religiösen Führer zu dem Schluss, dass die Kampagne für „Papua, Land des Frie-
dens“ auf einigen Grundwerten aufbauen und sich von diesen leiten lassen soll-
te, wie Anerkennung und Respektierung von Pluralität, Gerechtigkeit, Einheit,
Harmonie, Solidarität, Gemeinschaft, aufrichtiger Brüderlichkeit und Wohler-
gehen. Dies sind die Werte, die dem Konzept von „Papua, Land des Friedens“
zugrunde liegen. Es besteht die Überzeugung, dass Papua zu einem Land des Frie-
dens werden kann, wenn jeder einzelne diese Grundwerte in seinem Leben sowie
in allen Bereichen der Gesellschaft umsetzt.199

4.3.1. Anerkennung und Respektierung von Pluralität
Religiöse Pluralität ist ein Wesensmerkmal der Gesellschaft West-Papuas. Ihre Mit-
glieder gehören verschiedenen Religionen an, z.B. dem Christentum, dem Islam,
dem Hinduismus, dem Buddhismus sowie traditionellen Religionen. Da sich die
Mehrheit der Bevölkerung zum Christentum bekennt, gilt West-Papua als christ-
liches Territorium in einem der größten islamischen Länder der Welt – Indonesien.

Die Mehrheit der indigenen Papua gehören verschiedenen Kirchen und Kon-
fessionen an. Papua im nördlichen Teil des Territoriums sind Mitglieder der pro-
testantischen Kirchen, während im Süden vorrangig Katholiken leben. Nur weni-
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ge Papua bekennen sich zu traditionellen Religionen (2 Prozent) und zum Islam
(2 Prozent). Die Mehrheit der indonesischen Zuwanderer sind hingegen Muslims.

Die Gesellschaft von West-Papua ist auch in ethnischer Hinsicht pluralistisch.
Auch wenn alle indigenen Papua der gleichen Rasse, den Melanesiern,200 angehö-
ren, so teilen sie sich doch auf 252 verschiedene ethnische Gruppen auf. Die indo-
nesischen Zuwanderer, die Malaien sind, setzen sich ebenfalls aus unterschiedlichen
ethnischen Gruppen zusammen, z.B. den Javanesen, Bugisnesen, Manadonesen,
Ambonesen, Batakesen usw. Sie verständigen sich zwar untereinander in Bahasa Indo-
nesia, der Amtssprache Indonesiens, aber jede ethnische Gruppe, Papua und Nicht-
Papua, hat ihre eigene Sprache, die sich von den anderen total unterscheidet.

Die Religionsführer sind sich nur zu gut bewusst, dass die Förderung des Frie-
dens in einer so pluralistischen Gesellschaft die umfassende Anerkennung und Res-
pektierung dieser legitimen Vielfalt erfordert.201 Entscheidend für die Verwirklichung
von „Papua, Land des Friedens“ ist eine Haltung der gegenseitigen Anerkennung
von Individuen und Gruppen. Unterschiede in Religion, Rasse, Ethnizität und
Bekenntnis müssen als Geschenk (rahmat)202 anerkannt und akzeptiert werden. Die
Negation der Existenz anderer Individuen und Gruppen kann demgegenüber
zum Ausbruch gewaltsamer Konflikte in der Gesellschaft beitragen.

Wenn man sich mit gegenseitiger Anerkennung begegnet, kann man auch
offen miteinander umgehen. Dann kann man auch mehr über die eigenen Tra-
ditionen erfahren und ihren Reichtum und ihre Besonderheit würdigen. Wenn
man mehr von anderen Menschen und Gruppen weiß, wächst das Verständnis
füreinander, und man entdeckt lebenswichtige Werte in den Traditionen ande-
rer. All das fördert eine Haltung gegenseitiger Akzeptanz. 

Wenn sich Menschen erst einmal gegenseitig akzeptieren, entwickeln sie all-
mählich auch gegenseitigen Respekt. Sie würdigen dann nicht nur den Reich-
tum ihrer eigenen kulturellen und religiösen Traditionen, sondern auch die der
anderen. Sie helfen einander, die in jeder religiösen und ethnischen Gemeinschaft
vorhandenen lebensbedrohenden Elemente zu transformieren. 

Die Religionsführer von West Papua sehen die soziokulturelle Vielfalt nicht
als Belastung oder Hindernis für den Frieden, sondern als eine Quelle des Reich-
tums, deren man sich erfreut und die es zu pflegen gilt. Kulturelle und religiö-
se Vielfalt wird als göttliche Gabe gesehen, die zum Wohle des Friedens und der
Entwicklung klug genutzt werden muss.203 Die Religionsführer laden alle Ein-
wohner West-Papuas ein, „ethnische, religiöse und kulturelle Vielfalt als Gaben
Gottes anzuerkennen und anzunehmen“204. 

4.3.2. Recht und Gesetz 
Die Religionsführer West-Papuas sind überzeugt, dass Frieden immer die Frucht
von Recht und Gesetz ist. Es wird für Papua also keinen dauerhaften Frieden ohne

Gerechtigkeit geben. Die Wahrung von Recht und Gesetz ist die Voraussetzung
für die Verwirklichung der Vision von Papua als Land des Friedens. 

Angesichts des historischen Hintergrundes von West-Papua kommt der sozia-
len Gerechtigkeit große Bedeutung zu. Als wichtigstes Kriterium der Moral im
zwischenmenschlichen und sozialen Bereich regelt das Recht die sozialen Beziehungen
zwischen Individuen und Gruppen. Die vom Gesetz geregelten sozialen Beziehun-
gen sollten frei von Herrschaftsansprüchen, Manipulation und Ausbeutung sein.

Trotzdem ist Gerechtigkeit nicht nur einfach eine Konvention der Menschen,
denn was „gerecht“ ist, bestimmt nicht allein das Gesetz, sondern die starke Iden-
tität des Menschen. Recht und Gesetz, transformiert in Verhalten, sollte auf dem
Willen basieren, den anderen als Menschen anzuerkennen. Das bedeutet, die
Rechte und Pflichten, die sich aus der Menschenwürde herleiten, anzuerkennen.
Recht und Gesetz walten zu lassen bedeutet, die Rechte des anderen zu respektie-
ren und seine eigenen Pflichten zu erfüllen. Das erfordert wiederum die Aner-
kennung gegenseitiger Rechte und die Erfüllung der entsprechenden Pflichten.
Damit erfahren die gegenseitigen Rechte und Pflichten in den sozialen Beziehungen
aufrichtige Anerkennung. Der Frieden kann demgegenüber nicht obsiegen, wo Men-
schenrechte nicht anerkannt, verteidigt und gefördert werden, wo des Menschen
unveräußerlichen Freiheiten Gewalt angetan wird, wo seine Persönlichkeit miss-
achtet und entwürdigt wird und wo Diskriminierung und Intoleranz herrschen. 

Recht und Gesetz sind aber nicht alles. Das Recht kann sich sogar selbst untreu
werden. Dazu kommt es zum Beispiel, wenn ein Nachbar verletzt, getötet, sei-
ner Freiheit oder seiner grundlegenden Menschenrechte im Namen des Geset-
zes beraubt wird. Recht und Gesetz müssen einer höheren Macht gehorchen –
der Liebe. Gerechtigkeit muss barmherziger Liebe entspringen. Anderen Gerech-
tigkeit widerfahren zu lassen bedeutet, Nächstenliebe zu beweisen. Die Reli-
gionsführer von West-Papua ermutigen deshalb alle Menschen auf Papua, „ihren
Nächsten als Ausdruck des Glaubens zu lieben“205. 

4.3.3. Einheit
Für die Religionsführer ist Einheit einer der Grundwerte ihres Wirkens für
„Papua, Land des Friedens“. Das Streben nach Einheit in der Gesellschaft West-
Papuas ist zu einer noch anspruchsvolleren Aufgabe geworden, denn die fort-
gesetzte Unterdrückung durch die indonesische Regierung hat Misstrauen erzeugt
und Zwietracht zwischen den verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen gesät.
Da die Bevölkerung West-Papuas bereits entlang ethnischer, religiöser, rassi-
scher und Geschlechtertrennlinien gespalten ist, gibt es für sie auch keinen Frie-
den, wenn die sozialen Beziehungen durch gegenseitiges Misstrauen vergiftet sind.
Aufgrund der Erfahrungen in den indonesischen Provinzen und West-Papua
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erkennen die Religionsführer an, dass politische, wirtschaftliche, ethnische und
religiöse Interessen leicht einen Keil zwischen Menschen treiben und gewaltsa-
me Konflikte auslösen können. West-Papua kann nur dann zu einem Land des
Friedens werden, wenn es eine allumfassende Einheit gibt. 

Die Schaffung der Einheit um des Friedens in West-Papua willen ist deshalb
für die Religionsführer zur vorrangigen Aufgabe geworden. Ihnen ist klar, dass
Einheit und Verbundenheit zwischen den Völkern nicht auf Waffengewalt, Ter-
ror oder Machtmissbrauch aufgebaut werden können und dürfen. Dies nicht nur
wegen der verschiedenen Organisationen, Gemeinschaften, politischen und
ökonomischen Pläne, sondern weil jeder Mensch ein lebendiges Mitglied der ges-
amten Menschenfamilie ist. Da alle Mitglieder der Menschenfamilie Menschen
sind, sind auch alle aufgrund ihrer Menschenwürde gleich. 

Einheit sollte nach dem Verständnis der Religionsführer West-Papuas nicht mit
Einheitlichkeit verwechselt werden. Die Einheit, die sie befördern, erfordert Viel-
falt. Dies braucht die Anerkennung eines legitimen Pluralismus und die Akzeptanz
der Verschiedenheit aller Gruppen. Die pluralistische Realität wird nicht negiert,
denn jede Negation kultureller und religiöser Vielfalt würde die Spaltung nur ver-
tiefen und gewaltsame Konflikte in der Gesellschaft auslösen. Deshalb ist keine ein-
zelne Religion oder Kultur Grundlage der Einheit oder Kriterium ihrer Beurteilung. 

Menschenwürde, gegenseitiger Respekt und Freundschaft, gegenseitige
Abhängigkeit in der Zusammenarbeit und im Gemeinwohl können und sollten
eine feste Grundlage für die Verbundenheit zwischen den Menschen auf West-
Papua schaffen. Wie Bischof Leo sagte, haben die Religionsführer West-Papuas
begonnen, auf dieser Grundlage „die Schaffung friedlicher Verbundenheit zwi-
schen allen kulturellen, ethnischen und religiösen Gruppen sowie den ver-
schiedenen politischen Strömungen“ zu befördern.206

4.3.4. Harmonie 
Harmonie ist einer der dem Konzept „Papua, Land des Friedens“ zugrunde liegenden
Werte. Die Religionsführer West-Papuas unterstützen deshalb die drei Aspekte der
Harmonie: Harmonie mit Gott, seinen Nächsten und der ganzen Schöpfung.207

Zuallererst heben die Religionsführer hervor, wie wichtig das Leben in har-
monischer Beziehung zu Gott ist.208 Sie betrachten „eine harmonische Beziehung
zu Gott als Dreh- und Angelpunkt für richtige Beziehungen zu allen Geschöpfen“.209

Diese vertikale Beziehung fordert die Anerkennung Gottes als Schöpfer und der
Menschen als seiner Geschöpfe. Eine harmonische Beziehung zu Gott sollte in einer
harmonischen Beziehung zu anderen und zur Natur zum Ausdruck kommen, denn
„der Glaube an Gott lässt sich nicht trennen vom Respekt für den Menschen, und
Liebe zu Gott ist unwahr, wenn es keine Liebe zu anderen gibt“210. Wenn Menschen

Gott zur Befriedigung eigener Interesse manipulieren, zerstören sie ihre harmo-
nische Beziehung zu anderen und der Schöpfung insgesamt.211 Die Religionsfüh-
rer verurteilen deshalb jeden Versuch, den Namen Gottes und die Religion als Instru-
ment zur Erlangung, Wahrung oder Legitimierung politischer Macht zu benutzen.
Derartige Versuche „machen die Anhänger einer Religion nicht zu Friedensboten,
sondern zu Boten von Konflikten und Unruhen, die zu Gewaltakten führen“.212

Die Religionsführer lehnen deshalb entschieden jede fundamentalistische Grup-
pe ab, die die Existenz anderer auslöschen will und bereit ist, zu diesem Zweck zu
jedem Mittel zu greifen und dies zu rechtfertigen.213

Zweitens betonen die religiösen Führer die Bedeutung harmonischer Bezie-
hungen zwischen den Menschen.214 Beziehungen sollten immer auf Anerkennung
der Würde des anderen aufbauen. Die religiösen Führer rufen deshalb jeden ein-
zelnen auf, sich gegenseitig als Menschen und Kinder Gottes zu behandeln. Die
Respektierung der Würde des Menschen ist die einzige Möglichkeit, konfliktfreie
Beziehungen zwischen Individuen und Gruppen innerhalb der Gesellschaft
aufzubauen. Denn „nur durch die Respektierung anderer als Geschöpfe Gottes
und als seiner Kinder, die von Gott geliebt werden, können wir eine friedliche
Gesellschaft aufbauen“215. Harmonische Beziehungen zwischen den Menschen
zeichnen sich durch Ehrlichkeit, gegenseitiges Vertrauen, Gerechtigkeit, Gleich-
berechtigung, Freundschaft und Brüderlichkeit sowie durch gegenseitigen Res-
pekt und die Anerkennung als Menschen aus. Wenn diese Werte nicht im All-
tag verwirklicht werden, zerstören Meinungsverschiedenheiten, wie sie sich aus
unterschiedlichen politischen Ambitionen, sozial-ökonomischen Unterschieden,
Missbrauch von Positionen und Macht, Verdächtigungen und Barrieren zwischen
ethnischen und religiösen Gruppen sowie Gewaltakten seitens der Sicherheits-
kräfte oder auch Zivilisten ergeben, harmonische Beziehungen.216

Drittens betonen die religiösen Führer, dass eine harmonische Beziehung zur
Natur von grundlegender Bedeutung für den Frieden ist217, weil sie zur Aufrecht-
erhaltung eines harmonischen Lebens in der Gesellschaft beiträgt. Im Gegen-
satz dazu „führt eine unharmonische Beziehung zur Natur zu unharmonischen
Beziehungen zwischen den Menschen“218. Die Realität auf West-Papua hat
gezeigt, dass die Natur leicht zu zerstören ist, wenn Naturreichtümer willkürlich
zur Erfüllung egoistischer Interessen ausgebeutet werden. Umgekehrt zerstört eine
gestörte Beziehung zur Natur nicht nur das materielle und geistige Umfeld vie-
ler, die Ökosysteme der Wälder und Ressourcen, wie Lebensmittel und Wasser,
sondern auch das menschliche Leben. Die Religionsführer betonen deshalb die
Notwendigkeit, die Natur zu schützen und die Naturreichtümer angemessen zur
Unterstützung des Lebens der Menschen zu nutzen.219

Die Religionsführer von West-Papua sind der Überzeugung, dass es keinen
Frieden geben wird, solange Menschen nicht in harmonischen Beziehungen leben
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können. Sie laden deshalb jeden auf Papua ein, „sich zur Zwiesprache mit Gott
und einer harmonischen Beziehung zu Gott, den Mitmenschen und der Natur
ermutigen zu lassen“220. 

4.3.5. Solidarität
Ein weiterer Wert, der dem Konzept von „Papua, Land des Friedens“ zugrunde
liegt ist die Solidarität221, das „Mitleiden“. Mit jemandem solidarisch sein bedeu-
tet, mit denen mitzuleiden, die selbst leiden. Solidarität hebt auf sehr spezielle
Weise die den Menschen eigene soziale Natur hervor. 

Solidarität ist kein Gefühl vagen Mitleids mit den Bedürftigen oder ober-
flächliche Betroffenheit angesichts des Unglücks anderer. Solidarität ist vor
allem eine authentische moralische Tugend. Dazu gehört die feste und anhal-
tende Entschlossenheit, sich für das Gemeinwohl einzusetzen, weil wir alle mit-
verantwortlich sind für die Menschen neben uns. 

Solidarität stellt also eine grundlegende soziale Tugend dar, da sie die Bereit-
schaft widerspiegelt, etwas zum Wohle seines Nächsten zu tun ohne jedes Eigen-
interesse. Dazu gehört auch, Entbehrungen zum Wohle anderer auf sich zu neh-
men. Besondere Aufmerksamkeit gilt den Opfern von Naturkatastrophen, aber
auch den Opfern von Unglücksfällen, die von Menschen verursacht wurden. Denn
Solidarität manifestiert sich als besonderer Akt der Liebe für diejenigen, die abge-
wiesen, ausgegrenzt, marginalisiert, ihrer Rechte und ihrer Menschenwürde
beraubt sowie von der Gesellschaft und den Behörden unterdrückt werden. 

Solidarität üben bedeutet, die Opfer von Unrecht und Naturkatastrophen als
Mitglieder der einen Menschenfamilie mit Gott als Vater zu behandeln. Solida-
rität hat das Ziel, Opfern ihren Status als Kinder Gottes zurückzugeben, gerech-
te und liebevolle Beziehungen zu Menschen und Gruppen in der Gesellschaft
aufzubauen, ihnen zu helfen, ein Leben in Integrität und Würde zu leben und
ein erfülltes Leben zu führen, das in der Verbundenheit mit anderen Menschen,
Gemeinden und mit Gott wurzelt. 

4.3.6. Zusammengehörigkeit
In Anbetracht des Lebens in einer pluralistischen Gesellschaft auf West-Papua heben
die Religionsführer die Bedeutung der Zusammengehörigkeit hervor. In der indo-
nesischen Sprache heißt dies kebersamaan.222 Im Alltag sieht man, dass sich dieser Wert
der Zusammengehörigkeit aus der gleichen geografischen Herkunft, Ethnizität, Reli-
gion, Nationalität usw. herleitet. Wenn man Zusammengehörigkeit als Wert betont,
bedeutet dies, jedermann aufzufordern, die Gegenwart anderer Menschen, sozialer
Gruppen und Religionen anzuerkennen. Menschen müssen sich so verhalten und

so handeln, dass sie harmonische Beziehungen zu anderen nicht stören. Die Gegen-
wart anderer und ihr Recht, anders zu sein, sollte deshalb respektiert werden. Es gibt
keinerlei Rechtfertigung für irgendeine Form der Diskriminierung.

Wird Zusammengehörigkeit als Wert nicht beachtet, dann wird die Existenz
anderer einfach ignoriert. Individuen und soziale Gruppen legen dann bald ein
exklusives und selbstgerechtes Verhalten an den Tag. Es fehlt an der Bereitschaft
zum Dialog mit anderen. Eigeninteressen gewinnen die Oberhand. Kultur oder
Religion müssen als Urteilskriterium herhalten. Anstatt für das Gemeinwohl zu
wirken und dies zu verteidigen, werden die Interessen der eigenen Gemeinschaft
oder Gruppe als vorrangig angesehen. All das führt dann zu gewaltsamen Kon-
flikten zwischen den Gemeinschaften. Andere werden als Feinde gesehen, die
es um der Sicherheit willen zu eliminieren gilt. Menschen verteidigen die Exis-
tenz ihrer Gruppen oder Gemeinschaften und beginnen so damit, sich gegen-
seitig zu zerstören, wie wir es in den gewaltsamen Auseinandersetzungen auf den
Molukken und Poso erlebt haben. Deshalb „sind wir Religionsführer von Papua
aufgefordert, ein stärkeres Netzwerk zu knüpfen, damit wir zusammenarbeiten,
und unsere Menschen nicht in religiöse Konflikte hineingezogen werden“223. 

West-Papuas Religionsführer sind sich bewusst, dass „Papua, Land des Frie-
dens“ nicht mit fanatischer Attitüde geschaffen werden kann. Sie fühlen sich des-
halb verpflichtet, den Wert der Zusammengehörigkeit in der Gesellschaft zu för-
dern. Sie ermutigen die Menschen zur Offenheit, Kommunikation und sozialen
Beziehungen zu anderen Gruppen, um gewalttätige Konflikte in der Gesell-
schaft zu vermeiden. Denn „der Schlüssel liegt darin, aneinander zu glauben, ein-
ander zu ehren und den Glauben des anderen zu verstehen“224. 

4.3.7. Aufrichtige Brüderlichkeit
Die Religionsführer von West-Papua haben aufrichtige Brüderlichkeit als Grund-
wert in ihr Konzept „Papua, Land des Friedens“ eingebunden. Sie sind der Über-
zeugung, dass aufrichtige Brüderlichkeit gefördert werden muss, wenn West-Papua
ein Land des Friedens werden soll. 

Aufrichtige Brüderlichkeit basiert im Verständnis der Führer aller Religionen
in West-Papua nicht auf der gleichen Hautfarbe, kulturellen Tradition, Rasse oder
Geschlecht. Brüderlichkeit, die auf diesen Elementen basiert, wird nie zum Frie-
den führen, sondern nur Verdächtigungen, Spaltungen, Diskriminierungen und
gewalttätige Konflikte zwischen den Menschen schüren. Aufrichtige Brüder-
lichkeit berücksichtigt die gemeinsame Herkunft, Natur und Bestimmung aller
Mitglieder der Menschenfamilie und die Gleichheit ihrer Grundrechte. 

Die von West-Papuas Religionsführern geförderte aufrichtige Brüderlichkeit
wurzelt in der Würde des Menschen. Aufrichtige Brüderlichkeit zwischen allen
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Menschen, ungeachtet ihrer Rasse, Religion, Nation, ihres Geschlechts, ihrer Her-
kunft oder kulturellen Tradition zu schaffen, erfordert die Einheit der Men-
schenwürde. Sie beruht auf dem Glauben, dass alle Menschen aufgrund ihrer
natürlichen Würde gleich sind. Sie wurden von Gott geschaffen und mit Ver-
nunft und Seele ausgestattet. Sie haben die gleiche Natur und die gleiche Her-
kunft. Sie erfreuen sich derselben göttlichen Bestimmung und desselben Schick-
sals. Alle Menschen sind in ihrer Würde und ihren Rechten gleich. Die Würde
des Menschen bildet die Grundlage für die Gleichheit aller Menschen. Zuber Hus-
sein, Führer der Islamischen Gemeinschaft West-Papuas, erklärte dazu: „Der Islam
ist der Überzeugung, dass alle Menschen in Würde, Ansehen und Status gleich
sind; dass keine Gruppe der Gesellschaft besser ist als andere, sei es nun eine
Nation, eine Religion, eine soziale Klasse oder eine politische Gruppe.“225

Es ist also nicht wahr, dass einige Menschen von Natur aus überlegen, wäh-
rend andere unterlegen sind. Es gibt also keine sozialen oder religiösen Gemein-
schaften, die von Natur aus überlegen oder unterlegen wären. Alle Gemein-
schaften verfügen über die gleiche natürliche Würde, da alle ihre Mitglieder
Menschen sind. Alle Formen sozialer oder kultureller Diskriminierung aus Grün-
den des Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der sozialen Bedingungen und der
Religion können und dürfen nicht gerechtfertigt werden. Im Gegenteil - sie müs-
sen eingedämmt und ausgemerzt werden. Da alle Menschen mit Verstand und
Bewusstsein ausgestattet sind, sind sie als Anhänger unterschiedlicher Religio-
nen dazu aufgerufen, im Geiste der Brüderlichkeit aufeinander zuzugehen. „Wir
sollten danach streben, uns zu verstehen. Wir müssen begreifen, dass wir Men-
schen anderen Glaubens anerkennen müssen, weil wir eine Familie sind.“226

4.3.8. Wohlfahrt
Wohlfahrt, also Fürsorge und Wohlergehen, ist ein Grundwert des Konzepts
„Papua, Land des Friedens“.227 Er beschränkt sich nicht auf elementare Bedürf-
nisse, wie z.B. Nahrung, Trinkwasser und Unterkunft, sondern umfasst Gesund-
heitsversorgung, Bildung und eine saubere Umwelt, die allesamt ein Grundbe-
dürfnis für jedes Individuum darstellen. Wenn man Wohlfahrt in diesem Sinne
definiert, ist dies ein gewichtiger Beitrag zur Gestaltung von Papua als Land des
Friedens. Die religiösen Führer sind überzeugt, dass es ohne die Erfüllung
menschlicher Grundbedürfnisse keinen Frieden in Papua geben wird. 

Fürsorge und Wohlergehen haben auch etwas mit der Verteilung der Früch-
te der Entwicklung zu tun. In West-Papua konzentrieren sich die regierungs-
amtlich finanzierte Entwicklung, das Wirtschaftsleben und die öffentlichen
Dienstleistungen, wie Gesundheit und Bildung, auf die Städte, in denen zwei Drit-
tel der Bevölkerung indonesische Migranten sind. Die indigenen Papua leben

demgegenüber in isoliert liegenden Dörfern, wo Entwicklungsprogramme bis-
lang kaum Spuren hinterlassen haben. Die Naturreichtümer West-Papuas wer-
den von einheimischen und multinationalen Gesellschaften ausgebeutet, was
das Leben der indigenen Papua jedoch nicht verbessert - sie bleiben arm und aus-
gegrenzt. Der aus der Ausbeutung der Ressourcen stammende Reichtum wird nicht
gerecht unter der Bevölkerung aufgeteilt. Ohne eine faire Verteilung des Wohl-
standes unter allen Bewohnern Papuas kann es aber keinen Frieden geben. 

Die Religionsführer sind der Überzeugung, dass die Güter der Erde von Gott
erschaffen wurden, damit sie klug von allen und nicht nur von einigen weni-
gen genutzt werden. Sie müssen nach den Prinzipien von Gerechtigkeit und Näch-
stenliebe fair geteilt werden. Entwicklungsaktivitäten sollten den Menschen
und dem Gemeinwohl dienen. Alle Mitglieder der Gemeinschaft, insbesondere
die indigenen Papua, sollten die Möglichkeit erhalten, sich zu entwickeln und
gleichberechtigt Zugang zum Kollektivvermögen zu haben. Fürsorge und Wohl-
ergehen hängen deshalb eng mit dem Stand der Politik und der Regierung
zusammen. Deshalb appellieren die religiösen Führer an die Zentralregierung und
die Regionalregierungen, „den Papua die Möglichkeit zu geben, ihren rechtmä-
ßigen Platz als Hauptakteure im Prozess der Entwicklung einzunehmen und die
Naturreichtümer für das Wohlergehen und die Prosperität des papuanischen Vol-
kes zu nutzen“228. 

4.4. Interkonfessionelles Engagement
Angesichts der vorstehend erwähnten Werte, die dem Konzept „Papua, Land des
Friedens“ zugrunde liegen, verpflichten sich die Religionsführer, in Einigkeit für
einen dauerhaften Frieden in West-Papua zu wirken. In ihren Bemühungen, Papua
zu einem Land des Friedens zu machen, werden sie ihre Meinung zu Unrecht
und Unterdrückung äußern, mit anderen zusammenarbeiten, gewalttätige Kon-
flikte verhindern und die kulturellen Ressourcen nutzen. 

4.4.1. Klare Position zu Ungerechtigkeit und Unterdrückung 
Die Religionsführer sind überzeugt, dass Frieden die Frucht der Gerechtigkeit ist.
Das bedeutet umgekehrt, dass mangelnde Gerechtigkeit eine Gefahr für den Frie-
den darstellt. Es ist besonders wichtig, dass die Gerechtigkeit in West-Papua gesi-
chert wird, wo es eine systematische Bedrohung des Wertes des Individuums, der
Menschenwürde und der Menschenrechte gibt. Es kann keinen Frieden geben,
wenn nicht die Rechte aller Menschen respektiert werden. Bedingungslose und
effektive Anerkennung der unveräußerlichen Rechte ist unabdingbar, wenn in
der Gesellschaft West-Papuas Frieden herrschen soll. 
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Die Religionsführer erkennen an, dass es vor allem indigene Papua sind, die
unter indonesischer Herrschaft seit 1963 Opfer von Menschenrechtsverletzun-
gen wurden. Zu diesen Menschenrechtsverletzungen gehören Massenmorde, Fol-
ter, Einschüchterung, willkürliche Festnahmen und sexueller Missbrauch. Außer-
dem sind die Papua auch Opfer anderer Formen von Unterdrückung geworden,
wie z.B. Separatismus, Aufoktroyierung der Regierungspolitik, Unterstellung
von Inkompetenz, Verunglimpfung, kulturelle Überfremdung, Verweigerung ihrer
kulturellen Identität und Ausdrucksmöglichkeiten sowie soziale Vorherrschaft.
All dies hat zu der Erklärung der Religionsführer geführt, dass „die Menschen-
rechte der Papua missachtet wurden“229. 

Die Religionsführer West-Papuas sind der Überzeugung, dass es ihre Beru-
fung und Pflicht ist, die Würde jedes einzelnen Menschen zu schützen.230 Sie ste-
hen deshalb geschlossen und gemeinsam für das Ziel ein, Papua zu einem Land
des Friedens zu machen, indem sie Stellung „gegen Ungerechtigkeit und alle For-
men der Unterdrückung, wie sie die Menschen in der Gesellschaft, insbesonde-
re die indigenen Papua, erleben“, beziehen.231 Mit anderen Worten: Sie ver-
pflichten sich damit, mutig für die Rechte der Machtlosen einzutreten und alle
Formen der Ungerechtigkeit abzulehnen, gleichgültig, welches die Quelle für den
Missbrauch ist, einen Standpunkt gegen Menschenrechtsverletzungen jeder Art
einzunehmen, die fundamentale Menschenwürde zu fördern und zu verteidi-
gen, den Stummen eine Stimme zu geben, ungerechte Sozialstrukturen zu refor-
mieren sowie die Opfer von Ungerechtigkeit und Unterdrückung in die Lage zu
versetzen, selbst Verantwortung zu übernehmen bei den Entscheidungen, die ihr
Leben beeinflussen. 

Im Streben nach Gerechtigkeit müssen die Religionsführer eine effektive Stra-
tegie der Unterstützung, Untersuchung, Aufdeckung von Ungerechtigkeit und
Unterdrückung, der Vermittlung und Verhandlung entwickeln. Dies ist erfor-
derlich, um Probleme aufzuzeigen, gerechte Lösungen zu finden, das Primat des
Rechts aufrechtzuerhalten und die Kultur der Straffreiheit zu überwinden.232

4.4.2. Zusammenarbeit mit anderen 
Da der Frieden der größte Wunsch jedes Menschen ist, sind sowohl die indige-
nen Papua als auch die indonesischen Zuwanderer zum Mitwirken an einer Kul-
tur des Friedens aufgerufen. IGM Sunartha, der Führer der Hindu-Gemeinschaft,
bekannte klar: „Frieden kann weder durch Einheimische noch Neulinge allein
gesichert werden, weder durch eine ethnische Gruppe oder soziale Klasse; Frie-
den erfordert Gemeinsamkeit.“233 Die Religionsführer von West-Papua laden
deshalb jeden ein, sich „mutig an den Friedensaktivitäten zu beteiligen“234. 

Auch wenn die Friedensbewegung von den Führern aller Religionen auf Papua
getragen wird, so ist es doch nicht alleine ihre Pflicht, West-Papua zu einem Land
des Friedens zu machen. Dies erfordert vielmehr die aktive Teilnahme aller. Die
Religionsführer erkennen an, dass andere Gruppen und Einrichtungen ebenfalls
aktiv für den Frieden tätig sind. Es gibt auf Papua nicht weniger als 140 Nicht-
regierungsorganisationen, die in den Bereichen Bildung, Gemeinwohl, sozial-
ökonomische Benachteiligung, Ernährung, bürgerliche und politische Rechte und
Umwelt tätig sind. Inzwischen beschäftigen sich Papuas Traditionsinstitutionen
mit Streitigkeiten um Naturreichtümer, verteidigen Rechte der indigenen Bevöl-
kerung auf Land und Ressourcen, bieten traditionelle Instrumente zur Kon-
fliktbeilegung an und verteidigen die Interessen der indigenen Papua. Außerdem
gibt es Frauen- und Jugendorganisationen, Berufsverbände und verschiedene
Regierungsämter. Die Bewegung „Papua, Land des Friedens“ braucht die aktive
Teilnahme dieser Gruppen und Einrichtungen. 

Die religiösen Führer haben sich zu intensiver und effektiver Zusammenar-
beit miteinander verpflichtet. Sie wollen auch ihre Zusammenarbeit mit ande-
ren sozialen Gruppen und Institutionen intensivieren, sowohl in Jakarta als auch
auf West-Papua. Die Verpflichtung der Religionsführer zur Zusammenarbeit mit
anderen im Interesse des Friedens kommt gut in folgender Passage einer gemein-
samen Erklärung zum Ausdruck: 

„Als Religionsführer verpflichten wir uns, Papua zu einem Land des Friedens
zu machen … durch Anstrengungen zur Erhöhung der Effektivität der
Kooperation und Kommunikation zwischen den Glaubensführern, den tra-
ditionellen Gemeindeoberhäuptern, den Jugendführern, den Frauenfüh-
rern, den Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen sowie allen Men-
schen guten Willens.“235

4.4.3. Vermeidung von Gewalttätigkeiten 
Die Erfahrung lehrt, dass Gewalttätigkeiten auf West-Papua immer Menschenle-
ben fordern, das menschliche Leid erhöhen, die Lebensqualität untergraben, sozia-
le Beziehungen zerstören, große gesellschaftliche Kosten nach sich ziehen und
in anderer Weise schaden. Die Religionsführer sind immer in den Wiederaufbau
der Gesellschaft nach Beendigung von Gewalttätigkeiten einbezogen gewesen. 

Bei der Gestaltung von West-Papua als Land des Friedens ist den Religions-
führern bewusst, dass es wenig sinnvoll ist, bis zum Ausbruch von Gewalt zu war-
ten, um dann eine interkonfessionelle Antwort anzubieten. Es ist ihnen völlig
klar, dass die Religionen bei der Zusammenarbeit eine führende Rolle zur Ver-
meidung von Gewalttätigkeiten spielen können. Anstatt die durch Gewaltaus-
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brüche verursachten Schäden im Nachhinein zu reparieren, müssen sie
zusammenarbeiten, um solche Konflikte in all ihren Formen und Äußerungen
zu verhindern. Konfliktverhütung kann bei der Sicherung des Friedens und
harmonischer Beziehungen helfen. 

Die Religionsführer verpflichten sich, offensiv statt defensiv aufzutreten. Dazu
gehört, Konfliktpotentiale zu erkennen und friedlich anzusprechen. Dann müs-
sen die Religionsführer Mittel und Wege finden, um die möglichen Grundursa-
chen an ihren Wurzeln zu packen. 

Die Verpflichtung der Religionsführer West-Papuas, gewalttätige Konflikte
zu verhindern, wurzelt in den Werten, die dem Konzept von „Papua, Land des
Friedens“ zugrunde liegen, wie das Bewusstmachen und die Respektierung von
Pluralität, Gerechtigkeit, Einheit, Harmonie, Solidarität, Zusammengehörigkeit,
aufrichtiger Brüderlichkeit und Wohltätigkeit. Alle diese Werte wurden von
ihnen als Urteilskriterien gewählt. Die Religionsführer begrüßen alle politischen
Aktionen und Programme, gleich, aus welchem Land oder von welcher Institu-
tion sie kommen, die dabei helfen können, West-Papua zu einem Land des Frie-
dens zu machen. Folglich sind sie auch verpflichtet, alle Pläne oder Aktionen
abzulehnen, die den dem Konzept von „Papua, Land des Friedens“ zugrunde-
liegenden Werten zuwiderlaufen. Sie erklären, dass „wir als religiöse Führer ent-
schlossen sind, Papua zu einem Land des Friedens zu machen: … durch Anstren-
gungen zur Verhinderung aller Pläne und Aktionen, die den dem Konzept von
Papua, Land des Friedens zugrundeliegenden Werten zuwiderlaufen“236. 

4.4.4. Erkundung kultureller Ressourcen 
In dem Bestreben, West-Papua zu einem Land des Friedens zu machen, haben
die Religionsführer beschlossen zu erkunden, über welche Ressourcen für den
Frieden die einzelnen lokalen Kulturen verfügen.237 Diese Entscheidung wurde
in der Überzeugung gefasst, dass die lokalen Kulturen West-Papuas über ein kul-
turelles Konzept des menschlichen Lebens, ein Kulturverständnis über die Wege
zur Errichtung des Friedens und über Kulturpraktiken zur Konfliktbeilegung ver-
fügen. Diese kulturellen Ressourcen lassen sich im Prozess der Versöhnung, der
zum Frieden führt, nutzen.238

Die traditionellen Kulturen Papuas kennen tatsächlich Methoden der Ver-
mittlung, Rituale, Gesten und Worte zur Wiederherstellung harmonischer Bezie-
hungen zwischen streitenden Gemeinschaften. Wenn sich auch die Praxis der
Konfliktbeilegung von Stamm zu Stamm unterscheidet, setzen sich die Papua
doch für die kulturelle Versöhnung ein, um Konflikte zwischen den Gemein-
schaften beizulegen. 

Jüngstes Beispiel einer Versöhnungszeremonie ist der Versuch der Beendi-
gung eines Stammeskrieges zwischen Papua des Amungme- und des Dani-Stam-
mes in Timika (West-Papua) im September 2003. Die kulturelle Versöhnung ist
ein aus drei Stufen bestehender Prozess. Die erste Stufe heißt Menoret bora win –
ein Bankett für die in den Krieg involvierten Männer. Dabei wird das Bankett von
den Konfliktparteien getrennt ausgerichtet, um die Mitglieder der jeweiligen Grup-
pen zu bestimmen. Der zweite Schritt heißt Iwinoret bora win, bei dem alle Fami-
lienmitglieder jeder Konfliktgruppe, einschließlich Frauen und Kinder, an einem
Bankett teilnehmen. Der letzte Schritt im Versöhnungsprozess heißt Wem
Kamaya oder Arma kuriwin. Hier nehmen alle Mitglieder beider Konfliktparteien
an einem Bankett für alle teil. Nach Abschluss des Versöhnungsrituals stellt der
Stamm der angreifenden Seite die gestörten Beziehungen wieder her, indem er
dem geschädigten Stamm Reparationen und Wiedergutmachung anbietet. Die-
ser Prozess ermöglicht die Wiederherstellung von harmonischen Beziehungen
zwischen den Gemeinschaften. Die Mitglieder beider Stämme sind dann wieder
in der Lage, friedliche Beziehungen miteinander zu pflegen.239

5. Interkonfessionelle Friedensinitiativen 
Das gemeinsame Engagement der Oberhäupter aller Religionen in West-Papua
kommt in einer Reihe von interkonfessionellen Aktivitäten zum Ausdruck. Im
folgenden Kapitel werden die interkonfessionellen Friedensinitiativen, die unter
dem Motto „Papua, Land des Friedens“ stattfinden, genauer vorgestellt. 

5.1. Feierlichkeiten zum Tag des papuanischen Friedens 
am 5. Februar 
Um die Förderung des Friedens und seine Bedeutung im Alltag hervorzuheben,
beschlossen die Oberhäupter aller Religionen 2003, den 5. Februar zum Tag des
papuanischen Friedens zu erklären. Die Wahl fiel nicht zufällig auf den 5. Febru-
ar, denn das ist der Tag, an dem die deutschen Missionare J. G. Geissler und C.
W. Ottow 1855 auf der Insel Mansinam in West-Papua landeten und das Evan-
gelium Christi zu lehren begannen. Die Ausbreitung des Evangeliums wird als
Friedensgabe für die Menschen Papuas betrachtet. Der Tag der Ankunft wird des-
halb von den Anhängern aller Religionen jedes Jahr als Tag des papuanischen
Friedens begangen.240 Dann organisieren die Religionsführer in jeder Stadt West-
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Papuas Veranstaltungen mit Friedensbezug, die entweder von einzelnen Reli-
gionen oder gemeinsam durchgeführt werden. 

5.2. Feierlichkeiten zum Weltfriedenstag am 21. September 
Die Oberhäupter aller Religionen West-Papuas verstehen, wie notwendig es ist,
den von den Vereinten Nationen ins Leben gerufenen Weltfriedenstag am 21.
September zu begehen. Die Feierlichkeiten werden von den Religionsführern
gemeinsam mit anderen Gruppen und Einrichtungen West-Papuas durchgeführt. 

Der Weltfriedenstag 2002 wurde mit Mahnwachen und einem Gebets-
marsch begangen, der, angeführt von den Oberhäuptern des Christentums, des
Islam, des Buddhismus und des Hinduismus, durch Jayapura, die Hauptstadt West-
Papuas, zog. Die fünf Religionsführer marschierten voran und hielten sich als
Geste der Freundschaft und Einheit an den Händen. Der Marsch machte an fünf
Stationen Halt, wo Gebete gesprochen und zum Frieden aufgerufen wurde – am
Parlamentsgebäude vom Führer der buddhistischen Gemeinde, an der Haupt-
moschee vom Vorsitzenden der West-Papua-Sektion der Majelis Ulama Indone-
sia / MUI, an der protestantischen Kirche Pengharapan (Hoffnung) von den pro-
testantischen Kirchenoberhäuptern und an der Kirche des Hl. Franz von Assisi
vom Bischof von Jayapura. An jeder Station wurden die Gebete entsprechend
dem Glauben der jeweiligen Gemeinde gesprochen, während sich die anderen
Gemeinden in stillem Gebet versenkten.241

Mindestens 1.500 Menschen aller Konfessionen nahmen am Gebetsmarsch
für den Frieden teil. Die wichtigste Botschaft wurde auf Transparenten zum Aus-
druck gebracht: Damaiku, damaimu, damai kita, damai itu indah (indonesisch), was
bedeutet „Mein Frieden, dein Frieden, unser Frieden – Frieden ist wunderbar“.

Bischof Leo sagte im Nachhinein über den Gebetsmarsch für den Frieden,
dass das Gebet die Manifestation eines gemeinsamen Engagements für ein fried-
liches Papua inmitten realer Spannungen ist. In einer solchen Atmosphäre
machen sich religiöse Meinungsverschiedenheiten nicht mehr bemerkbar. Die
von jeder Religion gesprochenen Gebete belegten unterschiedliche Erfahrungen
Gottes. Die buddhistische Gemeinde bot die Erfahrung des „Gottes der Weisheit“,
die Muslime den „allerhöchsten Gott“, die Christen „Gott, den uns liebenden
Vater“ und die Hindu-Gemeinde „Gott, den höchsten Geist“. Es war ein reiches
Glaubenserlebnis, ergänzt um das Gefühl der Freundschaft. Der Weltfriedens-
tag wurde mit Betonung des gemeinsamen Gebets begangen, denn „wir stellen
uns vor den Schöpfer und die Vorsehung, Anfang und Ende aller Schöpfung“242. 

Der Weltfriedenstag war für die Religionsführer eine Gelegenheit der Samm-
lung und des Nachdenkens über die Bedeutung des Friedens und die Mission von
Friedensstiftern auf Papua in Seminaren und Workshops. Sie diskutierten die

Gefahren für den Frieden und wiederholten die Notwendigkeit, ihr Eintreten für
den Frieden zu verstärken, Mittel und Wege zur Förderung des Friedens in jedem
Lebensbereich zu suchen und die Anhänger aller Religionen sowie die Regierung
einzuladen, zusammenzuarbeiten zum Wohle von Papua als Land des Friedens. 

Der jüngste interkonfessionelle Workshop über den Frieden wurde von 87
Führern aller Regionen besucht und fand vom 11. bis 15. September 2005 statt.
Die Teilnehmer wohnten gemeinsam in einem Wohnheim, wo sie sich besser
kennen lernten, Meinungen und Erfahrungen austauschten und neue Kontak-
te herstellten. Das Zusammenleben über mehrere Tage hinweg erwies sich als wert-
volle Erfahrung für alle und wurde allgemein gewürdigt.

„Wir haben ein Gefühl der Zusammengehörigkeit und der Solidarität auf die-
sem Workshop erfahren. Wir sind bereichert durch Nachdenken, Meinungs-
und Erfahrungsaustausch und die zahlreichen Gespräche an diesen vier
Tagen.“ 

Abschließend bekundeten sie ihre gemeinsame Entschlossenheit, für den Frie-
den zu wirken. Die von ihnen verabschiedete Erklärung wurde als Deklarasi Sep-
tember (September-Erklärung) bekannt.243

5.3. Förderung von „Papua, Land des Friedens“ 
als Entwicklungsplattform 
Die Religionsführer West-Papuas sind der Meinung, dass Entwicklungsaktivitä-
ten in West-Papua nicht von der Bewegung „Papua, Land des Friedens“ getrennt
werden sollten. Es handelt sich um zwei unterschiedliche, jedoch eng mitein-
ander verwandte Anliegen, die nicht gegeneinander ausgespielt werden sollten. 

Die Religionsführer sind der Überzeugung, dass – wenn auf Papua Frieden
herrschen soll – Entwicklungsaktivitäten unabdingbar sind. Es wird keinen Frie-
den geben, wenn das Bildungswesen ignoriert, die Gesundheitsversorgung ver-
nachlässigt und die Ausbreitung von HIV/AIDS nicht systematisch ins Bewusst-
sein gerückt wird, wenn die Unterernährung der Menschen in abgelegenen
Dörfern anhält, die sich weiter öffnende soziale Kluft zwischen den „Besitzen-
den“ und den „Besitzlosen“ nicht überbrückt, die zügellose Korruption nicht aus-
gemerzt wird und die Menschen weiter in Furcht leben. Alle diese Probleme müs-
sen durch entsprechende Entwicklungsprogramme und -aktivitäten in Angriff
genommen werden.244

Die Religionsführer betonen deshalb, dass Entwicklung notwendig ist, und
unterstützen alle Aktivitäten, die sich den realen Problemen der Menschen
zuwenden. Sie glauben, dass Entwicklungsaktivitäten notwendig sind, um ihren
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Traum von Papua als einem Land des Friedens zu erfüllen. Die Religionsführer sehen
„Papua, Land des Friedens“ als eine Plattform für die Entwicklung West-Papuas.245

5.4. Ablehnung der Milizen 
Die religiösen Führer weisen aufs schärfste das Vordringen von Laskar Jihad, d.h.
Jihad-Kämpfern, sowie die Gründung der rot-weißen Milizen zurück, deren
Anwesenheit Angst in der Gesellschaft schürt und zu gewaltsamen Zusammen-
stößen von Zivilisten führen kann. Sie lehnen entschieden alle Pläne, Versuche
oder Aktivitäten ab, die Gewalt, Auseinandersetzungen und Streitigkeiten zwi-
schen den Menschen auslösen. Sie lehnen weiterhin alle Milizen ab, die sich in
den Dienst einer Religion oder eines politischen Zwecks stellen, da sie zu Kon-
flikten, Unruhen und Gewalttätigkeiten im gesellschaftlichen Leben führen
können.246 Mit anderen Worten: Die Religionsführer werden niemals Milizen in
jedweder Form tolerieren oder gar begrüßen. 

5.5. Förderung des Dialogs 
Die Religionsführer sind voll tiefer Sorge, dass die Anwendung von Gewalt
zunehmend als einziges Mittel betrachtet wird, mit den Problemen West-Papu-
as fertig zu werden. Sie sind überzeugt, dass Gewalt niemals zum Frieden führt,
sondern lediglich zu neuer Gewalt. Dies führt wiederum zum Verlust der Gelas-
senheit.247 Die Religionsführer rufen deshalb erneut alle Parteien auf, sich der
Anwendung von Gewalt bei der Lösung von Problemen zu enthalten.248

Die Religionsführer sind sich bewusst, dass viele Probleme West-Papuas noch
ihrer Lösung harren. Die Regierung Indonesiens trifft häufig Entscheidungen unde-
mokratisch, ohne die Menschen West-Papuas überhaupt einzubeziehen. Die Durch-
setzung des Willens der Regierung bei den Papua und die politische Orchestrierung
durch die Behörden führen zu einer Vernachlässigung der Alltagsprobleme und zu
gewalttätigen Konflikten. Im Interesse des Friedens drängen die Religionsführer die
Regierung immer wieder nachdrücklich, den Dialog als Achtung gebietende Mög-
lichkeit zur Lösung der Probleme West-Papuas zu suchen. Sie sind überzeugt, dass
der Schlüssel zur Findung gerechter und demokratischer Lösungen im Zuhören und
Verstehen liegt. Die Religionsführer rufen deshalb alle Parteien auf, die Probleme
in Papua auf friedlichem Wege, z.B. durch Dialog, zu lösen. Wenn sie sich gegen-
seitig als Kinder Gottes sehen und im Geist der Zusammengehörigkeit leben, kön-
nen sie den Dialog in Würde führen, um friedliche Lösungen zu finden.249

Die Religionsführer fordern die Zentralregierung auf, Offenheit seitens der
Behörden zu gewährleisten, so dass diese die Probleme in West-Papua angemessen
und umfassend verstehen können.250

5.6. Forderung einer unabhängigen Untersuchung 
von Menschenrechtsverletzungen 
Man neigt immer dazu, andere als Gewalttäter hinzustellen. Wenn die Opfer von
Gewalttaten Nicht-Papuaner, z.B. Mitglieder der indonesischen Sicherheits-
kräfte, sind, gibt das Militär normalerweise papuanischen Guerillakämpfern die
Schuld, ohne sich die Mühe einer unabhängigen Untersuchung zu machen. So
kann man dann eine militärische Intervention rechtfertigen. 

Angesichts dessen sind sich die religiösen Führer einig, dass sie gemeinsam unab-
hängige Untersuchungen fordern müssen, um die Wahrheit über die Täter und die
Motive für die Gewaltakte herauszufinden. Dies ist im Interesse der Justiz und trägt
zur Überwindung gegenseitiger Verdächtigungen in der Zivilbevölkerung bei.251

Die religiösen Führer unterstützen auch mit ganzer Kraft das Team für
humanitäre Hilfe, das aus lokalen Nichtregierungsorganisationen besteht, die die
Lage beobachten, Voruntersuchungen durchführen, Opfer militärischer Aktio-
nen begleiten und humanitäre Arbeit in den Regionen leisten, wo das indone-
sische Militär seine Operationen durchführt. Sie bitten auch betroffene Parteien
um juristischen Schutz und Beistand für die Mitarbeiter des Teams.252

Die religiösen Führer haben die Initiative ergriffen und rufen die Nationale
Menschenrechtskommission auf, ein unabhängiges Untersuchungsgremium ein-
zusetzen und die schweren Menschenrechtsverletzungen seitens der indonesischen
Sicherheitskräfte zu untersuchen.253 Ihr interkonfessioneller Aufruf zu einer unab-
hängigen Untersuchung führte dazu, dass die Nationale Menschenrechtskom-
mission die Entführung und Ermordung von Theys Hiyo Eluay, einem promi-
nenten Stammesführer und Vorsitzenden des Papuanischen Präsidialrates (PDP),
durch die berüchtigten Spezialkräfte der indonesischen Armee (Kopassus) 2001
untersuchte.254 Die religiösen Führer forderten weiterhin eine unabhängige Unter-
suchung der Tötung zweier Amerikaner und eines Indonesiers in Tembagapura.255

Die religiösen Führer verweisen darauf, dass ihre gemeinsamen Forderungen nach
unabhängigen Untersuchungen schwerer Menschenrechtsverletzungen lediglich der
Gerechtigkeit dienen.256 Sie stellen keine Form der Rache an den Tätern dar und ver-
folgen keinerlei politische Interessen. Ihre gemeinsamen Aufrufe zur Respektierung
der Menschenrechte basieren allein auf der Verpflichtung, die sie zum Schutz der
Menschenwürde und zur Durchsetzung gleicher Rechte für alle empfinden.257

5.7. Forderung nach konsequenter Anwendung des papuani-
schen Autonomiegesetzes 
Die indonesische Regierung hat, auf die Forderung der Menschen Papuas nach
dem Recht auf Selbstbestimmung eingehend, West-Papua einen besonderen
Autonomiestatus angeboten. Das Gesetz Nr. 21/2001 über eine Sonderautono-
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mie für die Provinz Papua wurde von Megawati Soekarno Putri, fünfter Präsidentin
Indonesiens, im Oktober 2001 in Kraft gesetzt, nachdem es vom Abgeordne-
tenhaus Indonesiens verabschiedet worden war. 

Die Religionsführer West-Papuas begrüßten das Autonomiegesetz für Papua,
obwohl es von einigen Vertretern der Unabhängigkeit Papuas scharf zurückge-
wiesen wurde. Auch wenn das Gesetz keine Handhabe gegen die von den indo-
nesischen Sicherheitskräften seit Mai 1963 an den indigenen Papua begangenen
Menschenrechtsverletzungen, oder die verschiedenen Interpretationen des
Gesetzes über freie Wahl von 1969 liefert, befasst es sich doch deutlich mit einem
der drei Hauptprobleme – dem Wohlergehen der Bevölkerung. 

Die Religionsführer erkennen an, dass die umfassende und effektive Umset-
zung des papuanischen Autonomiegesetzes nicht nur den Menschen die Aus-
sicht auf bessere Lebensbedingungen bietet, sondern auch die Lösung von
Wohlfahrtsproblemen, die Überbrückung der sozialen Kluft zwischen der papu-
anischen und nicht-papuanischen Bevölkerung sowie die Verteilung der Früch-
te der Entwicklung auch an ausgegrenzte und vernachlässigte Schichten, ins-
besondere in isolierten und abgelegenen Dörfern. 

Die Religionsführer erkennen weiterhin an, dass das papuanische Autono-
miegesetz den Papua einen Rahmen zur Selbstorganisation bietet, so dass sie die
Lösung sozialer und politischer Probleme in Frieden und Würde in Angriff neh-
men können. 

Allerdings sind nicht alle an das Gesetz zunächst geknüpften Erwartungen
erfüllt worden. Die indonesische Regierung war politisch nicht willens, die
Sonderautonomie für Papua umzusetzen und verfolgt stattdessen eine wider-
sprüchliche Politik. Es ist ihr nicht gelungen, die kulturellen, ökonomischen, sozia-
len und politischen Probleme der indigenen Papua zu lösen. Die religiösen Füh-
rer haben deutlich gemacht, dass die Hauptursache dafür die fehlende
vollständige, effektive und konsequente Umsetzung des papuanischen Auto-
nomiegesetzes durch die indonesische Regierung ist.258

Die religiösen Führer West-Papuas haben deshalb wiederholt die Zentralre-
gierung und die Provinzregierungen aufgefordert, das papuanische Autono-
miegesetz vollständig, effektiv und konsequent umzusetzen. Sie lehnen geschlos-
sen die kontroverse Politik der indonesischen Regierung ab, West-Papua ohne
Rücksprache mit der Bevölkerung und unter Verletzung des papuanischen Auto-
nomiegesetzes in drei Provinzen aufzuspalten. Sie fordern die Regierung auf, kon-
sequent das papuanische Autonomiegesetz umzusetzen und keine Politik zu ver-
folgen, die gewalttätige Konflikte unter der Zivilbevölkerung West-Papuas
auslösen könnte, und ihre Politik der territorialen Aufteilung in drei Provinzen
ohne Einbeziehung der Papua zu überdenken.259

5.8. Verteidigung des Rechts auf Leben 
Die Religionsführer sind der Überzeugung, dass das menschliche Leben heilig
ist, dass die Menschheit eine große Familie ist und dass jedes Menschenleben
so wertvoll ist wie die Gesamtheit aller Menschenleben. Sie sind überzeugt, dass
der Schutz der Heiligkeit des Lebens ihre Berufung und Mission ist. 

Mord gilt, gleich aus welchen Gründen begangen, als Zerstörung des Rechts
auf Leben. Gewalt, die gegen Einzelne oder eine Gruppe gleich in welcher Form
ausgeübt wird, zerstört das Recht auf Leben. 

Die Religionsführer rufen deshalb alle Parteien einschließlich der indonesi-
schen Sicherheitskräfte auf, das Lebensrecht jedes in Papua lebenden Menschen
voll zu respektieren, denn das Recht auf Leben ist ein Geschenk des Schöpfers
an alle Menschen. Sie rufen gemeinsam zu einem Ende der Gewalt auf und for-
dern alle Streitparteien auf, das Recht auf Leben zu respektieren, indem die Pro-
bleme in der Gesellschaft im Dialog gelöst werden.260

5.9. Förderung der Demokratie in der Gesellschaft
Seit mehr als vier Jahrzehnten leben die Menschen West-Papuas in einer Dikta-
tur. Sie haben keinerlei Erfahrungen mit dem Leben in einer demokratischen
Atmosphäre und hatten nie die Gelegenheit, sich vollständig und aktiv in Ent-
scheidungsprozesse einzubringen. 

In ihrem Bemühen, West-Papua zu einem Land des Friedens zu machen, unter-
stützen die Religionsführer die Demokratie in der Gesellschaft, deren eine Haupt-
säule die aktive Teilnahme der Öffentlichkeit an den Entscheidungsprozessen ist.

Zur Ausübung ihres Mitspracherechts müssen breitgefächerte Möglichkei-
ten geschaffen werden. Das kann durch ihre aktive Einbeziehung in Diskussio-
nen über Probleme und deren Ursachen sowie die Suche nach Lösungen erfol-
gen. Dadurch können sie Mitwirkende an der sozialen Umgestaltung und ihrer
eigenen Entwicklung werden. Die religiösen Führer ermutigen die Menschen,
unterschiedliche Meinungen und Zielvorstellungen zu respektieren und in Ruhe
nach Lösungen zu suchen. 

Die religiösen Führer fordern regelmäßig die Regierung auf, der Bevölkerung
breitere Mitspracherechte in systematischen und in die Tiefe gehenden Diskus-
sionen über ihre Klagen und deren Hintergründe einzuräumen und realistische
Lösungen zu erarbeiten. Sie fordern die indonesischen Sicherheitskräfte auf, für
eine Atmosphäre der Sicherheit für solche Diskussionen zu sorgen.261

Außerdem drängen die religiösen Führer die Regierung und die indonesischen
Sicherheitskräfte, bei der Aufarbeitung sozialer Probleme weder allgemein-poli-
tische noch sicherheitspolitische Ansätze zu suchen. Ein solches Herangehen trägt
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nicht dazu bei, Zivilisten zur Teilnahme an den Entscheidungsprozessen und den
Entwicklungsaktivitäten in ihren Dörfern und Regionen zu ermuntern.262

5.10. Ausübung sozialer Kontrolle 
Die Religionsführer erkennen an, dass eine ihrer Pflichten beim Wirken für den
Frieden die Ausübung sozialer Kontrolle über den Prozess der Entwicklung und
die Arbeit der Regierung ist.263

Als Beobachter von Entwicklungsaktivitäten und durch die Analyse des
Versagens der Regierung äußern die Religionsführer ihre Kritik an der Regierung
und fordern von ihr eine angemessene Ausübung ihrer Rolle. Ihre soziale Kon-
trolle der Regierung kommt in einer gemeinsamen Erklärung zum Ausdruck, in
der sie alle zentralen und lokalen Regierungsstellen dazu aufrufen, 
– gut und sauber zu arbeiten; 
– unter Einschaltung der Provinzlegislative Papuas einen Dialog mit der Bevöl-

kerung über die Umsetzung des Gesetzes Nr. 21/2002 über den Sonderauto-
nomiestatus der Provinz Papua zu führen; 

– die Rechtsstaatlichkeit aufrechtzuerhalten, indem Straffreiheit verhindert
wird und alle für Menschenrechtsverletzungen, Korruption, Diebstahl von
Naturreichtümern, gesetzlose Akte und alle Formen der Gewalt Verantwort-
lichen vor Gericht gebracht werden; 

– Entwicklung unter Respektierung von Kultur und Umwelt zu realisieren;
– eine solide Steuerverwaltung zu betreiben; 
– den Verkauf hochprozentiger Alkoholika sowie alle Arten von Nachtklubs und

Glücksspielen zu verbieten; 
– in Zusammenarbeit mit Nichtregierungsorganisationen sich ernsthaft mit der

Ausbreitung von HIV/AIDS durch angemessene Gesundheitsversorgung und
den Kampf gegen die Ursachen dieser Ausbreitung zu befassen; 

– die Gemeinden (einschließlich Traditions-, Religions-, Jugend- und Frauen-
verbände) in die Planung, Entscheidung, Umsetzung und Bewertung von Ent-
wicklungsprogrammen einzubeziehen; 

– Aktivitäten religiöser Organisationen zu respektieren und zu unterstützen; 
– den Dialog als ersten Schritt bei der Inangriffnahme der Probleme Papuas ein-

zusetzen; 
– allen Menschen in Papua das Recht auf Leben zu garantieren; 
– das Gesetz zu wahren, indem krasse Menschenrechtsverletzungen in Papua

ungestraft angesprochen werden können; 
– den Papua die Möglichkeit zu geben, ihren angestammten Platz als Haupt-

akteure im Entwicklungsprozess und bei der Nutzung der Naturreichtümer ein-
zunehmen sowie 

– die Naturreichtümer für das Wohlergehen und den Wohlstand der Men-
schen Papuas einzusetzen.264

Die religiösen Führer haben des Weiteren einen interkonfessionellen Aufruf an
die Mitglieder des in parlamentarischer Wahl gewählten Legislativrates von
Papua gerichtet, ihre Pflichten angemessen zu erfüllen. In West-Papua, wo die
Aussichten für den Frieden unsicher sind, setzen die Menschen große Hoffnungen
in ein neues Gesellschaftssystem, dass jedem Bürger Papuas Wohlergehen und
Gerechtigkeit sichert. Die gewählten Parlamentsmitglieder werden aufgerufen,
das Licht des richtigen Weges aufleuchten zu lassen und den Menschen in einer
Situation der Unsicherheit Hoffnung zu geben. Sie werden weiterhin aufgefor-
dert, als wahre Volksvertreter zu handeln und im Geiste der Wahrheit, der Ehr-
lichkeit, der Gottesfurcht und der Opferbereitschaft zu arbeiten. Ihre Aufgabe
besteht darin, die Regierung zu kontrollieren und sie zu ermutigen, sich den wirk-
lichen Problemen der Menschen in den Bereichen Wirtschaft, Gesundheit, Bil-
dung, Sicherheit und Justiz zuzuwenden. Angemessene und konsequente Lösun-
gen in all diesen Bereichen werden den Weg zu Gerechtigkeit, Frieden und
Wohlstand für alle Bewohner Papuas ebnen.265

5.11. Unterstützung der indigenen Papua als Akteure 
im Entwicklungsprozess 
Obwohl die Papua seit mehr als 40 Jahren unter indonesischer Herrschaft leben,
hatten sie nie die Möglichkeit, ihre Entwicklung selbst in die Hand zu nehmen und
in ihrem Land soziale Umgestaltungen vorzunehmen. Der Grund dafür ist, dass die
Regierung gewöhnlich die Entwicklungspolitik selbst festlegt und die Papua zwingt,
diese zu akzeptieren. Jede Kritik seitens der Papua gilt als Ausdruck von Separatismus.
Ihre Meinungen werden im Allgemeinen von der Regierung ignoriert und ihre Stim-
men von den Sicherheitskräften zum Schweigen gebracht. Dadurch sind die Papua
zu Opfern der Regierungspolitik und des Militärs geworden.266

Die religiösen Führer sind der Meinung, dass das papuanische Autonomiegesetz
den indigenen Papua Raum gibt, aktiv die Entwicklung West-Papuas mitzugestal-
ten. Sie konnten mit seiner Hilfe die Papuanische Volksversammlung Majelis Raky-
at Papua / MRP gründen. Diese Versammlung ist die einzige kulturelle Vertretung
der indigenen Papua, die nach indonesischem Gesetz anerkannt ist. Die Mitglieder
der Versammlung sind Vertreter der Tradition (adat), der Frauen (perempuan) und der
Religion (agama). Die Aufgabe der MRP ist die Verteidigung und der Schutz der Rech-
te der indigenen Papua,  insbesondere das Recht auf Überleben, da sie jetzt vom Aus-
sterben bedroht sind. Die Religionsführer stehen voll und ganz hinter der MRP als
repräsentativer kultureller Vertretung, die den indigenen Papua eine Stimme gibt.268
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Die indigenen Papua kommunizieren jetzt ihre Sorgen, Probleme und Vor-
schläge bezüglich der Entwicklung West-Papuas über die MRP. Außerdem haben
sie damit begonnen, die Regierungspolitik aus der Perspektive ihrer Rechte als
indigene Papua zu analysieren. Die MRP würde also jede politische Entscheidung
der Regierung, die die Rechte der indigenen Papua ignoriert oder ihr Existenz-
recht bedroht, ablehnen, was sie auch tut. Die MRP begrüßt und unterstützt alle
politischen Entscheidungen, die die kulturelle und ökonomische Einheit der indi-
genen Papua sichert und ihre Lebensbedingungen verbessert. 

Jüngstes Beispiel ist die Ablehnung des kontroversen Beschlusses der indo-
nesischen Regierung, eine rechtlich unbegründete Provinz West-Irian-Jaya zu bil-
den und dort Gouverneurswahlen abzuhalten. Der Grund für den Widerstand
seitens der MRP ist der Verdacht, dass dies dazu führen könnte, dass weitere Mili-
tär- oder Polizeikommandos in der Provinz aufgestellt werden, der unkontrol-
lierte Zustrom indonesischer Migranten zunimmt, die Gefahr des Aussterbens
der Papua steigt und die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Einheit der indi-
genen Papua zerschlagen wird.269 Auch wenn die indonesische Regierung die
Ablehnung durch die MRP ignorierte und in der Provinz West-Irian-Jaya am 11.
März 2006 Gouverneurswahlen durchführen ließ, hat die MRP nunmehr, wie vom
papuanischen Autonomiegesetz vorgesehen, mit der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben zum Schutz der Rechte der indigenen Papua begonnen. 

6. Was muss in West-Papua getan werden?
Die Entstehung interkonfessioneller Zusammenarbeit zwischen den Religionsfüh-
rern Papuas ist eine sehr gute Entwicklung. Diese Zusammenarbeit ist das Licht, das
alle Anhänger der verschiedenen Religionen im konfliktanfälligen West-Papua als
Zeichen der Hoffnung betrachten. Die Vielfalt interkonfessioneller Aktivitäten hat
sich für alle als bereichernd erwiesen. Die Religionsführer stehen gemeinsam dafür
ein, in ihren Bemühungen um ein friedliches West-Papua nicht nachzulassen.

Auch wenn alle interkonfessionellen Friedensaktivitäten der Religionsfüh-
rer Unterstützung verdienen, sollten doch einige Punkte und Vorschläge
besonders hervorgehoben werden: 
– Das Territorium West-Papuas sollte auch in Zukunft stets im Mittelpunkt der

Friedensbewegung stehen. Dies erfordert, dass die Mehrzahl, wenn nicht
sogar alle Menschen, die in West-Papua leben, sich dafür einsetzen, Papua als
Land des Friedens zu einem gemeinsamen Wunsch, einer gemeinsamen Auf-
gabe zu machen. Das Konzept von „Papua, Land des Friedens“ muss in den

Herzen der Menschen aller Religionen und ethnischen Gemeinschaften durch
vielfältige Aktivitäten aller Religionen für sich und aller Religionen gemein-
sam tief verwurzelt sein. Dazu gehört auch die Durchführung einer wirksa-
men Kampagne. 

– Es gibt noch mehr Akteure, die erheblich dazu beitragen können, West-Papua
zu einem Land des Friedens zu machen. Das sind Studenten, Führer ethni-
scher Gemeinschaften, theologische Einrichtungen, Frauengruppen und -orga-
nisationen, der Traditionsrat von Papua, Nichtregierungsorganisationen, die
Volksversammlung Papuas (MRP), das Provinzparlament von Papua (DPRP),
Journalisten und die Kommunalregierung. Jeder braucht Schulung, um die
Zivilgesellschaft in West-Papua stärken zu können. Außerdem müssen zwischen
den einzelnen Organisationen horizontale Verbindungen hergestellt und
gefestigt werden. 

– Der papuanische Tag des Friedens (5. Februar) und der Weltfriedenstag (21.
September) sind in jeder Stadt und jedem Dorf mit einer Reihe von Frie-
densaktivitäten begangen worden. Diese Feierlichkeiten erfordern eine gute
Organisation und Vorbereitung. 

– Das Konzept „Papua, Land des Friedens“ erfordert ein klareres und besseres
Verständnis. Es sollte eine grundlegende theologische Vision des Konzepts ent-
wickelt werden. Jede Religion ist aufgerufen, ihr Konzept vom Frieden in ein-
fachen Worten darzustellen und zu erklären, wie Frieden erreicht werden kann.
Die theologischen Einrichtungen müssen autorisiert werden, eine theologi-
sche Vision von „Papua, Land des Friedens“ zu entwickeln. 

– Ein kulturelles Friedenskonzept muss entwickelt werden, damit die Frie-
denskampagne für die indigenen Papua an Relevanz gewinnt. Trotz der Viel-
falt der ethnischen Gruppen auf Papua teilen sie alle die gleichen melanesi-
schen Grundwerte. Diese kulturellen Werte müssen systematisch erforscht und
dargestellt werden. 

– Angesichts des friedlichen Widerstandes der indigenen Papua gegen die indo-
nesische Herrschaft und Unterdrückung muss das Konzept des gewaltfreien
Widerstandes gefördert werden. Erforderlich sind theologische, philosophi-
sche, politische und kulturelle Untersuchungen des gewaltfreien Widerstandes.
Auch sollte untersucht werden, wie der gewaltfreie Widerstand in der Vergan-
genheit in verschiedenen Teilen der Welt erfolgreich war. In diese Untersu-
chungen sollten unterschiedliche Religionen und Experten einbezogen werden.

– An jeder Schule West-Papuas sollte Friedenserziehung als Fach eingeführt wer-
den. Das „Konzept Papua, Land des Friedens“ ist in die Lehrpläne aller Bil-
dungseinrichtungen von der Grundschule bis zur Universität aufzunehmen.
Dabei sind die Symbole, Metaphern, Bilder, Rituale und Geschichten aus
den lokalen Kulturen einzubeziehen. 
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schiedenheiten und horizontalen Konflikten in West-Papua geführt. Die indi-
genen Papua leiden beständig unter den Militäreinsätzen der in ganz West-Papua
zu Tausenden stationierten indonesischen Truppen, die mit brutaler Härte und
Arroganz durchgeführt werden. Um des Friedens willen muss diese Politik geän-
dert werden. Um dies zu erreichen, ist die Unterstützung der indonesischen Zivil-
gesellschaft als Ganzes erforderlich. 

Das große Ziel der Bewegung besteht darin, sich der Unterstützung der
Zivilgesellschaft Indonesiens zu versichern, damit West-Papua zu einem Land
des Friedens werden kann. Die Religionsführer, die mit anderen Bürgerrechts-
organisationen West-Papuas zusammenarbeiten, stehen jetzt vor der Heraus-
forderung, die Kampagne „Papua, Land des Friedens“ in jeder Stadt und Region
Indonesiens systematisch und wirkungsvoll auf den Weg zu bringen. 

Um dieses Ziel zu erreichen, unterbreiten wir folgende Vorschläge: 
– Zivilgesellschaftliche Organisationen in West-Papua müssen die offizielle

Zusammenarbeit mit entsprechenden Einrichtungen Indonesiens suchen.
Die Religionsführer West-Papuas könnten hierbei die Initiative ergreifen und
ein interkonfessionelles Netzwerk knüpfen, dem religiöse Führer aus anderen
Provinzen Indonesiens angehören, und regelmäßige Zusammenkünfte in
West-Papua und anderswo durchführen, um Erfahrungen auszutauschen und
gemeinsame Aktionen zu vereinbaren. Sie könnten auch gemeinsam Position
beziehen zu Fragen des Friedens, der Gerechtigkeit und der Menschenwürde.
Solche Zusammenkünfte religiöser Führer könnten in verschiedenen Städten
und Provinzen Indonesiens stattfinden. Ein ähnliches Netzwerk muss von den
Universitäten, Nichtregierungsorganisationen, Politkern und Wissenschaft-
lern ins Leben gerufen werden. 

– Die Staatliche Universität Papuas in Manokwari und die Staatliche Cendera-
wasih-Universität in Jayapura könnten ein Netzwerk mit den staatlichen
Universitäten in anderen Städten Indonesiens und mit dem Indonesischen
Wissenschaftsinstitut (LIPI) aufbauen, um in verschiedenen Disziplinen
gemeinsame Forschungsprojekte in West-Papua zu verfolgen. Die Publizierung
der Ergebnisse dieser Arbeiten, einschließlich sich daraus ergebender Schluss-
folgerungen, würden dem Frieden auf Papua dienen. 

– Von großer Bedeutung ist die Einrichtung eines Netzwerks von Nichtregie-
rungsorganisationen und Einrichtungen in den Bereichen Menschenrechte, Frie-
den, Demokratie, Umwelt, Frauen, Kinder und Gerechtigkeit. Ein solches Netz-
werk brauchen wir für unsere Ziele sowohl auf regionaler als auch nationaler Ebene.

– Die Religionsführer müssen die Provinzregierung Papuas und die beiden
staatlichen Universitäten West-Papuas bei der Gründung eines Teams zur
Umsetzung des Gesetzes über die Sonderautonomie West-Papuas in Jakarta

– Damit sich mehr Menschen am Friedensprozess beteiligen, müssen regelmä-
ßig Trainingsprogramme zur Konfliktbeilegung und Konflikttransformation,
zur Sozialanalyse, zu Menschenrechten, Gerechtigkeit, Frieden, Versöhnung
und der Integrität der Schöpfung für alle Gruppen, die sich dem Austausch
zwischen den Konfessionen, Kirchen, Ethnien und Rassen verschrieben
haben, angeboten werden. 

– Besondere Aufmerksamkeit ist der Schulung der Frauen durch Bereitstellung
finanzieller Hilfen und Kompetenzentwicklungsprogrammen für ihr Gruppen
und Organisationen zu widmen. Es ist gleichermaßen wichtig, die Frauen in
die Arbeit für den Frieden einzubeziehen. 

– Um eine effektive Zusammenarbeit für Gerechtigkeit, Frieden und die Einheit
der Schöpfung zu ermöglichen, ist eine Kommission für Gerechtigkeit und Frie-
den in jeder christlichen Konfessionsgemeinschaft zu gründen. Weiterhin muss
ein interkonfessionelles Forum zwischen den religiösen Führern jedes Distrikts
(kabupaten) geschaffen werden, damit sie gemeinsam für den Frieden arbei-
ten können. 

– Die Provinzregierung und der Legislativrat der Provinz Papua (DPRP) müssen
unterstützt werden, damit das Konzept von „Papua, Land des Friedens“ als Haupt-
plattform aller entwicklungspolitischen Aktivitäten auf Papua dienen kann.

7. Notwendigkeit nationaler Unterstützung 
Da West-Papua nach wie vor unter indonesischer Herrschaft steht, sollte sich die
Kampagne „Papua, Land des Friedens“ auch auf alle indonesischen Städte und
Regionen erstrecken. Dies erfordert jedoch die Ausarbeitung eines klaren Kon-
zepts. Die Religionsführer müssen deutlich machen, dass die Kampagne „Papua,
Land des Friedens“ nichts mit der papuanischen Separatistenbewegung zu tun
hat, die für die Unabhängigkeit West-Papuas von Indonesien kämpft. 

Die Kampagne „Papua, Land des Friedens“ ist aus zwei Gründen in der
indonesischen Gesellschaft von großer Dringlichkeit. Erstens wissen nur 
wenige Indonesier etwas von den Gefahren für den Frieden oder der interkon-
fessionellen Friedensinitiative in West-Papua. Folglich hat die indonesische
Zivilgesellschaft der Kampagne „Papua, Land des Friedens“ bislang wenig Auf-
merksamkeit oder Unterstützung geschenkt. 

Zweitens wird die Kampagne „Papua, Land des Friedens“ in West-Papua teil-
weise von der Politik der indonesischen Regierung bestimmt, die in Jakarta
sitzt. Die widersprüchlichen Ansätze der Regierung haben zu Meinungsver-
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nötig, um sie zur getreuen und konsequenten Durchsetzung ihrer eigenen Geset-
ze zu zwingen. Ohne internationalen Druck wird die indonesische Regierung die
zivilgesellschaftlichen Anstrengungen, West-Papua zu einem Land des Friedens
zu machen, nicht unterstützen. 

Aus der Perspektive West-Papuas gehören zur internationalen Gemeinschaft
internationale Nichtregierungsorganisationen, Glaubensgemeinschaften, zwi-
schenstaatliche Organisationen und transnationale Unternehmen. All diese
Institutionen könnten eine besondere und gewichtige Rolle dabei spielen, West-
Papua zu einem Land des Friedens zu machen. Ohne das Mitwirken der inter-
nationalen Gemeinschaft wird die Bewegung „Papua, Land des Friedens“ keinen
Erfolg haben. Die internationale Gemeinschaft ist deshalb aufgerufen, die inter-
konfessionelle Friedensinitiative in West-Papua zu unterstützen und die unten
umrissene besondere und gewichtige Rolle zu übernehmen.270

8.1. Internationale Nichtregierungsorganisationen 
Internationale Nichtregierungsorganisationen können mit folgenden Aktivitä-
ten die Bewegung „Papua, Land des Friedens“ unterstützen: 
– Sammlung von Informationen über die Bedrohung des Friedens und die Frie-

densinitiativen in West-Papua und Verbreitung über die elektronischen und Print-
Medien, kleine und große Tageszeitungen und Zeitschriften, in allen Ländern;

– Thematisierung der Sache West-Papuas auf nationalen und internationalen Foren;
– Beobachtung der Menschenrechtssituation und der demokratischen Ent-

wicklung in West-Papua und Übermittlung aktueller Informationen über die
dortige Lage an Parlamentsabgeordnete und Regierung; 

– Zusammenarbeit mit anderen Nichtregierungsorganisationen bei der Her-
vorhebung bestimmter Probleme, insbesondere der Gefahr des Aussterbens
indigener Papua. 

8.2. Internationale Glaubensgemeinschaften 
Internationale Glaubensgemeinschaften umfassen religiöse Gemeinden, Kir-
chen aller Konfessionen sowie glaubensorientierte Nichtregierungsorganisatio-
nen und Bewegungen. Sie sind die wichtigsten Partner für die religiösen Führer
West-Papuas. Zur Unterstützung der Bewegung „Papua, Land des Friedens“ sind
die glaubensorientierten Organisationen und Gemeinschaften dazu aufgerufen, 
– regelmäßig der unterdrückten Papua in Gebeten und Fürbitten zu gedenken;
– Informationen über die aktuelle Lage in West-Papua in ihren Einrichtungen

und Gemeinden in Umlauf zu bringen; 
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unterstützen. Das Team sollte aus Papua und Nicht-Papua bestehen, die in West-
Papua und Jakarta leben. Diese sollten Fachexperten sein, das Vertrauen der
indigenen Papua besitzen, beunruhigt sein wegen der sich verschlechternden
Lage in West-Papua und sich entschlossen dafür einsetzen, dass Papua ein Land
des Friedens wird. Dieses Team sollte als Hüter des Sonderautonomiegesetzes
fungieren und die Regierungen der unterschiedlichen Ebenen überzeugen, das
Gesetz nach Geist und Buchstaben umzusetzen.

– Die Religionsführer müssen gemeinsam mit der Provinzregierung West-Papu-
as mit lokalen und nationalen Journalisten ein Netzwerk bilden, um eine
umfassende Berichterstattung über die Gefahren für den Frieden und die inter-
konfessionellen Friedensinitiativen in West-Papua zu ermöglichen. 

8. Die Rolle der internationalen 
Gemeinschaft
Abgesehen von finanzieller Hilfe bittet die indonesische Regierung die interna-
tionale Gemeinschaft nur zögerlich um Unterstützung bei der Überwindung ihrer
Probleme im Land. Sie reagiert sehr empfindlich auf ausländische Einmischung,
wenn es um Papua geht. Ausländer in West-Papua werden stets verdächtigt, die
papuanische Separatistenbewegung zu unterstützen, die seit mehr als 40 Jahren
gegen die indonesische Unterdrückung kämpft. 

Die Bedrohungen des Friedens und die Friedensinitiativen in West-Papua
haben nur wenig Publizität erfahren. Ein Grund liegt darin, dass die indonesische
Regierung das Territorium West-Papuas von der übrigen Welt isoliert, indem aus-
ländische Journalisten an der Einreise gehindert werden. Im Grunde ist West-Papua
für ausländische Journalisten zum Sperrgebiet geworden. Da das Reiseverbot nach
wie vor in Kraft ist, werden die Bedrohungen des Friedens und die Friedensiniti-
ativen in West-Papua von westlichen Medien meist nicht zur Kenntnis genommen.

Die internationale Gemeinschaft hat der indonesischen Regierung ihre
Unterstützung bei der vollständigen, effektiven und konsequenten Umsetzung
des papuanischen Autonomiegesetzes zugesichert, das bei einer Lösung der Pro-
bleme West-Papuas allen Seiten Vorteile bringen wird. Die indonesische Regie-
rung hat jedoch die internationale Unterstützung für die Umsetzung des Geset-
zes bewusst torpediert, indem sie in West-Papua widersprüchliche politische
Aktionen durchführt. Der indonesischen Regierung fehlt der politische Wille,
ihr eigenes Gesetz über die Sonderautonomie für West-Papua durchzusetzen. Des-
halb ist die nachdrückliche Unterstützung der internationalen Gesellschaft



– Anliegen, Hoffnung und Aufruf der Führer aller Religionen in West-Papua
bekanntzumachen; 

– für den Frieden in West-Papua zu beten, insbesondere am 5. Februar (papu-
anischer Tag des Friedens) und 21. September (Weltfriedenstag); 

– in jeder erdenklichen Weise die Bemühungen der Religionsführer West-Papu-
as in der Bewegung „Papua, Land des Friedens“ zu unterstützen; 

– ihre Stimme zu erheben, einzeln und gemeinsam mit anderen glaubens-
orientierten Einrichtungen, als Zeichen der Solidarität mit den leidenden Men-
schen West-Papuas; 

– sich dem religiösen Netzwerk West-Papuas für „Papua, Land des Friedens“ anzu-
schließen. 

8.3. Zwischenstaatliche Einrichtungen 
Zu den zwischenstaatlichen Einrichtungen gehören die Vereinten Nationen, die
Europäische Union, das Pacific Islands Forum und die Vereinigung südostasia-
tischer Staaten (Association of South East Asian Nations). Diese können die Bewe-
gung „Papua, Land des Friedens“, die jedoch nicht mit der Bewegung für die poli-
tische Unabhängigkeit West-Papua identisch ist, in vielerlei Hinsicht unterstützen.
Sie können die indonesische Regierung zu folgenden Schritten ermutigen: 
– Schutz und Respektierung der Rechte der indigenen Völker, insbesondere ihres

Rechts auf Leben im eignen Land West-Papua;
– Verzicht auf alle widersprüchlichen politischen Maßnahmen, die Meinungs-

verschiedenheiten, Verdächtigungen und gewalttätige Konflikte unter Zivi-
listen auslösen sowie vertikale Konflikte zwischen indigenen Papua und der
indonesischen Regierung provozieren;

– Sicherung der vollständigen, effektiven und konsequenten Umsetzung des
Gesetzes Nr. 21/2001 über die Sonderautonomie für die Provinz Papua;

– Respektierung der in der Volksversammlung Papuas (MRP) erhobenen Stim-
me der unterdrückten indigenen Papua; 

– Schaffung sicherer Räume für die indigenen Papua, damit sie ihr Recht auf
Teilnahme am Entscheidungsprozess für die Entwicklung West-Papuas wahr-
nehmen können; 

– Lösung des politischen Problems West-Papua durch einen echten Dialog zwi-
schen der indonesischen Regierung und den indigenen Papua, in dem eine
neutrale dritte Seite als Vermittler agiert; 

– Untersuchung und Bekanntmachung aller seit dem 1. Mai 1963 von den indo-
nesischen Sicherheitskräften begangenen mutmaßlichen Verbrechen gegen
die Menschlichkeit; 
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– Ausrufung West-Papuas zu einem Land des Friedens. Die indonesische Regie-
rung sollte als Element dieser Verpflichtung alle Kampftruppen abziehen, alle
Milizen auflösen und den legalen und illegalen kommerziellen Aktivitäten des
indonesischen Militärs in West-Papua Einhalt gebieten; 

– Einladung von Sonderberichterstattern der UNO zu Fragen außergericht-
licher Tötungen, Folter und Gewalt gegen Frauen sowie eines Sonderbeauf-
tragten des UNO-Generalsekretärs zur Beobachtung der Menschenrechtssi-
tuation in West-Papua; 

– Druck auf die indonesische Regierung mit dem Ziel der Klärung der groben
Menschenrechtsverletzungen in Manokwari (2001) und Wamena (2003); 

– Öffnung des Territoriums West-Papuas für ausländische Journalisten, Forscher
und Mitarbeiter internationaler humanitärer Hilfsdienste, damit sie sich mit
eigenen Augen ein Bild von den Leistungen der indonesischen Regierung im
Bereich der Entwicklungspolitik in einem Zeitraum von über 40 Jahren
machen können; 

– Gewährung der erforderlichen Unterstützung für die indonesische Regie-
rung zur Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlichkeit, damit sie Menschrechts-
verletzungen, Straflosigkeit und zügellose Korruption bekämpfen kann; 

– Beendigung aller Formen der Diskriminierung der indigenen Völker Papuas. 

8.4. Transnationale Unternehmen 
Zu den in West-Papua operierenden transnationalen Unternehmen gehören die
in New Orleans ansässige Firma Freeport McMorand, die Kupfer und Gold
abbaut, sowie British Petroleum, das im Rahmen des Tangguh-Projekts verflüs-
sigtes Erdgas fördern will. Beide Unternehmen werden aufgefordert, die Bewe-
gung „Papua, Land des Friedens“ zu unterstützen sowie 
– einen Verhaltenskodex für ihre Geschäftstätigkeit zu entwickeln und die

Beziehungen mit den staatlichen Institutionen Indonesiens so zu gestalten,
dass die Rechte, die Würde, die Gesundheit und die Lebensgrundlagen der Völ-
ker Papuas gemäß den UNO-Normen zur Verantwortung transnationaler
Konzerne und anderer Wirtschaftsunternehmen bezüglich der Menschenrechte
respektiert werden; 

– die Umsetzung ihrer Politik zu bewerten und jährlich Bericht über ihre Aus-
wirkungen zu erstatten; 

– transparente Berichte über alle finanziellen Verpflichtungen gegenüber staatlichen
Institutionen Indonesiens, einschließlich Militär und Polizei, vorzulegen;

– die indigenen Völker in den Gebieten mit Bergbaukonzessionen als Beteiligte zu
betrachten, die in den Entscheidungsprozess der Unternehmen einzubeziehen sind.
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ANHANG

GEMEINSAME ERKLÄRUNG DER RELIGIONSFÜHRER PAPUAS 
Jayapura, 15: September 2005

1. Wir, 87 religiöse Führer aus allen Teilen Papuas (davon 20 Protestanten, 23
Katholiken, 22 Muslims, 11 Hindus und 11 Buddhisten), betrachten den in Jay-
apura vom 11. bis 15. September zur Würdigung des Weltfriedenstages durch-
geführten Workshop als bemerkenswertes und wertvolles Ereignis. Wir haben
ein Gefühl der Zusammengehörigkeit und der Solidarität erfahren und wurden
durch Nachdenken, den Austausch von Meinungen und Erfahrungen sowie die
vielen in diesen vier Tagen geführten Diskussionen bereichert. Der Workshop,
der sich dem Thema „Religionen als Akteure für Gerechtigkeit und Frieden“ wid-
mete, hat uns geholfen, die verschiedenen beunruhigenden Probleme Papuas in
der Gegenwart besser kennen zu lernen und uns für unsere Anstrengungen, Papua
zu einem Land des Friedens zu machen, mit Hoffnung erfüllt. 

GEMEINSAME ANLIEGEN 
Es gibt eine Reihe von Anliegen, die es auszusprechen gilt, wenn Papua ein Land
des Friedens werden soll. 

2. Als religiöse Führer Papuas sind wir besorgt über das Misstrauen zwischen Men-
schen unterschiedlichen Glaubens. Es mangelt innerhalb unserer eigenen Reli-
gionsgemeinschaften an religiösem Verständnis und aufrichtigem Glauben. Viele
Menschen wissen nur wenig von anderen Religionen. Es mangelt an Kommuni-
kation und Koordination innerhalb und zwischen den Glaubensgemeinschaften.
Wir beobachten voller Sorge eine Tendenz zur Ausnutzung der Religion für poli-
tische Zwecke und den durch die Regierungspolitik ausgelösten theologischen Kon-
flikt, was nicht im Geiste des in der Verfassung Indonesiens verankerten Rechts
auf Religionsfreiheit ist. Wir sind besorgt über die Diskriminierung bei der Gewäh-
rung öffentlicher Leistungen für religiöse Minderheiten (auf nationaler Ebene) und
die mangelnde Anerkennung der Glaubensgemeinschaften, die auf regionaler
Ebene die Mehrheit der Bevölkerung repräsentieren.

3. Bei den juristischen und Menschenrechten haben wir erlebt, wie das Recht
an den Meistbietenden „verkauft“ wird. Die Menschenrechte der Papua werden
vernachlässigt, traditionelle Rechte werden nicht geachtet, und wer eine Macht-
position innehat, genießt Straffreiheit. 
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ZUSAMMENFASSUNG

Die Religionsführer West-Papuas stehen geschlossen hinter ihrer Verpflichtung,
für den Frieden zusammenzuarbeiten, unabhängig von der Unterstützung der
indonesischen Regierung. Trotz aller Herausforderungen und Schwierigkeiten wer-
den sie weiterhin den Frieden unter der Losung „Papua, Land des Friedens“ för-
dern. Die dem Konzept „Papua, Land des Friedens“ zugrundeliegenden Werte
werden als Maßstäbe und Kriterien für die Beurteilung ihrer gemeinsamen Frie-
densbemühungen auf Papua dienen. 

Interkonfessionelle Friedensaktivitäten werden nur dann Erfolg haben,
wenn sie von den Anhängern aller Religionen in West-Papua voll und ganz unter-
stützt werden. Eine effektive Kampagne für „Papua, Land des Friedens“ sollte des-
halb in der pluralistischen Gesellschaft West-Papuas gestartet werden. 

Es ist gleichermaßen wichtig, die aktive Teilnahme seitens der indone-
sischen Regierung und der Sicherheitskräfte in Jakarta sowie die Unterstützung
der indonesischen Zivilgesellschaft für die Friedensbewegung West-Papuas sicher-
zustellen. Dies erfordert eine effektive Vernetzung der religiösen Führer und zivil-
gesellschaftlichen Organisationen in West-Papua sowie allen indonesischen
Städten und Regionen. 

Der Frieden in West-Papua braucht die Unterstützung der internatio-
nalen Gemeinschaft. Die Religionsführer müssen die Isolierung West-Papuas
durch die indonesische Regierung aufbrechen, indem sie regelmäßig Informa-
tionen über die aktuelle Lage im Territorium zur Verfügung stellen sowie gleich-
zeitig Gebete und jede nur denkbare Unterstützung von den verschiedensten
internationalen Akteuren erbitten. Ohne die Solidarität der internationalen
Gemeinschaft wird der Frieden in West-Papua weiterhin bedroht bleiben. 
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Regierungsführung nicht erreicht wurde. Traditionelle Gemeinden, Glaubens-
gemeinschaften und Frauen spielen keine Rolle im Entwicklungsprozess. Wir
haben selbst erlebt, dass die Sonderautonomie die Not der papuanischen Gemein-
den nicht hat lindern können. 

GEMEINSAME HOFFNUNGEN 

Trotz unserer Besorgnis sind wir in vielerlei Hinsicht hoffnungsvoll, dass Papua
zu einem Land des Friedens werden kann: 

9. Wir erkennen die guten Beziehungen zwischen den Führern der Glaubens-
gemeinschaften an. Wir schätzen den Beitrag der interkonfessionellen Kom-
munikation und der Gebete, die Foren der Kommunikation zwischen den Füh-
rern der Glaubensgemeinschaften, den Dialog der Religionsführer und die
gemeinsamen Gebete bei der Verhütung von Konflikten. Wir erkennen die
Unabhängigkeit jeder einzelnen unserer Religionen, die Unterstützung der Reli-
gionsgemeinschaften für ihre Führer und deren gute Führungstätigkeit an. 

10. In Bezug auf Gesetzlichkeit und Menschenrechte unterstützen die Glau-
bensvertreter alle Anstrengungen zur Aufrechterhaltung der Rechtsstaatlich-
keit. Wir führen in den Gemeinden Bildungsveranstaltungen zu den Men-
schenrechten durch und unterstützen alle Bemühungen zur Förderung der
Achtung der Menschenwürde. Wir arbeiten zusammen, um unsere Positionen
zu Fragen der Gerechtigkeit und des Friedens gemeinsam zu vertreten. 

11. In der Wirtschaft sehen wir vielversprechende Humanressourcen; wir füh-
ren Bildungsveranstaltungen für die wirtschaftliche Unterstützung in den
Gemeinden durch. Wir wollen dabei helfen, dass alle Menschen als Akteure am
Entwicklungsprozess teilnehmen, ihre Verhandlungsposition als Wirtschafts-
vertreter der Gemeinden stärken und sie aktiv auf die Einbeziehung in Wirt-
schaftstätigkeiten vorbereiten. 

12. Die Religionen sind seit langem im Bildungs- und Ausbildungswesen Papu-
as aktiv. Sie haben viele Schulen gegründet, oft in abgelegenen Gebieten, und
entwickeln und erhalten ein Wohnheimsystem, das interkulturell ist. Wir ver-
folgen eine „zivilisierende“ Bildung, die in der traditionellen Kultur wurzelt, stre-
ben eine breitere Beteiligung an der Bildung innerhalb der Gemeinden an und
führen Charakterbildung durch. 
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4. Was die Wirtschaft anbelangt, sind wir besorgt über den Diebstahl und die 
Zerstörung der Naturreichtümer und den Mangel an echtem Engagement, die
Entwicklung Papuas zu fördern. Wir erleben, dass eine auf den Menschen aus-
gerichtete Wirtschaft nicht aufgebaut wird und dass die arme Mehrheitsge-
meinschaft wirtschaftlich geschwächt wird. Die Bereitstellung ökonomischer und
infrastruktureller Anlagen ist ungerecht. 

5. Wir sind besorgt über das Überhandnehmen gefälschter Studien- und Aus-
bildungsabschlüsse im Bildungswesen Papuas. Die Bemühungen zur Entwicklung
eines Lehrplans, der die lokalen Kulturen einbezieht, sind ungenügend. Die Aus-
bildung und Fähigkeiten der Lehrer sind unzureichend, ihre Vergütung schlecht.
Schulbücher werden in den ländlichen Gegenden nicht ausreichend bereitge-
stellt. Die Unterstützung der Entwicklung des Bildungswesens Papuas durch Regie-
rung und Bildungseinrichtungen ist mangelhaft. 

6. Im Gesundheitswesen beobachten wir mit Sorge, dass besonders in abgelegenen
Gebieten Medikamente nur eingeschränkt zur Verfügung stehen und es in den
Dörfern an medizinischem Personal mangelt. Wir sind besorgt über die schlech-
ten Arbeitsbedingungen des medizinischen Personals, das niedrige Leistungs-
niveau, den Mangel an technischen Ausrüstungen und die unzureichende Finan-
zierung des gemeindenahen Gesundheitswesens. Wir sind außerdem besorgt über
den geringen Wissensstand in Gesundheitsfragen, die hohe Kinder- und Müt-
tersterblichkeit, die Ausbreitung von HIV/AIDS und das niedrige Niveau der Fami-
lienfürsorge in den Gemeinden. 

7. Wir sind besorgt, dass soziale Probleme, einschließlich Alkoholmissbrauch,
häusliche Gewalt und Vernachlässigung von Kindern, nicht die Aufmerksam-
keit erhalten, die notwendig ist. Wir sind besorgt über die mangelnde Toleranz
bei Meinungsverschiedenheiten in den Gemeinden. Sozialdienste und 
-einrichtungen sind ebenfalls unzureichend. 

8. Was die Politik und die Regierungsführung auf Papua angeht, sind wir besorgt,
dass die Menschen die Politik als einen Hort der Korruption betrachten. Wir erle-
ben, wie das Recht kompromittiert wird, um den Interessen bestimmter Perso-
nen oder Gruppen zu dienen. Es besteht die Tendenz, durch die Politik Mei-
nungsverschiedenheiten innerhalb der Gemeinschaft zu fördern, die Politik
vom Geld abhängig zu machen und die Demokratie zu schwächen, indem man
die Menschen nicht voll in Entscheidungsprozesse einbezieht. Die Kultur der Kor-
ruption ist ein weiterer Anlass zur Sorge. Wir sehen, dass gute und saubere
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– ihren Nächsten als Ausdruck ihres Glaubens zu lieben; 
– ethnische, religiöse und kulturelle Vielfalt als Geschenke Gottes zu betrach-

ten und anzunehmen; 
– dem Dialog als Mittel zur Lösung von Problemen Vorrang zu geben; 
– harmonische Beziehungen zu Gott, den Mitmenschen und der Natur zu pflegen;
– eine aktive Rolle bei der Beobachtung der Regierungsführung und der Ent-

wicklungsaktivitäten zu spielen und 
– Provokationen nicht zuzulassen und sich nicht von Konflikten in anderen Tei-

len Papuas und außerhalb Papuas oder von solchen durch die Regierung ver-
ursachten beeinflussen zu lassen. 

18. Wir fordern die Zentralregierung und die Regionalregierungen auf, 
– gute und saubere Regierungsarbeit zu leisten; 
– unter Beachtung des Gesetzes über die Sonderautonomie (Nr. 21/2001) durch

die Regionalversammlung den Dialog mit den Menschen zu suchen; 
– Straflosigkeit zu verhindern und der Rechtsstaatlichkeit Vorrang zu geben,

indem alle für Menschenrechtsverletzungen, Korruption, Diebstahl der Natur-
reichtümer, gesetzlose Akte und alle Formen der Gewalt Verantwortlichen vor
Gericht gestellt werden; 

– Entwicklung unter Berücksichtigung von Kultur und Umwelt zu fördern; 
– eine gesunde Finanzpolitik zu betreiben; 
– den Vertrieb von hochprozentigen Alkoholika, alle Arten von Nachtklubs und

alle Formen des Glücksspiels zu verbieten; 
– gemeinsam mit Nichtregierungsorganisationen ernsthafte Aktionen gegen die

Ausbreitung von HIV/AIDS durch adäquate Gesundheitsfürsorge und Anstren-
gungen zur Ausrottung der Verbreitungsgründe zu unternehmen; 

– zusammen mit den Gemeinden (einschließlich der traditionellen, religiösen,
Jugend- und Frauenorganisationen) sich bei der Planung, Entscheidung,
Umsetzung und Bewertung von Entwicklungsprogrammen zu engagieren; 

– die Arbeit religiöser Organisationen zu achten und zu unterstützen; 
– den Dialog als erstes Mittel bei der Behandlung von Problemen auf Papua zu

nutzen; 
– allen auf Papua lebenden Menschen das Recht auf Leben zu garantieren; 
– Gerechtigkeit walten zu lassen, indem straflose Hinweise auf grobe Verlet-

zungen der Menschenrechte auf Papua ermöglicht werden; 
– den Papua zu ermöglichen, ihren rechtmäßigen Platz als wichtigste Akteure

im Entwicklungsprozess und bei der Nutzung der Naturreichtümer einzu-
nehmen und

– die Naturreichtümer zum Wohle und Gedeihen des papuanischen Volkes zu
nutzen.
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13. Im Gesundheitswesen sind die Religionen aktiv, um die Gesundheitsfürsor-
ge in den Gemeinden zu verbessern. Die Religionen helfen bei der Verbesserung
der Ernährung von Müttern und Kindern, der Förderung von Programmen zur
Vermeidung von Abtreibungen, der Leitung von Kliniken, der Aufklärung über
HIV/AIDS und andere Infektionskrankheiten und bei der Förderung einer gesun-
den Lebensweise. 

14. Im Sozialbereich informieren die Religionen die Menschen über die Stärken
der sozialen Vielfalt, betonen die gegenseitige Abhängigkeit der Menschen bei
der kommunalen Wohlfahrt, fördern die Sozialarbeit (durch Waisenhäuser und
Ausbildungsprogramme für Jugendliche), sprechen soziale Probleme an und för-
dern den Gemeinschaftsgeist. 

15. In der Politik und Regierungstätigkeit haben die Religionen eine besondere
Verhandlungsposition inne, da sie als „Sicherheitsgurt“ agieren und für die Ein-
heit wirken. Wir betonen die Bedeutung der Ethik in allen Entscheidungs-
prozessen sowie die Anwendung friedlicher Mittel und die Wahrung der Men-
schenwürde im Umgang mit Problemen. 

VERPFLICHTUNG UND APPELL 

16. Als Religionsführer sind wir entschlossen, Papua zu einem Land des Friedens
zu machen 
– auf der Grundlage der Anerkennung und Respektierung der Vielfalt, Gerech-

tigkeit, Einheit, Harmonie, Solidarität und Zusammengehörigkeit; 
– durch Stellungnahme gegen Ungerechtigkeit und alle Formen der Unterdrü-

ckung, wie sie die Gemeinden, insbesondere die der indigenen Papua, erleben;
– durch Anstrengungen zur Erhöhung der Effektivität der Kooperation und Kom-

munikation zwischen den Glaubensführern und durch gemeinsame Anstren-
gungen mit den traditionellen Führern, den Führern von Jugend- und Frau-
engruppen, Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen und allen
Menschen guten Willens; 

– durch Anstrengungen zur Verhinderung aller Pläne und Aktionen, die den dem
Konzept „Papua, Land des Friedens“ zugrunde liegenden Werten zuwiderlaufen
und 

– durch Nutzung der Friedensressourcen in den lokalen Kulturen. 

17. Wir laden nachdrücklich alle Menschen Papuas ein, 
– sich aktiv an Friedensinitiativen zu beteiligen; 
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31 Weitere Informationen zu den Gewaltvorfällen von 2001 siehe THEO VAN DEN BROEK – J. BUDI HERNAWAN –
FREDERIKA KORAIN – ADOLF KAMBAYONG, Memoria Passiones di Papua: Kondisi Sosial-Politik dan Hak Asasi Manu-
sia 2001, Jayapura: SKP Jayapura and Jakarta: Lembaga Studi Pers dan Pembangunan (LSPP), 2003, S. 182-185 

32 Beispiele der 2001 begangenen Gewalttaten siehe Seruan Penghentian Tindak Kekerasan di Tanah Papua vom 14. Juni
2001, Aufruf zur Beendigung der Gewalt in Papua vom 5. Oktober 2001 und 14. Juni 2002 

33 Willem Onde und Yohanes Tumin, Führer der Papua-Widerstandsbewegung (TPN/OPM) im südlichen Teil von West-
Papua, wurden gefoltert und am 12. September 2001 tot im Fluss Maro, Distrikt Merauke, aufgefunden. Siehe Seru-
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